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Der institutionelle Rahmen globaler Umweltpolitik stellt sich heute
als komplexe und zugleich fragmentierte Architektonik von diversen
UN-Organen, autonomen Regimen und einer Vielzahl zwischenstaat-
licher Ausschüsse und Arbeitsgruppen dar. Viele dieser Organe sind
mit Einzelaspekten der Umweltpolitik wie biologische Vielfalt, Wü-
stenbildung oder Klimaschutz befaßt, die wenigsten verfolgen echte
Querschnittsaufgaben. Die Folge ist ein weitgehend unkoordiniertes
System paralleler Prozesse mit zahlreichen Ineffizienzen, Profilüber-
schneidungen und Synergieverlusten. Dieser Situation steht eine Pha-
lanx ungelöster und wachsender Umweltprobleme gegenüber. Eini-
ge Regierungen haben bereits in der Vergangenheit wiederholt eine
Institutionenreform bis hin zur Schaffung einer neuen Weltumwelt-
behörde gefordert. Vor zwei Jahren ist eine dynamische Bewegung
entstanden; zwei bislang parallel verlaufende Reformprozesse wur-
den politisch angestoßen. Der vorliegende Artikel behandelt Aus-
sichten, Chancen und Risiken dieser Initiativen im Kontext der aktu-
ellen Debatte über die Reform des Systems der Vereinten Nationen in
toto und versucht darüber hinaus, auch neue horizontale politische
Steuerungsformen wie Partnerschaften und Politiknetzwerke, Koali-
tionen von ›willigen‹ Staaten und Vorreiterlösungen einzubeziehen.

Globale Umweltprobleme

Der Begriff Globalisierung wurde vor allem durch das weltweite Zu-
sammenwachsen der Wirtschafts- und Finanzmärkte geprägt. Dieses
Zusammenwachsen hat dramatische Folgen für die Umweltpolitik so-
wohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene. Erstens kön-
nen durch die weltweite Vernetzung und den leichteren Informations-
austausch über Kontinente hinweg gravierende Umweltprobleme, die
durch Globalisierungseffekte erzeugt oder verstärkt werden, schnel-
ler (oder überhaupt) identifiziert werden. Zweitens verlangt die Zu-
nahme der grenzüberschreitenden und wahrlich globalen Umwelt-
probleme wie der Klimawandel nach ordnungspolitischen Lösungen,
die nur auf internationaler Ebene erreicht werden können. Die Rede
ist von globaler Umweltpolitik oder Global Environmental Gover-
nance1.
Die Agenda globaler Umweltpolitik ist lang. Die meisten der darin
enthaltenen Phänomene und Probleme lassen sich in die folgenden
Hauptgruppen unterteilen:

– Klimawandel
– Verlust der biologischen Vielfalt
– Verlust von Waldressourcen
– Bodenerosion und Wüstenbildung
– Belastung der Weltmeere
– Verknappung der Süßwasservorräte
– Steigender Verbrauch fossiler Brennstoffe
– Müll- und Schadstoffbelastungen2.

Bestehende Weltumweltarchitektur

Im Verlauf von mehr als 30 Jahren internationaler Umweltzusam-
menarbeit ist ein im hohen Maße diversifiziertes und fragmentiertes
Politikfeld entstanden. Für Umweltfragen auf internationaler Ebene
ganz oder teilweise zuständig sind eine Vielzahl von Institutionen:
das von der UN-Generalversammlung eingesetzte Umweltprogramm
der Vereinten Nationen (UNEP), die Abteilung DESA (Department
of Economic and Social Affairs) des UN-Sekretariats, die Kommis-

sion für Nachhaltige Entwicklung (CSD) sowie eine Reihe weiterer
zwischenstaatlicher Ausschüsse und Arbeitsgruppen, der Wirtschafts-
und Sozialrat (ECOSOC), Fonds und Programme wie IFAD und
UNDP, UN-Sonderorganisationen wie die FAO, die Weltbank-Grup-
pe, künftig auch das Regelwerk der Welthandelsorganisation (WTO)
sowie die autonomen Konventions-Sekretariate. Darüber hinaus sind
seit den siebziger Jahren mehr als 900 multilaterale Umweltabkom-
men (MEAs) ausgehandelt worden, darunter so bedeutende wie die
Rio-Übereinkommen oder das Ozon-Protokoll.

Stockholm 1972

Dabei spielte das Thema Umweltschutz in der internationalen Politik
lange Zeit kaum eine Rolle. Zur Zeit der Gründung der Vereinten
Nationen im Jahr 1945 war die Umwelt kein Thema. Erst 1972 fand
unter der Ägide der UN die erste Weltumweltkonferenz in Stock-
holm statt3. Sie hatte unter anderem eine Auflistung aller bis dahin
bekannten Umweltprobleme globalen Ausmaßes zum Ziel. Ihr wich-
tigstes handfestes Ergebnis aber war die Empfehlung an die General-
versammlung, ein Organ zu schaffen, dessen primäre Funktion darin
bestehen sollte, die Umweltaufgaben der verschiedenen Organe und
Sonderorganisationen zu koordinieren. Noch im selben Jahr verab-
schiedete diese eine Resolution, in der das Mandat von UNEP fest-
gelegt wurde. UNEP war wesentlich an der Ausarbeitung wichtiger
internationaler Umweltübereinkommen, sogenannter Regime, betei-
ligt, wie zum Beispiel dem Washingtoner Artenschutzübereinkommen
von 1973, dem Montrealer Protokoll zum Schutz der Ozonschicht von
1985 und dem Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenz-
überschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsor-
gung aus dem Jahr 1989.
Der Durchbruch für die globale Umweltpolitik kam aber erst Ende
der achtziger Jahre. Der 1987 vorgestellte Abschlußbericht der Welt-
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kommission für Umwelt und Entwicklung (›Brundtland-Kommissi-
on‹) verband erstmals die Politikfelder ›Umwelt‹ und ›Entwicklung‹
miteinander. In dem Bericht wurde hervorgehoben, daß Armut, Un-
terentwicklung und Umweltzerstörung wechselseitig miteinander ver-
knüpft seien und gefordert, daß globale Umweltpolitik künftig mit Ent-
wicklungspolitik zu vereinen sei.

Rio 1992

Fünf Jahre später, auf der 1992 in Rio de Janeiro abgehaltenen Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung (UN-
CED), avancierte der Begriff ›nachhaltige Entwicklung‹ zum Leit-
bild. Die Konferenz galt als bis dahin bedeutendstes Ereignis globa-
ler Umweltpolitik und stellte aufgrund der erstmals durchgängig pro-
pagierten Verknüpfung von umwelt- und entwicklungspolitischen
Themen eine Zäsur dar4. Große Erwartungen wurden an die Vertre-
ter aus etwa 180 Ländern gestellt, und der Konferenz-Slogan ›nach-
haltige Entwicklung‹ leitete einen Paradigmenwechsel in der inter-
nationalen Kommunikation ein. In Rio wurden maßgebliche multila-
terale Resolutionen und Abkommen verabschiedet, allen voran das
globale Aktionsprogramm ›Agenda 21‹, die Übereinkommen zum
Klimaschutz, zur biologischen Vielfalt und zur Bekämpfung der Wü-
stenbildung sowie die Forstprinzipien. In der Folge wurden zur Kon-
kretisierung weitere Vereinbarungen getroffen, darunter das Kyoto-
Protokoll zur Reduzierung von klimaverändernden Treibhausgasen
von 1997.
Der Rio-Gipfel hatte eine Euphorie ausgelöst. Zahlreiche nichtstaat-
liche Organisationen (NGOs) machten sich die Programmatik des
Gipfels zu eigen und forderten eine stärkere Beteiligung der Zivilge-
sellschaft an der internationalen Politik. Das Medieninteresse an um-
welt- und entwicklungspolitischen Themen nahm ebenso zu wie de-
ren akademische Aufarbeitung. Staatliche Initiativen auf lokaler und
regionaler Ebene begannen, die Ideen der ›Agenda 21‹ in Projekte um-
zusetzen, und eine wachsende Zahl von Verbrauchern und Unterneh-
men trugen dazu bei, daß nachhaltige Entwicklung auch zu einem
Marktfaktor wurde. Innerhalb des UN-Systems wurden den Großbe-
hörden UNEP und UNDP (Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen) kleine, flexible Konventionssekretariate, sogenannte Facili-
tating Agencies, an die Seite gestellt. 1992 wurde die ›Globale Um-
weltfazilität‹ (GEF) – ein innovativer Finanzierungsmechanismus
für Projekte nachhaltiger Entwicklung – ins Leben gerufen. Zugleich
wurde ein konsequenter Multilateralismus als effektive Alternative
zum klassischen bilateralen Entwicklungshilfeansatz gefordert. Weit
vor der Rio-Nachfolgekonferenz in Johannesburg zeichnete sich je-
doch ab, daß eine Bilanz der Dekade im Hinblick auf Umsetzung und
Wirksamkeit der genannten Übereinkommen und Aktivitäten sehr
dürftig ausfallen würde.

Johannesburg 2002

Vom 26. August bis 4. September 2002 kam die Staatengemeinschaft
zum Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung (WSSD) im südafrika-
nischen Johannesburg zusammen. Diese größte internationale Kon-
ferenz aller Zeiten bot Raum für eine umfassende Bestandsaufnahme
des seit Rio Erreichten. Zugleich wollte sie bedeutende Impulse für
einen Durchbruch in den drängenden Aktionsfeldern geben. Im Mit-
telpunkt standen die Schwierigkeiten bei der Umsetzung bereits ver-
einbarter Ziele. Leider sind die vor dem Gipfel von UN-Generalse-
kretär Kofi Annan klar umrissenen Prioritäten – Wasser, Energie, Ge-
sundheit, Landwirtschaft, biologische Vielfalt –, die in direktem Be-
zug zu den ›Millenniums-Entwicklungszielen‹ der UN-Generalver-
sammlung stehen, nicht vollständig in den WSSD-Durchführungs-
plan eingeflossen, der das zentrale Dokument des Gipfels darstellt.
Wenn es also um eine Bilanzierung der Ergebnisse des WSSD geht,
muß vor allem festgehalten werden, daß die Abschlußdokumente zwar
einige Fortschritte aufweisen – insbesondere in bezug auf die beiden

Johannesburg-Themen ›Wasser‹ und ›Energie‹ –, daß aber die fast
jedem Beschluß auferlegten Einschränkungen an dessen Wirksamkeit
zweifeln lassen. Ein durchschlagender Erfolg ist angesichts fehlender
Konkretisierungen und klarer Sanktionsmechanismen fraglich5.
Auch die Frage des fragmentierten Institutionengefüges globaler Um-
weltpolitik war in Johannesburg Thema, wenngleich sich die Staaten-
gemeinschaft noch nicht zu einem wirklich durchgreifenden und ver-
bindlichen Reformbeschluß durchringen konnte. Vorherrschend war
jedoch die Einsicht, daß UNEP sich in seiner bisherigen Form eben-
sowenig wie die CSD als fähig erwiesen hat, die zersplitterten Zustän-
digkeiten wirkungsvoll zu koordinieren. Seit langem wird von Sach-
verständigen moniert, daß die bestehende Weltumweltarchitektur im
Rahmen der Vereinten Nationen an zahlreichen Profilüberschneidun-
gen leidet, die überhöhte Verwaltungs- und Personalkosten bedingen –
eine insbesondere von den Entwicklungsländern kaum zu schultern-
de Last. Daraus resultiert eine Schwächung gegenüber großen Regi-
men und Organisationen wie etwa der WTO. Der Völkerrechtsfaktor
in Umweltfragen kommt dadurch vergleichsweise wenig zur Gel-
tung.
In der wissenschaftlichen Debatte werden diese unterschiedlichen
Zuständigkeiten zwar nicht rundweg abgelehnt, da autonome Regi-
me auch gewisse Vorteile haben, nämlich flexible, problembezogene
Antworten auf oftmals spezielle und regional auftretende Umwelt-
probleme anzubieten. Diskutiert wird aber, ob UNEP in seiner jetzi-
gen Form jemals in der Lage sein wird, die geforderten Koordinati-
onsfunktionen zu übernehmen – getreu dem eigenen Anspruch, »the
principal United Nations body in the field of the environment«6 zu
sein.

Reformvorschläge

In der Frage, welcher Reformweg nun beschritten werden soll, gehen
die Meinungen unter Wissenschaftlern wie Regierungen naturgemäß
auseinander. Einerseits wird von Minimalisten betont, daß die beste-
henden Strukturen ausreichend seien, jedoch – politischen Willen
vorausgesetzt – weit besser genutzt werden müßten7. Andererseits
wird mittlerweile aber von einer großen Anzahl von Regierungen
und Experten die Position vertreten, daß UNEP mit deutlich mehr fi-
nanziellen Mitteln und Fachpersonal, einer größeren Autonomie ein-
schließlich Sanktionsmacht sowie einer stärkeren demokratischen
Legitimation auszustatten sei. Letzteres bedeutet, daß UNEP ein brei-
teres Fundament besitzen müßte, als es die klassische staatenorientier-
te Sichtweise bis dato vorsieht. Schließlich wird von verschiedenen
Regierungen geltend gemacht, daß mit der französischen Initiative zur
Gründung einer United Nations Environment Organisation (UNEO)
ein vielversprechender und unterstützenswerter Vorschlag vorliegt, der
vorsieht, das UN-›Programm‹ in eine UN-›Sonderorganisation‹ mit
eigenem Rechtsstatus, inklusive Budgethoheit, überzuführen8.
Seit das Thema Reform der globalen Umweltordnungspolitik Ende
der neunziger Jahre ins Blickfeld von Wissenschaft und Politik gera-
ten ist, haben sich vier klassische Reformansatz-Typen herauskri-
stallisiert9:

– Mainstream-Ansatz
Dieser vor allem von NGOs favorisierte Ansatz möchte es im wesent-
lichen bei der derzeit bestehenden institutionellen Lösung und der de-
zentralen Steuerung der verschiedenen umweltpolitischen Prozesse
durch Regime und Verhandlungszyklen belassen. Er plädiert aller-
dings für eine umfassende Integration des Politikfelds Umwelt und
seiner Einzelaspekte in die Organisationen und Prozesse, die die
tatsächlichen politischen Machtverhältnisse am ehesten repräsentie-
ren: WTO, Weltbank und Internationaler Währungsfonds.

– Global Governance-Ansatz
Dieser Ansatz geht davon aus, daß angesichts beschleunigter Globali-
sierungsprozesse einerseits und dem Auftauchen nichtstaatlicher Ak-
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teure auf der internationalen Bühne andererseits Steuerungsformen,
die allein auf zwischenstaatliche Verträge und das Wirken über inter-
nationale Organisationen beruhen, keine adäquaten Antworten mehr
darstellen. Insbesondere Umweltpolitik ist längst kein ausschließlich
staatliches Unterfangen mehr. Die Privatwirtschaft und ihre Interes-
senverbände, Gewerkschaften und NGOs sind Teil davon. Eine refor-
mierte Weltumweltarchitektur müßte demnach so konzipiert sein, daß
eine angemessene Beteiligung der Zivilgesellschaft sichergestellt wird.
Dies geschieht unter anderem durch Partnerschaften zwischen Regie-
rungen, den UN und der Privatwirtschaft, Wissensnetzwerke und eine
bessere Einbindung von NGOs in Verhandlungs- und Umsetzungs-
prozesse10.

– Upgrade-Ansatz
Im Kern dieses Ansatzes steht die Idee des schrittweisen Ausbaus und
der langfristigen Stärkung von UNEP. Dies umfaßt folgende Maß-
nahmen:
– eine erhebliche personelle wie auch finanzielle Mittelaufstok-

kung an den Standorten Nairobi, Genf und Paris sowie die Um-
wandlung der Finanzierung auf der Grundlage eines freiwilligen
Treuhandfonds zu festen Haushaltszuwendungen der Mitglieds-
staaten gemäß UN-Schlüssel;

– eine stärkere politische Durchsetzungsfähigkeit durch die Koppe-
lung des UNEP-Verwaltungsrats an das Globale Ministerforum
Umwelt (GMEF), welches zugleich die Geschicke der autonomen
Übereinkommen abstimmen und damit zu einer besseren Koordi-
nierung beitragen soll;

– die Öffnung der auf 58 Staaten begrenzten Mitgliedschaft bei
UNEP hin zur universellen Mitgliedschaft.

– Sonderorganisations-Ansatz
Dieser Ansatz sieht die Gründung einer Weltumweltorganisation mit
dem Status einer UN-Sonderorganisation vor. Sie soll einen eigenen
Rechts- und Verwaltungskörper besitzen, ähnlich der Weltgesundheits-
organisation WHO. Eine solche Behörde soll nach einhelliger Mei-
nung aus UNEP hervorgehen. Über die weitere Ausgestaltung aller-

dings scheiden sich die Geister. Ungeklärt ist beispielsweise die Fra-
ge, ob die autonomen Regime und Konventionssekretariate unter dem
Dach der neuen Organisation vereint werden oder vielmehr selbstän-
dig bestehen bleiben sollen. Die Entwicklungsländer sollen entschie-
den mehr politische Einflußnahme ausüben können als unter UNEP.
Ob allerdings eine solche neue Behörde auch Kompetenzen auf ent-
wicklungspolitischem Gebiet erhalten soll, ist ebenso strittig wie die
Frage, ob mit Umwelt befaßte Abteilungen anderer internationaler Or-
ganisationen in die neue Behörde übersiedeln sollen. Allenfalls scheint
klar, daß der GEF eine zentrale Rolle bei Finanzierungsfragen der ver-
schiedenen globalen Umweltprogramme und -projekte zukommen soll.

***

Anzumerken bleibt an dieser Stelle noch, daß alle vier genannten
›klassischen‹ Reformansätze durchaus miteinander kombinierbar be-
ziehungsweise Mischformen denkbar sind, die von einer Reihe von
Experten sogar favorisiert werden.

Zwei Modelle

Für den letzten der vier Reformansätze gibt es (zumindest in der
deutschen akademischen Debatte) im wesentlichen zwei konkrete
Vorschläge. Zum einen das Modell der Earth Organization des Wis-
senschaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltverän-
derungen (WBGU)11 und zum andern das von Frank Biermann und
Udo Ernst Simonis entworfene Modell einer Weltorganisation für
Umwelt und Entwicklung (WEDO)12. Die Besonderheit des WBGU-
Modells liegt in seiner schrittweisen Ausweitung des Mandats der
Earth Organization. Der von Biermann und Simonis eingebrachte
Vorschlag wiederum verknüpft bislang am konsequentesten auch auf
institutioneller Ebene die Bereiche Umwelt und Entwicklung. Wie
auch beim WBGU-Vorschlag sollen hier die Entwicklungsländer grö-
ßere Handlungskapazitäten erhalten als bisher. Damit tragen beide
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CSD Kommission für Nachhaltige Entwicklung
DESA/DSD Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale

Angelegenheiten/ Abteilung Nachhaltige Ent-
wicklung

ECOSOC Wirtschafts- und Sozialrat
EU-ACP/NIP Europäische Union – Staaten des afrikanisch,

karibisch, und pazifischen Raumes / Nationa-
le Richtprogramme

FAO Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation
GEF Globale Umweltfazilität
IFAD Internationaler Fonds für landwirtschaftliche

Entwicklung
IMF Internationaler Währungsfonds
IOM Internationale Organisation für Migration
ITLOS Internationaler Seegerichtshof
MAB UNESCO-Programm ›Der Mensch und die

Biosphäre‹
NatHer Kulturerbeprogramm
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammen -

arbeit und Entwicklung
PIC Vorherige Zustimmung in Kenntnis der Sach-

lage (Rotterdam-Konvention)
POP Persistente Organische Schadstoffe
SEED Abteilung Nachhaltige Entwicklung und Um-

welt
UNCBD Übereinkommen der Vereinten Nationen über

die biologische Vielfalt
UNCCD Übereinkommen der Vereinten Nationen zur

Bekämpfung der Wüstenbildung
UNCLOS Übereinkommen der Vereinten Nationen über

das Seerecht
UNDP Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-

nen
UNEP Umweltprogramm der Vereinten Nationen
UNESCO Organisation der Vereinten Nationen für Bil-

dung, Wissenschaft und Kultur
UNFCCC Rahmenübereinkommen der Vereinten Na-

tionen über Klimaänderungen
WHO Weltgesundheitsorganisation
WMO Weltorganisation für Meteorologie
WTO Welthandelsorganisation

Die fragmentierte Architektur globaler Umweltpolitik

Quelle: Verfasser
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Vorschläge einer grundlegenden Forderung der Entwicklungsländer
Rechnung, die bislang derartigen Vorschlägen sehr kritisch gegen-
überstehen. Konkret haben sie die Befürchtung, daß mit einer von
wenigen Industrieländern getragenen Initiative erneut die in Rio er-
zielte Einheit von Umwelt und Entwicklung zu Lasten der Entwick-
lungskomponente verschoben werden könnte.
Kritiker aus Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft halten einem
solchen Vorhaben entgegen, daß es sich dabei um ein überdimensio-
niertes, bürokratisches ›Monster‹ handle, eine Beschäftigung mit der-
lei administrativ-organisatorischen Fragen wichtige Ressourcen von
den konkreten Herausforderungen des globalen Umweltschutzes ab-
ziehe und, wie oben ausgeführt, die fragmentierte Struktur auch ge-
wisse Vorteile aufweise. Diese Überlegungen werden noch einmal
mit dem Argument zugespitzt, daß es oftmals die informellen Pro-
zesse wie Soft Law-Initiativen oder Multi-Akteurs-Politiknetzwerke
und nicht schleppende multilaterale Vereinbarungen sind, die die glo-
balen Umweltprobleme erfolgreicher angehen. Letztlich wird im feh-
lenden politischen Willen einzelner Regierungen der Hauptgrund für
die immer noch schwache Stellung der Umweltpolitik im internatio-
nalen Institutionengefüge angeführt, und zwar sowohl hinsichtlich
der Nutzung bereits bestehender Möglichkeiten als auch des gefor-
derten Mainstreaming – ein Aspekt der von Befürwortern institutio-
neller Reformen keineswegs bestritten wird. Es sei damit mehr als
fraglich, ob für eine Umwandlung von UNEP in eine Sonderorgani-
sation der notwendige politische Wille auf Seiten der Nationalstaa-
ten herbeigeführt werden kann.

Reformschritte und Stand der Verhandlungen

Hinsichtlich der aktuellen politischen Verhandlungsprozesse sei auf
zwei bereits umgesetzte Reformprojekte verwiesen: die 1998 einge-
setzte Töpfer-Kommission hatte zwei Vorschläge gemacht, die per Re-
solution 53/242 von der Generalversammlung angenommen wurden:
(a) die Einrichtung der Environmental Management Group (EMG)

zur besseren Koordinierung der Umweltaktivitäten zwischen den
Organen des UN-Systems; und

(b) die Etablierung des Globalen Ministerforums Umwelt, das durch
seine hochrangige Besetzung mehr Autorität und politische Durch-

setzungskraft, aber auch verbesserte Koordination der Einzelre-
gime zum Ziel hat.

Beide Vorhaben gelten als erste vorsichtige Schritte in die richti-
ge Richtung und entsprechen in Teilen der ersten Ausbaustufe des
WBGU-Modells. Im Februar 2001 gründete der UNEP-Verwaltungs-
rat die zwischenstaatliche Arbeitsgruppe Open-ended Intergovernmen-
tal Group of Ministers or their Representatives / International Envi-
ronmental Governance (IGM/IEG). Diese Arbeitsgruppe, die vor der
Beschlußfassung sechsmal tagte, wurde beauftragt, vorhandene insti-
tutionelle Schwächen aufzudecken und Möglichkeiten für eine Auf-
wertung von UNEP zu identifizieren.

Cartagena-Paket

Bei einer Sondersitzung des UNEP-Verwaltungsrats gemeinsam mit
dem dritten Treffen des Ministerforums im Februar 2002 im kolum-
bianischen Cartagena kam es auf Initiative der EU zum gemeinsa-
men Beschluß, UNEP durch eine Aufwertung des Ministerforums zu
stärken: das Forum soll demnach mehr als bisher politische Ent-
scheidungen in der globalen Umweltpolitik treffen, politische Richt-
linienkompetenz gegenüber diversen Organen des UN-Systems aus-
üben sowie als Koordinator der verschiedenen multilateralen Um-
weltübereinkommen fungieren. In Cartagena wurden als weitere Fak-
toren zur Stärkung von UNEP die Einführung der universellen Mit-
gliedschaft vorgeschlagen, ein strategischer Plan zur technologischen
Unterstützung und zum Kapazitätenaufbau in Entwicklungs- und
Schwellenländern verabschiedet sowie eine bessere wissenschaftli-
che Basis und eine sicherere Finanzierung des Umweltprogramms
gefordert. Der Bericht der IEG-Arbeitsgruppe, auch ›Cartagena-Pa-
ket‹ genannt, wurde auf dem Weltgipfel in Johannesburg als Punkt
140 (d) des Durchführungsplans angenommen13. Seither gelten die
Beschlüsse des ›Cartagena-Pakets‹ als offizielle Vereinbarung hin zu
einer reformierten Weltumweltpolitik – eine Bestätigung durch die
UN-Generalversammlung steht noch aus.

UNEO-Initiative

Die Vereinbarungen und Absichtserklärungen im Rahmen des Car-
tagena-Prozesses erschienen Frankreichs Präsident Jacques Chirac
wohl nicht weitreichend genug. Er stellte auf der 58. UN-General-
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Gefährliche Substanzen, die in die
Atmosphäre geraten, beeinträchtigen
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sondern auch das Ökosystem.
Die Luftverschmutzung ist Ursache für
schätzungsweise 5 vH der Krankheits-
fälle weltweit. Zu sehen sind zwei ru-
mänische Arbeiterinnen auf dem Heim-
weg. Im Hintergrund die Vulkanisie-
rungsfabrik mit den beiden Kühltür-
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versammlung seine Überlegungen im Hinblick auf die Gründung ei-
ner ›United Nations Environment Organization‹ in den Raum14. In
der Folge wurde am 10. Februar 2004 in New York eine zwischen-
staatliche Arbeitsgruppe gegründet, die die Möglichkeiten einer Um-
wandlung von UNEP in eine UN-Sonderorganisation mit Sitz in
Nairobi prüfen soll. Dabei sollen ausdrücklich zwei Prozesse beach-
tet werden:
(a) der Cartagena-Prozeß, und
(b) die Vorschläge der von Generalsekretär Kofi Annan initiierten

Hochrangigen Gruppe (High-Level Panel on Threats, Challen-
ges and Change oder ›Blue Ribbon Panel‹).

Die UNEO-Arbeitsgruppe hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2005 Vor-
schläge und Empfehlungen zur Gründung einer Weltumweltorgani-
sation vorzulegen und dabei folgende Punkte zu berücksichtigen:
(a) das Profil internationaler Umweltaktivitäten und deren politische

Einflußnahme zu stärken;
(b) die institutionellen Kapazitäten der Entwicklungsländer zu stärken;
(c) die Mängel des bestehenden fragmentierten Systems zu über-

winden.
Der WBGU-Ausbaustufe 1 entsprechend, sieht die UNEO-Initiative
keine deutlichen Machtkonzentrationen beziehungsweise keine hier-
archische Lösung vor, was sich beispielsweise darin ausdrückt, daß
die einzelnen Vertragsstaatenkonferenzen der Konventionen ihre Au-
tonomie bewahren sollen. Auch soll eine UNEO weder eine Umset-
zungsbehörde sein noch mit der WTO konkurrieren. Aus der laufen-
den IEG-Debatte hat der UNEO-Vorschlag einige Forderungen und
Anregungen übernommen: die universelle Mitgliedschaft des UNEP-
Verwaltungsrats, das Problem der Beitragszahlungen, die Frage des
Kapazitätsaufbaus und des Fundraising in Entwicklungsländern, ein-
schließlich deren bessere Einbindung in die globalen Verhandlungs-
prozesse, die Stärkung der wissenschaftlichen Basis sowie der Über-
wachungs- und Bewertungsfähigkeiten globaler Umweltaktivitäten.
Mit Bezug auf die Kritiker kann demnach nicht davon gesprochen
werden, daß eine UNEO eine ›Superorganisation‹ oder ein ›organi-
satorisches Monstrum‹ sei – eine solche Einschätzung würde die tat-
sächlichen Gegebenheiten völlig überzeichnen. Mit der weiterhin ver-
bleibenden Netzwerkstruktur globaler Umweltpolitik, organisiert um
ein stärkeres, koordinierendes Zentrum ›UNEO‹, könnte globale Um-
weltpolitik eine innovative und effektive Organisationsform gegeben
werden.

***

Der Reiz der UNEO-Initiative liegt darin, daß diese auf den beste-
henden Strukturen aufbaut, pragmatische Veränderungsperspekti-
ven aufzeigt und eine Wirkung erzielen könnte, die nicht allein sym-
bolischer Natur bleibt. Denn die UNEO-Initiative trägt den bereits
im Rahmen der akademischen Debatte über eine World Environmen-
tal Organization/Global Environmental Organization (WEO/GEO)
vorgetragenen Gegenargumenten Rechnung, und sie ist zudem Teil
der Reformbemühungen innerhalb des Systems der Vereinten Natio-
nen und der IEG15.

Informelle Initiativen

Partnerschaften

Trotz aller Bemühungen um eine institutionelle Reform des beste-
henden Systems globaler Umweltpolitik darf die ›horizontale Per-
spektive‹ globalen Regierens nicht in den Hintergrund treten. Die in
Johannesburg ins Leben gerufenen und nunmehr auf rund 260 ange-
wachsenen Partnerschaften müssen auch auf ihren Beitrag zu einer
reformierten Weltumweltarchitektur überprüft werden. So ist eine
spezifische Stärke von Partnerschaften, bei der Umsetzung getroffe-

ner Entscheidungen aktiv mitzuwirken beziehungsweise den Umset-
zungsprozeß zu überwachen. Darüber hinaus kann eine bessere Ein-
bindung nationaler und lokaler Belange in Fragen globaler Umwelt-
politik mit deren Hilfe erreicht werden, was zugleich Ownership auf
Seiten der betroffenen Teilhaber erzeugen kann. Partnerschaften kön-
nen helfen, neue Finanzquellen zu erschließen und bieten eine Mög-
lichkeit, Blockaden im multilateralen Entscheidungsprozeß durch
›Koalitionen der Willigen‹ zu überwinden. Für die Befürworter bie-
tet es sich an, in der globalen Umweltpolitik eine ›Politik der zwei
Geschwindigkeiten‹ zu betreiben, um neben weiterhin notwendigen
multilateralen Vereinbarungen Vorreiter nicht auszubremsen. Zu-
gleich kann über zivilgesellschaftlich mitgetragene Partnerschaften
ein zusätzliches Moment globaler Demokratie verwirklicht werden16.

NEPIs

Ein weiterer wichtiger Aspekt bei der Stärkung der globalen Um-
weltpolitik ist die Verbreitung neuer Instrumente, sogenannter NEPIs
(New Environmental Policy Instruments). Es handelt sich hierbei um
Öko-Labels, Energie-/CO2-Steuern, nationale Umwelt- oder Nach-
haltigkeitspläne sowie den freien Zugang zu Information. Ebenso
sollte man ein Augenmerk auf die zunehmende Privatsektorbeteili-
gung lenken, die in ihren Auswirkungen jedoch noch weiter erforscht
werden muß. Der viel diskutierte, beachtete und kritisierte ›Globale
Pakt‹ ist hier nur die sprichwörtliche Spitze des Eisbergs.

***

Sämtliche Bemühungen zur Reform der Weltumweltarchitektur
müssen sich letztlich an den konkreten Problembereichen globaler
Politik für eine nachhaltige Entwicklung wie beispielsweise ›Was-
ser‹, ›Energie‹ oder ›biologische Vielfalt‹ orientieren, und es bleibt
die größte Herausforderung, mit einer gestärkten institutionellen
Struktur, diese konkreten Aufgabenfelder immer besser bearbeiten
zu können.

Aussichten

Eine echte und nachhaltige Reform des Systems globaler Umwelt-
ordnungspolitik braucht eine neue institutionelle Ausrichtung. Nur
so lassen sich Effektivität und Effizienz der weltweiten Anstrengun-
gen in diesem Bereich bündeln, nur so lassen sich die weiter zuneh-
mende Umweltprobleme künftig besser bewältigen. Dazu ist es ge-
boten, sowohl die im Cartagena-Paket enthaltenen Reformschritte um-
zusetzen als auch die französische UNEO-Initiative zu unterstützen.
Da der UNEO-Prozeß die Ergebnisse des Cartagena-Pakets durch-
aus mit einschließen kann, umgekehrt Cartagena allein aber nicht mit
einer UNEO kompatibel ist, ist einerseits eine schrittweise Verhand-
lungsstrategie nach dem Motto ›Cartagena-Umsetzung zuerst und auf
jeden Fall sichern, UNEO als Option danach‹ sinnvoll, andererseits
müßte durch eine weltweite Informationskampagne und bilaterale Ge-
spräche die Basis der Länder für eine UNEO bereits jetzt verbreitert
werden. Dies ist vor allem in Bezug auf die Entwicklungsländer zu
sehen, die es einerseits durch die angesprochene stärkere Einbindung
in das globale Umweltmanagement und andererseits auch durch eine
verstärkte Unterstützung, etwa in den Bereichen Technologie oder Ka-
pazitätsaufbau, für diese Reformbemühungen zu gewinnen gilt.
In diesem Zusammenhang muß sichergestellt sein, daß eine refor-
mierte Umweltarchitektur eng und nachhaltig mit den internationa-
len und nationalen Entwicklungsorganisationen vernetzt wird. Die
Globale Umweltfazilität sollte in Zukunft Haupt-Finanzierungsmecha-
nismus aller umweltpolitischen Maßnahmen auf internationaler Ebe-
ne werden. Als zusätzliche Finanzierungsmittel sind verstärkt markt-
wirtschaftliche Instrumente wie beispielsweise Zertifikathandel in
Betracht zu ziehen. Daneben ist die Stärkung der wissenschaftlichen
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Basis unerläßlich. Ein ›International Panel on Global Environmental
Change‹ bestehend aus internationalen Sachverständigen ist deshalb
zu gründen und einer reformierten Umweltarchitektur als Frühwarn-,
Beratungs- und Evaluierungsorgan an die Seite zu stellen.
Parallel zu den genannten institutionellen Veränderungen ist eine
weitere Beachtung und teilweise Stärkung des ›informellen‹ Sektors
wichtig. Partnerschaften, Politiknetzwerke und nichtstaatliches En-
gagement sind dort zu fördern, wo immer es im Sinne globalen Um-
weltmanagements notwendig und sinnvoll erscheint. Und: auch die
Rolle Deutschlands als Vorreiter im internationalen Umweltschutz ist
weiter ausbaufähig. Dies gilt sowohl in technologischer als auch po-
litischer Hinsicht. Ziel muß sein, durch dieses Engagement möglichst
viele ›Nachahmer‹ zu gewinnen und Koalitionen mit Willigen zu
schließen, um in konkreten Bereichen, wie zum Beispiel bei der För-
derung erneuerbarer Energien, zu Etappensiegen zu gelangen. Schließ-
lich sind alle Schritte zur Reform globaler Umweltordnungspolitik
im Einklang und Zusammenhang mit den aktuellen Vorhaben in Rich-
tung Reform der Vereinten Nationen und des internationalen Systems
zu gestalten. Eine enge Abstimmung mit der Arbeit der Hochrangi-
gen Gruppe, dem UN-Generalsekretär und der Generalversammlung
ist daher geboten.

1 Ausführlicher dazu u.a. Elmar Altvater und Birgit Mahnkopf, Grenzen der Globali-
sierung, Münster 1999; Hans-Joachim Schellnhuber und Frank Biermann, Eine öko-
logische Weltordnungspolitik. Globales Umweltmanagement statt Untergangskul-
tur, in: Internationale Politik, 12/2000, S. 9–16.

2 Vgl. u.a. Udo E. Simonis, Global Environmental Problems – Searching for Adequate
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ronmental Agenda: Origins and prospects, in: Daniel C. Esty und Maria H. Ivanova, Glo-
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Die Generalsanierung des UN-Amtssitzes
(Capital Master Plan) FRANZ BAUMANN

Das Sekretariat der Vereinten Nationen, daß heißt der Glaspalast am
East River, wie das Gebäude im Fernsehen gerne genannt wird, gilt
als Symbol für die Hoffnungen, Visionen und Möglichkeiten inter-
nationaler Zusammenarbeit. Der hochragende, schlanke Quader aus
2000 Tonnen hellgrauem Vermonter Marmor und blauen, spiegeln-
den Glasfassaden scheint selbst ein halbes Jahrhundert nach seiner
Fertigstellung noch atemberaubend modern. Es ist nur schwer vor-
stellbar, daß heute irgendeine politische Vision, am wenigsten die
der friedlichen Zusammenarbeit aller Staaten der Welt, architekto-
nisch so erhebend (nicht zu verwechseln mit bombastisch), umge-
setzt werden könnte oder würde.
Der erste Generalsekretär der Vereinten Nationen, der Norweger
Trygve Lie, verwies auf die Bedeutung sowohl des Standorts wie
auch der Architektur des Amtssitzes. Beide sollten widerspiegeln,
daß sich das Augenmerk der ganzen Welt auf die Vereinten Nationen
als Brennpunkt gemeinsamer und globaler Interessen richten würde
und daß eine gewisse Würde und Großartigkeit durchaus angebracht
seien1.
Nachdem zunächst auch Washington, San Francisco, Boston, Den-
ver, St. Louis, Philadelphia und Miami erwogen worden waren, lud
der Kongreß der Vereinigten Staaten die Vereinten Nationen im De-
zember 1945 ein, in der Stadt New York ihren Hauptsitz zu nehmen.
Kurz darauf richtete die Generalversammlung eine Amtssitz-Kom-
mission ein, die einen angemessenen Bauplatz finden sollte. Nach ei-
nem Jahr, im Dezember 1946, einigte sich die im New Yorker Stadt-
teil Flushing (Queens) tagende Generalversammlung auf das Areal
zwischen der 42. und 48. Straße und zwischen dem East River und
der First Avenue in Manhattan als Sitz der Organisation.

Etwas später ernannte Trygve Lie den amerikanischen Architekten
Wallace K. Harrison zum Chefplaner des Projekts. Harrison leitete
eine Gruppe von Architekten und Ingenieuren, denen ein hochkaräti-
ger künstlerischer Aufsichtsrat zur Seite stand2 und deren ursprüng-
licher Plan 85 Millionen Dollar kosten sollte. Die Generalversamm-
lung forderte einen zweiten, um 20 Millionen Dollar billigeren Plan,
der bewilligt wurde, indem man die Höhe des Sekretariats von 45 auf
39 Stockwerke reduzierte3, die Konferenzeinrichtungen einschränk-
te und die Bibliothek in einem schon bestehenden Gebäude unter-
brachte4. Dieser Vorschlag wurde von der Generalversammlung am
20. November 1947 angenommen. Die USA finanzierten das Bau-
projekt mit einem zinsfreien Darlehen, deren letzte Rate 1982 zu-
rückgezahlt wurde. Am 24. Oktober 1949 wurde im Beisein des ame-
rikanischen Präsidenten Harry S. Truman der Grundstein gelegt. Das
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(UNOV).
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Sekretariat war schon 1951 fertig und das Konferenzgebäude sowie
der Generalversammlungssaal 1952. Am 14. Oktober 1952 wurde
die 7. reguläre Sitzung der Generalversammlung in der neuen Halle
eröffnet5.
Obschon die Organisation bei ihrer Gründung erst 51 Mitgliedslän-
der hatte, war der Komplex – bestehend aus dem 39-stöckigen aufra-
genden Quader des Sekretariats, dem zum Fluß hin gebauten flachen
Konferenzgebäude und der geschwungenen Generalversammlungs-
halle – auf 70 ausgelegt. Es wurde aber schnell eng. Im Jahre 1964
waren es schon 124 Mitglieder, zehn Jahre später 138 und seit dem
Beitritt Osttimors und der Schweiz im September 2002 sind es 191
(was bedeutet, daß mit der Ausnahme des Heiligen Stuhls alle Terri-
torialstaaten der Welt Mitglieder der Vereinten Nationen sind). Bis
in die jüngste Vergangenheit waren Erweiterungs- und Erhaltungs-
maßnahmen notgedrungenermaßen Flickwerk, einerseits wegen der
chronischen Finanzkrise der Organisation, andererseits aber auch,
weil es die hohe Bauqualität des Gebäudes zuließ, das letzte Gericht
immer noch ein bißchen weiter in die Zukunft zu verschieben. An-
statt es seiner Bedeutung entsprechend zu pflegen, wurde das großar-
tige Gebäude im vergangenen halben Jahrhundert eher herunterge-
wirtschaftet. Die erste Bestandsaufnahme wurde 1977 durchgeführt
und kurz darauf einige mechanische Teile ersetzt6. In den neunziger
Jahren war es nicht mehr zu verdrängen, daß das Gebäude generalsa-
niert werden mußte7. Die Generalversammlung reagierte trotzdem
eher bedächtig und ließ noch fast ein halbes Jahrzehnt verstreichen,
bevor sie den Generalsekretär beauftragte, einen umfassenden Sa-
nierungsplan vorzulegen8.
Zu dieser Zeit waren die Dächer undicht, eine Marmorwand der Dag-
Hammarskjöld-Bibliothek vom Einsturz bedroht und die Asbestver-
seuchung des ganzen Komplexes bedrohlich geworden. Im Sommer
wurden nachts viele Schreibtische mit Plastikfolie abgedeckt, um
Wasserschäden durch die rinnende Klimaanlage, für die es keine Er-
satzteile mehr gab, notdürftig abzuwenden. Viele der 5 400 Fenster
barsten regelmäßig wegen ausgetrockneter Isoliermasse in den Rah-
men, und der Wärmeverlust im Winter und Kühleverlust im Sommer
bedeuteten eine horrende Energieverschwendung sowie exorbitante
Kosten (nämlich fast 30 000 Dollar pro Tag). Als einziges Hochhaus
in Manhattan verfügte der Amtssitz der Vereinten Nationen über kei-
ne Wasserberieselungsanlage. Die Feuermelder waren vorsintflutlich
und der Komplex für Behinderte fast kaum zugänglich. Elektromag-
netische Felder waren in einigen Stockwerken so stark, daß keine
Computer betrieben werden konnten. Und selbst vor dem 11. Sep-
tember 2001 war es klar, daß das Sekretariat in einer viel unschuldi-
geren Zeit geplant und gebaut worden war. Gegen terroristische An-
griffe war der Komplex schutzlos. Kurz, der Verfall des einstmals
supermodernen Gebäudekomplexes war mit Händen zu greifen, und
es gab denn auch niemanden, der die Ernsthaftigkeit der Lage an-
zweifelte.
Im Jahre 2000 autorisierte die Generalversammlung den Generalse-
kretär, detaillierte Ausführungs- und Kostenpläne zu erarbeiten und
stellte dafür 8 Millionen Dollar zur Verfügung9.
Mit großer Dringlichkeit wurde ein Optionenpapier ausgearbeitet,
welches eine reaktive und stückwerkhafte Symptomkuriererei als eben-
so teuer auswies wie eine strategische, längerfristig angelegte Gene-
ralsanierung. Der Generalsekretär empfahl mit großem Nachdruck
eben diese Generalsanierung des UN-Amtssitzkomplexes (Capital
Master Plan), da hohe Energie- und Reparaturkosten des unverändert
belassenen Gebäudes letztlich genauso teuer – über lange Zeit sogar
teurer – seien wie die Radikallösung des großen Wurfs10. Erfreuli-
cherweise war es in der Generalversammlung unkontrovers, die glei-
che Menge knapper Ressourcen sinnvoll zu investieren anstatt sie für
laufende Kosten auszugeben.
Die Sanierungsvorschläge des Generalsekretärs umfaßten im we-
sentlichen folgende Maßnahmen11:

– Entfernung gefährlicher Baustoffe (wie zum Beispiel Asbest);
– Neue elektrische Leitungen (einschließlich unabhängiger Notstrom-

aggregate);
– Ersatz oder Instandsetzung veralteter mechanischer Infrastrukturele-

mente (wie Klimaanlage, Strom- und Wasserversorgung, Beleuch-
tung, Aufzüge und Rolltreppen, usw.);

– Kompletter Austausch der Glasfassade und Einbau energiesparender,
nicht-splitternder Fenster;

– Zeitgemäße elektronische Sicherheitssysteme (einschließlich Feuer-
melder und Berieselungsanlage);

– Behindertengerechte Umrüstung des gesamten Komplexes;
– Modernisierung der Konferenzräume und Simultandolmetscheranla-

gen;
– Nach den Anschlägen des 11. September 2001 sowie des 19. August

2003 kamen noch eine Reihe baulicher Veränderungen dazu, um ter-
roristische Angriffe wenn nicht abzuwenden so doch deren Zer-
störungspotential zu mildern.

Die Kosten dieses Pakets wurden auf mindestens 991 Millionen
Dollar und höchstens 1,274 Milliarden Dollar geschätzt12, und zwei
besonders bedeutende Faktoren hervorgehoben, nämlich die Verfüg-
barkeit eines Ausweichquartiers für den Zeitraum der Sanierung so-
wie die Phasierung und Zeitspanne des Gesamtprojekts. Der Gene-
ralsekretär hatte ursprünglich drei Optionen vorgeschlagen, nämlich
drei, sechs und zwölf Jahre zur jeweiligen Durchführung des drei-
phasigen Projekts (Forschungs-, Entwurfs- und Bauphase), wobei die
Sechsjahresvariante die bevorzugte war13. Nach weiterer Analyse prä-
sentierte der Generalsekretär zwei Szenarien, nämlich:

1. Die Gesamtauslagerung des Sekretariats während der auf fünf
Jahre veranschlagten Sanierungsarbeiten in ein neues, von der
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Im September 1951 war das Sekretariatsgebäude schon so weit fertiggestellt,
daß ein wagemutiger Fensterputzer seine Arbeit aufnehmen konnte.
Die im Bild als Rohbau zu sehende Generalversammlungshalle war erst 1952
bezugsfertig. Quelle: UN Photo 036319, Grinde
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Stadt New York auf der Südseite der 42. Straße zu errichtendes,
ca. 72 000m2 großes Gebäude14.

2. Die Teilauslagerung des Sekretariats während der auf sechs Jah-
re veranschlagten Sanierungsarbeiten in kleinere (ca. 23 000m2),
neu auf dem Gelände zu errichtende Gebäude15.

Die Generalversammlung autorisierte die erste Variante16. Der erste
Spatenstich für das neue Gebäude (UNDC5 genannt) ist für die erste
Jahreshälfte 2005 angesetzt, der Bezug des Gebäudes soll in der
zweiten Jahreshälfte 2007 beginnen17.
Die Generalversammlung autorisierte die Errichtung eines Sonder-
kontos, stattete es mit 25,5 Millionen Dollar zur Projektvorbereitung
und -leitung aus und begrüßte die Bereitschaft des Generalsekretärs,
sich um private Spenden zu bemühen18.
Wiewohl alle Mitgliedsländer die Notwendigkeit der Generalsanie-
rung des Amtssitzkomplexes anerkennen und das Konzept des Ge-
neralsekretärs unterstützen, ist dessen Finanzierung noch ungewiß19

und dessen Vorfinanzierung noch kontrovers. Drei Finanzierungs-
szenarien wurden vorgeschlagen, nämlich Sonderauflagen im regu-
lären Haushalt, freiwillige Leistungen und ein kommerzieller Kre-
dit20. Eine Entscheidung ist bis dato nicht getroffen worden. Aller-
dings boten die USA als Gastland im Februar 2004 einen mit 5,54 vH
verzinslichen Kredit in Höhe von 1,2 Milliarden Dollar mit 25-jähri-
ger Laufzeit an, der die Gesamtkosten des Projekts auf 2,5 Milliarden
Dollar (davon 1,3 Milliarden Dollar Zinsen) bringen würde21. In der
Frühjahrssitzung 2004 des Fünften Ausschusses der Generalversamm-
lung forderten Vertreter vieler Länder die USA auf, der Organisation
einen zinslosen Kredit zur Verfügung zu stellen. Das amerikanische
Repräsentantenhaus sowie der Finanzausschuß des Senats haben zwi-
schenzeitlich den verzinslichen Kredit genehmigt und die Zustim-
mung des Gesamtsenats steht zu erwarten, was die Verfügbarkeit der
Mittel im Januar 2005 wahrscheinlich macht. Die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen wird sich im November mit dem Capi-
tal Master Plan befassen, obschon erst für die Frühjahrssitzung 2005
eine Abstimmung erwartet wird. Sollte die Generalversammlung das
Angebot der USA annehmen, müßte ein Kreditabkommen bis zum
30. September 2005 (das heißt zum Ende des amerikanischen Fiskal-
jahrs) unter Dach und Fach sein. Obwohl also bei Redaktionsschluß
noch keine Entscheidung in Sicht war, ist vorsichtiger Optimismus
angebracht, daß eine Lösung gefunden wird und das Projekt ohne
großen Zeitverzug durchgeführt werden kann.

Der Autor bedankt sich bei Frau Diana Huertas, die als Praktikantin beim Wiener
Büro der Vereinten Nationen einen Großteil der Recherchen für diesen Artikel ge-
macht hat.
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Blick auf den zum Sanierungsfall gewordenen, über 50
Jahre alten UN-Komplex: in der Mitte das 39-Stock-
werk hohe Sekretariatsgebäude, davor das flache, lang-
gestreckte Konferenzgebäude und rechts dahinter die
Generalversammlungshalle mit der Kuppel. Quelle:
UN Foto Nr. 185265
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Lassen Sie mich zunächst Ihnen, Herr Präsident Ping, zu Ihrer Wahl
gratulieren und für Ihr wichtiges Amt viel Erfolg wünschen. Gleich-
zeitig spreche ich dem scheidenden Präsidenten für seine engagierte
Arbeit meinen aufrichtigen Dank aus. Den Ausführungen der nieder-
ländischen EU-Präsidentschaft schließe ich mich an.
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts verändert sich die Welt mit dramati-
scher Geschwindigkeit. Die Menschheit wird in wenigen Jahrzehn-
ten auf acht Milliarden angewachsen sein. Durch die Vernetzung des
Welthandels, durch die globale Kommunikationstechnologie wach-
sen wir immer mehr zusammen. Wirtschaftlich und technisch werden
wir zunehmend voneinander abhängig werden.
Gleichzeitig sind wir alle mit einer Vielzahl neuer Herausforderungen
konfrontiert; mit neuen Gefahren, die uns gleichermaßen bedrohen:
den Süden wie den Norden, die sich entwickelnde wie die entwickel-
te Welt.
Es sind zum einen Bedrohungen für die nationale und globale Sicher-
heit wie die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, die Nuklear-
gefahr, die Bedrohung durch zerfallene Staaten oder – uns allen hier in
dieser Stadt in schmerzlicher Erinnerung – durch den Terrorismus.
Zum anderen sind es auch sogenannte ›weiche‹ Bedrohungen wie
weitreichende Umwelt- und Klimaveränderungen, Armut, Bildungs-
und Ausbildungsnotstände und die Schattenseiten der Globalisierung,
Flüchtlingsströme, Krankheiten und Epidemien wie HIV/Aids und
Malaria. Sie bedrohen Sicherheit und Stabilität und fordern viele
Opfer.
Zwischen beiden, ›harten‹ wie ›weichen‹ Bedrohungen, besteht ein
enger Zusammenhang: Denn wir wissen, daß Ursachen für Krieg und
Gewalt, für Armut, für Not, für Unterdrückung vielschichtig sind und
weit zurückreichen. Und wir wissen auch, daß Krisen in Wechsel-
wirkung mit Armut und Perspektivlosigkeit stehen. Wir werden kei-
nen Frieden ohne Entwicklung – aber auch keine Entwicklung ohne
Frieden bekommen. Wir müssen daher Frieden und Stabilität umfas-
send sichern – vor allem durch wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung.
Die Staaten der Welt müssen die wirtschaftliche, technologische
und ökologische Globalisierung gemeinsam gestalten und sich den
daraus erwachsenden Herausforderungen stellen. Dies werden sie
nicht leisten können, ohne eng zu kooperieren. Allein mit den Mit-
teln der klassischen Diplomatie ist dies nicht mehr möglich. Deren
Lösungskompetenz zur Sicherung und Stabilisierung des internatio-
nalen Systems allein wird sich in Zukunft als immer unzureichender
erweisen.
Was wir brauchen ist eine tiefgreifende Reform des internationalen
Systems und seiner Institutionen, die diesen Veränderungen Rech-
nung trägt. Und diese Reform brauchen wir dringend. Denn wir müs-
sen einen effektiven Multilateralismus schaffen, der uns in die Lage
versetzt, Krisen gemeinsam zu verhindern und, wo dies nicht gelingt,
dauerhaft zu lösen. Auf regionaler Ebene gibt es hier bereits hoffungs-
volle Entwicklungen:
Aufgrund ihrer historischen Erfahrung haben sich die Staaten Euro-
pas zur Europäischen Union zusammengeschlossen und damit eine
neue Dimension des Multilateralismus erreicht. Diese politische und
wirtschaftliche Gemeinschaft von mittlerweile 25 Staaten hat sich zu
einem Stabilitätsanker für Europa und darüber hinaus entwickelt.
Seit ihrer Gründung stellt sich die Afrikanische Union der gemeinsa-
men Verantwortung für die Abwehr humanitärer Katastrophen und
die Lösung schwerer regionaler Konflikte auf beeindruckende Wei-

se. Dies ist ein wichtiger Schritt nach vorne. Dieser Durchbruch zum
Multilateralismus auf dem afrikanischen Kontinent wird eine immer
größere Dynamik entwickeln.
Angesichts der weltweiten Abhängigkeiten und Verflechtungen sind
wir aber auf eine Weltorganisation angewiesen, die mit diesen Regi-
onalorganisationen eng verzahnt ist und so die Effizienz des gemein-
samen Handelns steigert. Die Vereinten Nationen sind das wichtig-
ste Forum globaler Regelsetzung. Ihre Stärke ist die Stärke des Rech-
tes, wie es der Generalsekretär in seiner beeindruckenden Rede zur Er-
öffnung dieser Generalversammlung dargelegt hat. Mit ihrer Legiti-
mität steht uns eine einzigartige universelle Kompetenz zur gemein-
samen Problemlösung zur Verfügung. Seit dem Ende ihrer inneren
Blockade durch den Kalten Krieg spielen sie zwangsläufig eine im-
mer wichtigere Rolle.
Die Staatengemeinschaft nutzt die Vereinten Nationen als Forum zur
Bewältigung der großen Menschheitsherausforderungen immer mehr.
Für Millionen von Menschen bedeutet die blaue Flagge heute ganz
konkrete Hilfe in existenziellen Fragen, heißt sie Hoffnung auf eine
bessere Zukunft. Dafür sind wir alle der Organisation und ihren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern zu tiefem Dank verpflichtet. Sie sind
in zahlreichen Krisengebieten in Lateinamerika, Europa, Afrika und
Asien präsent. Dabei wird immer deutlicher, daß für die Verhinde-
rung und Beilegung jeder dieser Krisen unterschiedliche Wege ge-
funden werden müssen.
Das zeigt das Engagement der UN in allen Krisengebieten: in Afgha-
nistan wie auf dem Balkan, in Haiti wie in der Region der Großen
Seen. In all diesen Einsatzgebieten leisten die UN schon heute Beacht-
liches. Wir müssen uns jedoch darauf einstellen: Die Konflikte werden
nicht weniger, die Anforderungen an die Organisation wachsen.
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die Strukturen, die
die Vereinten Nationen bei ihrer Gründung vor fast sechzig Jahren
erhalten haben, zur Erfüllung dieses Auftrags noch geeignet sind; ob
ihr Wirken international die nötige Akzeptanz erfährt. Gerade die Aus-
einandersetzungen um die Irakkrise haben diese Problematik noch-
mals deutlich gemacht.
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Wir sind davon überzeugt: Zu einer multilateral handelnden Welt gibt
es keine Alternative. Und um diese multilaterale Kooperation nach-
haltig und durchsetzungsfähig zu gestalten, benötigen wir eine muti-
ge und umfassende Reform der UN.
Der Generalsekretär selbst – und dafür gebührt ihm Dank – hat die
Initiative dazu ergriffen. Zu diesem Zweck hat er eine Gruppe hoch-
rangiger internationaler Fachleute berufen, die ihm Ende des Jahres
Reformvorschläge vorlegen werden. Wir sehen diesem Bericht und
der anschließenden Debatte mit großem Interesse entgegen.
Dabei geht es auch um ein neues, gemeinsames Verständnis des Sy-
stems der Charta: Wie gestalten wir Prävention effektiver und Frie-
denskonsolidierung nachhaltiger? Wie setzen wir die Vorschläge zur
Reform des Peacekeeping weiter um? Was genau verstehen wir un-
ter dem Recht auf Selbstverteidigung? Und wie definieren wir Ter-
rorismus? Gerade die Antwort auf diese Frage scheint klar zu sein,
aber ein echtes Einvernehmen würde uns einen Schritt weiterbrin-
gen.
Zur Reform der UN-Institutionen liegen bereits eine Reihe sehr kon-
kreter Vorschläge vor. Lassen Sie mich daher zu diesem Bereich ei-
nige Gedanken erläutern: Ich möchte mit der Generalversammlung
beginnen: Sie ist das zentrale Organ der UN, das einzige mit univer-
seller Mitgliedschaft. Gerade deshalb muß die Generalversammlung
mehr sein als ein Forum jährlicher Anpassungs- und Wiederholungs-
übungen. Was wir brauchen ist zum einen eine größere Konzentrati-
on in der Themenauswahl. Wir müssen die wirklich wichtigen Fra-
gen diskutieren – sonst wird das Wesentliche in anderen Foren be-
handelt. Und zum anderen benötigen wir auch eine effizientere Ar-
beitsweise.
Der Wirtschafts- und Sozialrat muß endlich das zentrale Beratungs-
und Entscheidungsorgan des UN-Systems in wirtschaftlichen und
sozialen Fragen werden. Wir glauben, daß der ECOSOC auf zwei
Ebenen großes Potential hat, das bislang nur im Ansatz genutzt wird:
Zum einen verfügt dieses Gremium über ein weltweit einmaliges Ex-
pertisenetzwerk. Dies müssen wir besser und zielorientierter nutzen.
Und zum anderen sehen wir ihn als Partner des Sicherheitsrats bei der
Friedenssicherung, so wie es Artikel 65 der Charta vorsieht. Bei Be-
kämpfung von Ursachen für Konflikte und bei Krisennachsorge hat
der ECOSOC eine wichtige Rolle zu spielen, die die Bemühungen
des Sicherheitsrats um Konfliktprävention und Friedenskonsolidie-
rung flankieren kann. Wir sollten ihm mehr Kompetenzen im opera-
tiven Bereich geben.
Denn unsere Anstrengungen in den Friedensmissionen werden nur
dann erfolgreich sein, wenn dem militärischen Engagement eine län-
gere Stabilisierungsphase folgt. Die Beratungsgruppen des ECOSOC
zur Krisennachsorge in Afrika sind ein Schritt in die richtige Rich-
tung. So könnte das entscheidende Bindeglied zwischen Konfliktma-
nagement und Entwicklungszusammenarbeit aussehen.
Ein solcher ganzheitlicher Ansatz erfordert eine entsprechende finan-
zielle Ausstattung. Das Instrument der freiwilligen Beiträge hat sich
als unzureichend herausgestellt. Ich schlage daher vor, einen festen
Anteil des Haushalts der UN-Friedensmissionen für die Krisennach-
sorge vorzusehen. Damit würde uns gelingen, was wir sei langem an-
streben. Ein ›Präventionsanteil‹, der uns – denken wir an Haiti – die
Kosten der Bewältigung eines Wiederaufflammens des Konflikts er-
sparen helfen könnte.
Von vielen wird die Ausweitung von Neben- und Unterorganisatio-
nen der UN kritisiert. Natürlich kann eine Reduzierung hier kein
Selbstzweck sein. Aber wir sollten selbstkritisch genug sein, uns mit
der Frage zu beschäftigen, ob eine Bündelung von Kompetenzen in
dem einen oder anderen Fall nicht der bessere Weg ist. Andererseits
gibt es auch Bereiche, die besser ausgestattet werden müssen. Ich den-
ke hier zum Beispiel an die Behandlung von Umweltfragen im UN-
System. Wir unterstützen daher den im letzten Jahr vom französischen
Staatspräsidenten Chirac gemachten Vorschlag, UNEP in eine Son-

derorganisation mit universeller Mitgliedschaft umzuwandeln. Dies
könnte den Beitrag von UNEP zur nachhaltigen Entwicklung be-
trächtlich stärken.
Im Zentrum der Reform der Vereinten Nationen steht das Organ, das
die Hauptverantwortung für den internationalen Frieden trägt: der Si-
cherheitsrat. Die Konflikte nehmen zu. Sie erstrecken sich über alle
Kontinente. Sie werden komplizierter. Damit haben Verantwortung
und Kompetenzen des Rates ständig zugenommen. Krisenprävention
wird einen immer größeren Stellenwert einnehmen. Und beim Peace-
building werden zunehmend umfassendere Strategien, engere Zusam-
menarbeit und mehr Mittel gefordert sein. Dies führt zwangsläufig
immer häufiger zu Entscheidungen, die langfristige Verpflichtungen
zur Folge haben, Völkerrecht begründen und weit in die staatliche Sou-
veränität eingreifen können.
Wenn wir wirklich wollen, daß die Entscheidungen des Rates als le-
gitim akzeptiert und effektiv umgesetzt werden, dann müssen wir ihn
reformieren. Dann muß er eine Staatenorganisation von heute 191
Mitgliedern umfassender repräsentieren. Dies ist nicht vorstellbar
ohne eine Erweiterung seiner Sitzzahl – um Ständige wie um nicht-
ständige Mitglieder.
Die Gründe für eine solche Erweiterung sind einleuchtend: Ein Rat
mit mehr Mitgliedern würde international über mehr Akzeptanz als
Grundlage für mehr Autorität verfügen. Die ausgewogenere und um-
fassendere Vertretung aller Kontinente auch bei den Ständigen Mit-
gliedern würde zu größerer Identifikation aller Staaten mit dem Si-
cherheitsrat führen. Und eine Erweiterung würde die Motivation der
neuen Sicherheitsratsmitglieder zum nachhaltigeren Einsatz für die
Verwirklichung der Ziele der UN klar erhöhen.
Die Erweiterung muß Umbrüche wie die Dekolonisierung, das Ende
des Kalten Krieges und die Globalisierung adäquat widerspiegeln.
Im Ergebnis muß die Zusammensetzung des Rates den gegenwärti-
gen geopolitischen Realitäten entsprechen. Dafür müssen alle großen
Regionen des Südens im Sicherheitsrat als Ständige Mitglieder ver-
treten sein.
Gleichzeitig sollten die Mitglieder berücksichtigt werden, die einen
besonders bedeutenden und nachhaltigen Beitrag zur Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit sowie zur Verwirk-
lichung der Ziele der Organisation leisten können und wollen. Beide
Erweiterungsansätze würden die Effizienz, die Handlungsfähigkeit
und Durchsetzungsfähigkeit des Rates vergrößern.
Seit 40 Jahren ist die Zusammensetzung des Sicherheitsrats unverän-
dert geblieben. Ich glaube, es ist höchste Zeit, ihn an die neue Weltla-
ge anzupassen. Dabei sind halbe oder Zwischenlösungen nicht nötig
und nicht hilfreich. Wie Brasilien, Indien und Japan ist auch Deutsch-
land bereit, die Verantwortung zu übernehmen, die mit einem ständi-
gen Sitz im Sicherheitsrat verbunden ist. Besonders wichtig ist aller-
dings, daß der afrikanische Kontinent unter den neuen Ständigen
Mitgliedern vertreten ist.
Bei einer Sicherheitsreform muß aber noch ein Zweites berücksich-
tigt werden: Insgesamt sollten sich mehr Mitgliedsstaaten, die sich für
die UN engagieren, stärker in die Arbeit des Sicherheitsrats einbrin-
gen können. Dafür ist die Schaffung auch zusätzlicher nichtständiger
Sitze erforderlich. So bleibt auch ein ausgeglichenes zahlenmäßiges
Verhältnis zwischen Ständigen und nichtständigen Mitgliedern erhal-
ten.
Ich habe es anfangs erwähnt: Diese Generalversammlung wird im
Zeichen der Reform der Vereinten Nationen stehen. Ich appelliere
daher an die Mitgliedstaaten: Nutzen wir diese 59. Sitzung bis zur
nächsten Generalversammlung 2005 dazu, die überfälligen Refor-
men in die Wege zu leiten und zu greifbaren Ergebnissen zu kom-
men. Wir, die Mitgliedstaaten müssen die politische Phantasie, den
Willen und die Gestaltungskraft aufbringen, die Organisation an die
Weltlage anzupassen. Deutschland ist bereit, dabei engagiert mitzu-
arbeiten.
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Menschenrechtserziehungsdekade

NORMAN WEISS

Menschenrechts-Unterkommission: 55. Ta-
gung – Zugang zu Trinkwasser verbessern –
gegenwärtige Formen von Sklaverei ange-
prangert – Auslieferung bei drohender To-
desstrafe unterlassen

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Norman
Weiß, Erstes Sozialforum, VN 3/2003 S. 87f.,
fort.)

Die aus 26 unabhängigen Sachverständigen zu-
sammengesetzte Unterkommission für die För-
derung und den Schutz der Menschenrechte kam
in der Zeit vom 28. Juli bis zum 15. August 2003
zu ihrer turnusgemäßen dreiwöchigen Tagung in
Genf zusammen. Die Experten diskutierten da-
bei nicht nur ›Dauerthemen‹ wie die Frage der
Vorbehalte zu Menschenrechtsverträgen oder die
Bedeutung der Globalisierung für die vollstän-
digen Inanspruchnahme der Menschenrechte,
sondern auch Fragen der Bioethik, Terrorismus,
den Internationalen Strafgerichtshof, das Recht
auf Nahrung oder die Bekämpfung extremer Ar-
mut. Insgesamt nahm die Unterkommission in 30
Resolutionen und 17 Entscheidungen zu aktuel-
len und wichtigen Menschenrechtsfragen Stel-
lung. Sie war damit – wie dies ihre Aufgabe ist –
wieder Impulsgeber für weitere Diskussionen.
Einige der wichtigen Entscheidungen waren:

Zugang zu Trinkwasser

Die Unterkommission nahm ein im Jahr 2003
vielerorts diskutiertes Thema auf: das Problem
der ausreichenden Trinkwasserversorgung be-
ziehungsweise das Recht auf Zugang zu Trink-
wasser. Das Gremium erinnerte an die auf dem
Weltsozialgipfel in Kopenhagen im Jahr 1995
formulierten Zielsetzungen, die wie in vielen Be-
reichen auch hinsichtlich des Zugangs zu Trink-
wasser und der Ausstattung mit Sanitäranlagen
noch nicht erreicht worden sind: Mehr als eine
Milliarde Menschen haben nach wie vor keinen
Zugang zu Trinkwasser; rund vier Milliarden le-
ben ohne ausreichende sanitäre Anlagen. Die in
Kopenhagen formulierte 20/20-Initiative wurde
bislang nicht erfüllt. Deshalb machte sich die
Unterkommission die von Sonderberichterstat-
ter El-Hadji Guissé vorgelegten Zwischenergeb-
nisse zu eigen und betonte, daß die Verweige-
rung des Zugangs zu Trinkwasser und ausrei-
chenden sanitären Anlagen die Verwirklichung
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte
ernstlich gefährde, und Gleichheit ein wesentli-
cher Bestandteil der effektiven Teilhabe an der
Verwirklichung des Rechtes auf Entwicklung
und des Rechtes auf eine gesunde Umwelt dar-
stelle (Resolution 2003/1).

Korruption

Die Unterkommission geißelte Korruption und
ihre schädlichen Auswirkungen auf den vollstän-
digen Genuß der Menschenrechte, insbesondere
den der wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Rechte. Sie forderte die Staaten auf, Gesetze
zur Korruptionsbekämpfung zu erlassen und ge-
gen die verschiedenen Erscheinungsformen der
Korruption wirksam vorzugehen. Auch die Zivil-
gesellschaft, vor allem nichtstaatliche Organisa-
tionen und die Medien, sollte sich am Kampf
gegen die Korruption beteiligen. Christy Mbonu
wurde zur Sonderberichterstatterin ernannt, um
eine umfassende Studie über Korruption zu er-
stellen (Resolution 2003/2).

Sklaverei

Die Unterkommission nahm den Bericht der Ar-
beitsgruppe über gegenwärtige Formen der Skla-
verei zur Kenntnis und gab eine ausführliche
Stellungnahme zu den Ursachen und Herausfor-
derungen ab. Sie unterstrich dabei, daß Diskri-
minierung ein erster Schritt sei, der es erleichte-
re, andere Menschen als Ware oder Gegenstand
zu begreifen. Das Gremium betonte, daß hiervon
insbesondere Frauen und Mädchen, aber auch
Angehörige von Minderheiten betroffen seien.
Es empfahl daher den Regierungen, Diskrimi-
nierungen der betroffenen Gruppen gesetzlich
zu verbieten sowie Strategien gegen Diskrimi-
nierungen zu entwickeln und umzusetzen. Die
Unterkommission verwies in diesem Zusammen-
hang auf das Aktionsprogramm der Weltkon-
ferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung,
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gende Intoleranz (Durban, 2001) und forderte
überdies dringend Maßnahmen zur Bekämp-
fung des Menschenhandels (Resolution 2003/3).

Dekade Menschenrechtserziehung

Angesichts der am Ende der internationalen De-
kade der Menschenrechtserziehung (1995–2004)
nach wie vor bestehenden Herausforderungen
und unerledigter Aufgaben in diesem Bereich so-
wie eingedenk der notorischen Menschenrechts-
verletzungen weltweit, forderte die Unterkom-
mission die Menschenrechtskommission dazu
auf, ihrerseits für die Ausrufung einer weiteren
UN-Dekade zur Menschenrechtserziehung ein-
zutreten, die am 1. Januar 2005 beginnen sollte
(Resolution 2003/5, Entscheidungsentwurf für
die Menschenrechtskommission Nr. 3).

Todesstrafe

In Anbetracht der Erfolge, die bei der Eindäm-
mung und Abschaffung der Todesstrafe in den
vergangenen Jahren und Jahrzehnten erzielt wur-
den, drängte die Unterkommission die UN-Mit-
gliedstaaten dazu, niemanden in Staaten auszu-
liefern, abzuschieben oder zu überstellen, in de-
nen die Todesstrafe gilt, solange nicht garantiert
wird, daß diese weder verhängt noch vollstreckt

wird. Die Unterkommission erinnerte die Staaten
in diesem Zusammenhang daran, daß die Nicht-
auslieferung von Personen in einen anderen Staat
aus Gründen der drohenden Todesstrafe jedoch
nicht zu deren Straflosigkeit führen dürfe, vor al-
lem dann, wenn der Person Völkerrechtsverbre-
chen zur Last gelegt werden. Die Unterkommis-
sion mahnte die Staaten, Voraussetzungen zu
schaffen, die Strafverfolgung – ohne Todesstrafe
– in solchen Fällen selbst in die Hand zu nehmen,
oder diese Personen der Zuständigkeit des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs zu unterstellen.

Vertreibung

Das Gremium verurteilte scharf sämtliche For-
men gewaltsamer Vertreibung und forderte die
Staaten nachdrücklich auf, davon abzulassen
oder zumindest die Folgen bereits erfolgter Ver-
treibungen zu mildern, beziehungsweise ange-
messen zu entschädigen. Sie regte darüber hin-
aus an, das Problem der gewaltsamen Vertrei-
bung auch im Rahmen der Handels- und Ent-
wicklungszusammenarbeit zu thematisieren und
zu einem Entscheidungskriterium zu machen
(Resolution 2003/17).

Rechte von Ausländern

Nachdem Sonderberichterstatter David Weiss-
brodt seinen Bericht über die Rechte von Aus-
ländern vorgelegt hatte, schloß sich die Unter-
kommission dessen Schlußfolgerungen an und
forderte die Mitgliedstaaten der Vereinten Na-
tionen, aber auch sämtliche mit Menschenrech-
ten befaßten Unterorganisationen, Organe und
Gremien dazu auf, dem Thema verstärkte Auf-
merksamkeit zu schenken. So sollen die Staaten
alles Notwendige dafür tun, die von den inter-
nationalen Menschenrechtsverträgen geforder-
te Gleichbehandlung aller Menschen ungeach-
tet ihrer Staatsangehörigkeit sicherzustellen. Die
notwendigen und – teilweise auch von den Men-
schenrechtsverträgen zugelassenen – Ausnahmen
sollten soweit wie möglich reduziert werden.
Die Unterkommission forderte die Vertragsorga-
ne, die zur Überwachung der sechs wichtigsten
Menschenrechtsverträge berufen sind, dazu auf,
die Frage der Rechtsstellung von Ausländern bei
der Prüfung der Staatenberichte immer mitein-
zubeziehen. Sie forderte die Menschenrechts-
kommission auf, den Wirtschafts- und Sozialrat
darum zu bitten, David Weissbrodt erneut zum
Sonderberichterstatter zu ernennen, damit die
Studie über Rechte von Ausländern in einem
Zeitraum von drei Jahren vertieft werden könne
(Resolution 2003/21).

Genitalverstümmelung

Zum wiederholten Male widmete sich die Un-
terkommission den traditionellen Praktiken, die
die Gesundheit von Frauen und Mädchen gefähr-
den, mit anderen Worten der Genitalverstümme-
lung. Das Gremium wies in diesem Zusammen-
hang auf einige Erfolge hin, die bei der Eindäm-
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mung verzeichnet werden konnten, ist aber nach
wie vor der Ansicht, daß in diesem Bereich noch
mehr getan werden müsse. Sie forderte deshalb
die Staaten sowie internationale, regionale und
nichtstaatliche Organisationen auf, den Kampf
gegen solche Praktiken fortzusetzen und die Son-
derberichterstatterin bei der wissenschaftlichen
Aufarbeitung des Phänomens zu unterstützen.
Um das Bewußtsein der Weltöffentlichkeit für
die Genitalverstümmelung von Frauen zu schär-
fen, schlug die Unterkommission vor, die Gene-
ralversammlung möge den 6. Februar zum in-
ternationalen Tag zur Beseitigung der Genital-
verstümmelung und aller anderen schädlichen
und schmerzhaften traditionellen Praktiken, die
die Gesundheit von Frauen und Mädchen be-
treffen, erklären. ❒

Terrorismusbekämpfung schränkt Men-
schenrechte ein

ELKE WINTER

Menschenrechtsausschuß: 77.–79. Tagung
des CCPR – Kritik an Vorschlägen des Gene-
ralsekretärs – Stand der Individualbeschwer-
den so hoch wie nie – Polygamie und Genital-
verstümmelung in Mali – zu viele Staatenlose
in Estland

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Elke Win-
ter, Heirat nur zwischen Mann und Frau, VN
5/2003, S. 174ff., fort.)

Neben der Diskussion der Reformvorschläge von
Generalsekretär Kofi Annan und den alljährli-
chen Sorgen über die mangelhafte Kooperation
vieler Vertragsstaaten was ihre Pflicht zur Über-
mittlung periodischer Länderberichte angeht, be-
schäftigten sich die 18 Expertinnen und Exper-
ten des Menschenrechtsausschusses (CCPR) im
Jahr 2003 insbesondere mit den Individualbe-
schwerden nach dem I. Fakultativprotokoll. In ei-
nem Kraftakt wurde versucht, den großen Rück-
stand aufzuholen.
Alle drei Tagungen des CCPR, der dazu autori-
siert ist, Staatenberichte über Maßnahmen und
Fortschritte zur Verwirklichung der im Interna-
tionalen Pakt über bürgerliche und politische
Rechte (kurz: Zivilpakt) enthaltenen Rechte zu
prüfen, fanden in Genf statt. Es wurden insge-
samt elf Staatenberichte behandelt. Bei Abschluß
der 79. Tagung (November 2003) hatten 150
Staaten den Zivilpakt ratifiziert, zuletzt Dschi-
buti, welches auch dem I. Fakultativprotokoll
beitrat. Diesem gehörten somit 104 Vertrags-
staaten an. 48 Staaten, zuletzt Paraguay, hatten
sich durch die Ratifizierung des II. Fakultativ-
protokolls dazu verpflichtet, die Todesstrafe ab-
zuschaffen. Zypern nahm seinen Vorbehalt zum
II. Fakultativprotokoll zurück, so daß der Staat
die Anwendung der Todesstrafe nun auch in
Kriegszeiten ausschließt. Kein neuer Staat hatte
die Erklärung nach Artikel 41 zum Staatenbe-
schwerdeverfahren abgegeben. Der Ausschuß
ermutigte die Vertragsstaaten, dies zu tun.
Nach wie vor kommen viele Vertragsstaaten ih-
rer Berichtspflicht nicht nach. 46 Staatenberich-
te waren nach Ende der 78. Tagung überfällig.
Da Äquatorialguinea in den 14 Jahren seit der

Ratifizierung noch nie einen Bericht eingereicht
hatte, wurde zum zweiten Mal die Menschen-
rechtssituation in einem Vertragsstaat ohne Be-
richt und unter Ausschluß der Öffentlichkeit er-
örtert. Ein weiteres Problem ist das fehlende Fol-
low-up zu den Abschließenden Bemerkungen
des CCPR. Der Ausschuß hatte im Jahr 2001 be-
schlossen, die Beantwortung von drängenden
Fragen, die sich aus der Behandlung eines Staa-
tenberichts ergeben, binnen Jahresfrist zu erbit-
ten und nicht erst für den nächsten periodischen
Bericht. Die Praxis des letzten Jahres habe aber
gezeigt, daß die meisten Vertragsstaaten der Auf-
forderung des Ausschusses nicht nachkommen.
Um dem Follow-up mehr Nachdruck zu verlei-
hen, wurde im Juli 2002 zum ersten Mal ein Aus-
schußmitglied zum Sonderberichterstatter er-
nannt. In dieser Funktion war Maxwell Yalden
im Jahr 2003 mit Vertretern Kroatiens, Guate-
malas und Vietnams zusammengetroffen.
Die Arbeitsbelastung des CCPR unter dem I.
Fakultativprotokoll nahm im Berichtszeitraum
weiter zu. Zum Ende der 78. Tagung waren nicht
weniger als 256 Verfahren anhängig – mehr als
jemals zuvor. Der Ausschuß machte wiederholt
deutlich, daß zusätzliche Mittel unabdingbar sei-
en, um eine zeitnahe Behandlung der Fälle zu ge-
währleisten. So traf sich im Vorfeld jeder Tagung
eine Arbeitsgruppe, um die eingegangenen Be-
schwerden von Einzelpersonen zu sichten und
Empfehlungen abzugeben. Zusätzlich dazu wur-
de eine weitere Sitzungswoche im Rahmen der
78. Tagung allein für die Behandlung der Indivi-
dualbeschwerden genehmigt, um den Rückstand
ein wenig aufzuholen. Bei der Behandlung wur-
de erneut deutlich, daß viele Staaten die vom Aus-
schuß getroffenen Entscheidungen nicht umset-
zen. Mit Hilfe seines Sonderberichterstatters zur
Weiterverfolgung seiner Entscheidungen, Nisu-
ke Ando, versucht der Ausschuß, die Umsetzung
seiner Entscheidungen durch die Vertragsstaa-
ten sicherzustellen, und zwar – ebenso wie der
Sonderberichterstatter zum Follow-up der Ab-
schließenden Bemerkungen –, durch Treffen mit
Vertretern der säumigen Staaten. Die finanziel-
len Mittel für die Entsendung von Delegationen
fehlen jedoch weiterhin. Positiv wurde ange-
merkt, daß die bis 1992 herausgegebene Serie
»Ausgewählte Entscheidungen unter dem Fa-
kultativprotokoll« des Ausschusses wiederbe-
lebt und derzeit auf den neusten Stand gebracht
werde. Dies sei insbesondere begrüßenswert, da
nationale Gerichte sich in zunehmendem Maße
auf die Normen des Pakts berufen würden, und
der Europäische Gerichtshof für Menschenrech-
te (EGMR) sich auf die Entscheidungspraxis des
Ausschusses gestützt habe, als Beispiel für ei-
nen Trend zur Anerkennung der bindenden Wir-
kung von vorläufigen Maßnahmen.
In einem Fall gegen die Philippinen stellte der
CCPR einen Verstoß gegen Artikel 9, Absatz 1,
fest, denn dem Betroffenen war die wiederein-
geführte Todesstrafe allein deshalb automatisch
auferlegt worden, weil er zwei Verbrechen in
Handlungseinheit begangen habe. Da die beson-
deren Umstände des Falles und die Situation des
Täters nicht hinterfragt wurde, sei dieses Straf-
maß willkürlich und entgegen den Pflichten aus
dem Pakt.
In einer wichtigen Entscheidung befanden die
Experten, der beklagte Staat (Kanada) verstoße
gegen Artikel 6 des Zivilpakts, indem er Perso-

nen ausliefere, denen im Zielland die Todesstra-
fe drohe. 1993 hatten die Experten im Gegensatz
zu ihren europäischen Kollegen im EGMR noch
befunden, daß Kanada durch die Auslieferung
in die USA den Pakt nicht verletze, obwohl dem
Betroffenen dort genauso die Todesstrafe drohe.
Im Lichte des immer breiter werdenden interna-
tionalen Konsenses gegen die Todesstrafe und
ihrer Abschaffung in Kanada beschloß der Aus-
schuß nun, seine Anwendung von Artikel 6 zu
überdenken. Demnach seien Staaten, welche die
Todesstrafe abgeschafft hätten, dazu verpflich-
tet, Personen nicht dem realen Risiko ihrer An-
wendung auszusetzen.
In einem weiteren Fall ging es um die Beschwer-
de eines Vorgesetzten ostdeutscher Grenzpolizi-
sten, der von deutschen Gerichten zu einer mehr-
jährigen Haftstrafe verurteilt worden war. Die
Gerichte waren zu dem Ergebnis gekommen, die
Rechtfertigungsgründe, die den Waffeneinsatz
gegen Flüchtende erlaubten, verstießen eindeutig
gegen Grundprinzipien der Gerechtigkeit und in-
ternational geschützter Menschenrechte. Der Be-
schwerdeführer brachte an, seine Verurteilung
verstoße gegen Artikel 15, weil seine Befehle ei-
ne Amtspflicht dargestellt hätten und unter DDR-
und internationalem Recht keine Straftat darge-
stellt hätten. Der CCPR befand, daß der tödliche
Gebrauch von Waffengewalt, um Menschen da-
von abzuhalten, gewaltlos ihr Recht auf Ausrei-
se aus ihrem Heimatstaat auszuüben, auch die
damaligen ostdeutschen Strafvorschriften zum
Totschlag verletzte.
Ebenfalls im Jahr 2003 verabschiedete eine in-
formelle Arbeitsgruppe des CCPR Empfehlun-
gen in Bezug auf die Reformvorschläge des Ge-
neralsekretärs zur Vereinfachung des Menschen-
rechtsberichtssystems. Kofi Annan hatte vorge-
schlagen, die Vertragsstaaten sollten einen ein-
zigen konsolidierten Bericht (Common Core Do-
cument) für alle von ihnen ratifizierten Überein-
kommen abfassen können. Die Arbeitsgruppe
stellte diesen Ansatz in Frage und empfahl, den
Vertragsstaaten die Möglichkeit zu geben, fo-
kussierte Berichte für zwei Berichtsabschnitte
abzufassen. Das zweite gemeinsame Treffen der
Ausschüsse (Inter-Committee Meeting) wurde
auf Juni 2003 vorverlegt, um die Vorschläge des
Generalsekretärs zu diskutieren, Informationen
zu Verfahrensfragen auszutauschen, Arbeitsme-
thoden zu rationalisieren und die Zusammenar-
beit unter den Vertragsorganen zu verbessern.
Hier wurde beschlossen, daß die Vertragsorga-
ne ihr Vorgehen hinsichtlich der vorbereitenden
Arbeitsgruppen vereinheitlichen und einen Richt-
linienentwurf für konsolidierte Berichte erarbei-
ten sollten.
Auf allen drei Tagungen diskutierte der CCPR
zudem den Entwurf zur Neufassung der Allge-
meinen Bemerkung zu Artikel 2, mit dem Titel
»Der Charakter der allgemeinen Rechtspflichten
der Staaten«. Die vom Ausschuß verabschiede-
te Version wurde zur weiteren Bearbeitung an
andere Vertragsausschüsse weitergeleitet. Wich-
tigste Aussage des Entwurfs ist, daß die Ver-
tragsstaaten aktiv Maßnahmen ergreifen müß-
ten, um die Rechte aus dem Pakt effektiv zu för-
dern und zu schützen. Zwar seien die Pflichten
lediglich für die Staaten bindend und hätten kei-
ne horizontale Wirkung. Jedoch kämen die Ver-
tragsstaaten ihren positiven Verpflichtungen nur
dann nach, wenn sie Individuen auch vor Taten
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privater oder juristischer Personen schützten, die
den Genuß der Rechte beeinträchtigten. Der Ent-
wurf sieht weiterhin vor, daß der Genuß der
Rechte aus dem Pakt allen Menschen zuteil wird –
egal welcher Staatsangehörigkeit. Auch Staaten-
lose, Asylsuchende, Flüchtlinge und Arbeitsmi-
granten seien einbezogen.

77. Tagung

Israel hatte beantragt, die Behandlung seines
Berichts aufgrund außergewöhnlicher Umstän-
de zu verschieben. Der Ausschuß bedauerte die-
sen Vorgang, da die Prüfung eines anderen Be-
richts so kurzfristig nicht anberaumt werden kön-
ne. Daraufhin entschied der CCPR, in Zukunft
auch Berichte in Abwesenheit einer Delegation
zu prüfen, wenn der Vertragsstaat das Nichter-
scheinen kurzfristig und ohne Rechtfertigung
mitteilt.
Hinsichtlich des zweiten Berichts Estlands lob-
ten die Experten die Fortschritte bei der Umset-
zung des Paktes in Gesetze seit dem ersten Be-
richt des Landes. So seien ein sogenannter Staat-
licher Rechtskanzler mit der Funktion eines Om-
budsmans eingesetzt und mehrere Maßnahmen
zur Besserstellung der Frau in der estnischen Ge-
sellschaft getroffen worden. Auch wurde begrüßt,
daß das Problem der überfüllten Gefängnisse
durch alternative Methoden der Bestrafung ge-
löst worden sei. Besorgniserregend sei jedoch
die breite Definition von ›Terrorismus‹ und ›Mit-
gliedschaft in einer terroristischen Vereinigung‹
im Strafrecht. Estland solle sicherstellen, daß sei-
ne Maßnahmen zur Bekämpfung des Terroris-
mus im Einklang mit dem Pakt stünden. Kritisch
bewertet wurde auch, daß Mißhandlungen durch
Vollzugsbeamte nicht streng genug bestraft wür-
den. Die Unabhängigkeit der neu geschaffenen
Abteilung zur Aufsicht der Polizei müsse garan-
tiert sein. Der CCPR zeigte sich tief besorgt dar-
über, daß seine Abschließenden Bemerkungen
des letzten Berichts, was die hohe Zahl Staaten-
loser in Estland betrifft, folgenlos geblieben sei-
en. Diese Zahl müsse verringert werden, und
Ausländer sollten das Recht erhalten, Mitglied
in einer politischen Partei zu werden.
Zufriedenstellend am dritten Bericht Luxem-
burgs seien die institutionellen Reformen im
Strafvollzugsystem, die zur Verringerung von
Selbstmordfällen geführt habe, und legislative
Maßnahmen zur Eindämmung des Menschen-
handels. Gelobt wurde ferner, daß der Vertrags-
staat neben der bloßen Umsetzung von Geset-
zen auch die Kenntnis der Opfer über Schutz-
mechanismen fördern wolle. Die Experten wa-
ren allerdings besorgt, daß Isolationshaft bis zu
sechs Monate andauern könne. Sie solle so weit
wie möglich verringert und, wenn möglich, ganz
abgeschafft werden. Luxemburg solle ferner si-
cherstellen, daß religiöse Gemeinschaften nicht
diskriminiert würden und daß die Vorausset-
zungen für finanzielle Unterstützung von reli-
giösen Gemeinschaften in Einklang mit dem Pakt
stünden. Schließlich empfahlen die Ausschuß-
mitglieder dem Staat, seine Vorbehalte zum Pakt
zurückzunehmen.
Erfreut zeigte sich der CCPR über den Übergang
zur Demokratie in Mali und über die gesetzlichen
Reformen zum besseren Schutz der Menschen-
rechte trotz der knappen finanziellen Ressour-
cen des westafrikanischen Landes. Gelobt wur-

de auch die Aussetzung der Todesstrafe und die
Überlegungen, sie ganz abzuschaffen. Der Aus-
schuß bedauerte den Mangel an Informationen
über Fälle, in denen sich Personen auf den Pakt
berufen haben. Mali müsse seinen Richtern und
Rechtsanwälten den Inhalt des Zivilpakts zur
Kenntnis bringen. Geeignete Maßnahmen müß-
ten getroffen werden, um die Nationale Bera-
tungskommission für Menschenrechte funktions-
fähig zu machen. Besorgniserregend seien die
zahlreichen Gesetze, die Frauen in Bezug auf
Eheschließung, Scheidung, Erbschaft und Grund-
besitz diskriminieren. Insbesondere Polygamie
und die Genitalverstümmelung von Frauen müs-
se verboten werden. Der Ausschuß legte der Re-
gierung außerdem nahe, den Behauptungen, Sol-
daten hätten im Jahre 2000 gefoltert und illega-
le Exekutionen durchgeführt, nachzugehen und
die Schuldigen zu bestrafen.

78. Tagung

Erfreulich am zweiten Bericht der Slowakei sei
der Fortschritt in verschiedenen Bereichen seit
Einreichen des ersten Berichts, insbesondere die
anhaltenden Bemühungen, die Gesetzgebung des
Landes in Einklang mit seinen internationalen
Verpflichtungen zu bringen. Die Experten be-
grüßten auch legislative Maßnahmen zum Schutz
von Opfern des Menschenhandels. Allerdings
müßten weitergehende Maßnahmen zur Verhin-
derung dieser Praxis, zur Bestrafung der Täter
und zum Schutz der Opfern getroffen werden.
Die Schaffung eines Postens eines Ombudsmans
sei zwar lobenswert, jedoch müsse dessen Un-
abhängigkeit sichergestellt sein. Auch monierte
der Ausschuß, daß Maßnahmen gegen das hohe
Ausmaß der häuslichen Gewalt zurückgestellt
worden seien. Die Slowakei solle eine rechtliche
Grundlage für den Schutz von betroffenen Ehe-
frauen schaffen. Ferner müßten alle religiösen
Gemeinschaften gleich behandelt werden. Sor-
gen machten den Experten auch wiederholte Be-
schwerden über Mißhandlungen im Verlauf von
Polizeiverhören, insbesondere gegenüber der
Minderheit der Roma. Die Slowakei solle jeg-
licher Mißhandlung der Roma ein Ende setzen,
die Täter bestrafen und die Opfer entschädi-
gen.
Zu den positiven Entwicklungen in Portugal
zählte nach Meinung der Ausschußmitglieder
die Ernennung eines Ombudsmans und die Ein-
führung des aktiven und passiven Kommunal-
wahlrechts für Ausländer. Der CCPR begrüßte
auch die Schaffung einer Inspektionsbehörde mit
der Aufgabe, Berichte über schlechte Behand-
lung durch Polizeiangehörige zu untersuchen.
Er war jedoch besorgt über Fälle von Mißhand-
lungen von Inhaftierten mit Todesfolge durch
Polizisten. Trotz der bedeutenden Fortschritte
seien Haftanstalten immer noch zu 22 vH über-
belegt. Ferner monierten die Sachverständigen,
es gäbe im nationalen Recht keine Rechtsbehelfe
für Asylsuchende gegen die erzwungene Rück-
führung in Staaten, in denen ihnen Folter drohe.
Äußerst beunruhigt waren die Experten auch
darüber, daß die Sicherungsverwahrung rund ein
Drittel aller in Portugal Inhaftierten betreffe, ob-
wohl im Gesetz von Ausnahmefällen die Rede
sei. Außerdem wurde bemängelt, viele der Straf-
vorschriften gegen Terrorismus könnten Artikel
9, 15 und 17 verletzen.

Erfreut zeigte sich der Ausschuß über die Be-
mühungen El Salvadors, Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie zu festigen, insbesondere die Re-
formen im Bereich der Menschenrechte als Fol-
ge der Friedensverträge von 1992. So sei eine
Menschenrechtsabteilung der Polizei geschaf-
fen worden. Er bekräftigte jedoch seine tiefe Be-
sorgnis über die Anwendung des Amnestiege-
setzes von 1993 auch auf schwere Menschen-
rechtsverletzungen, die von der Wahrheitskom-
mission nachgewiesen worden seien. Nach An-
sicht des Vertragsstaats stimme das Gesetz mit
der Landesverfassung überein, doch die Exper-
ten waren der Auffassung, das Gesetz verstoße
gegen das Recht auf eine angemessene Entschä-
digung. Beunruhigend sei auch, daß die Ermitt-
lungen im Fall des 1980 ermordeten Erzbi-
schofs von San Salvador trotz der Identifizie-
rung des vermeintlichen Täters, wegen Verjäh-
rung eingestellt worden seien. Der CCPR mo-
nierte des weiteren, die Reformen des Gerichts-
systems seien nicht ausreichend, Gewalt gegen
Frauen dauere an, das Recht, Gewerkschaften zu
gründen, sei eingeschränkt und Berichte über die
Beteiligung von Polizeikräften an Folterungen
und Tötungen seien besorgniserregend.
Israel wurde von den Experten wegen der Maß-
nahmen zur Verbesserung der Stellung der Frau
in der Gesellschaft gelobt. Außerdem begrüßte
der Ausschuß das Urteil des Obersten Gerichts-
hofs vom September 1999, welches die früheren
Regierungsrichtlinien über den Gebrauch ›mo-
deraten physischen Druckes‹ während Verhö-
ren für ungültig erklärte und entschied, daß nach
israelischem Recht keine physische Gewalt wäh-
rend Verhören ausgeübt werden dürfe. Die Sach-
verständigen wiederholten jedoch mit Nach-
druck, daß die Bestimmungen des Zivilpakts
auch auf die Bewohner der besetzten Gebiete
Anwendung fänden, und zwar bei jedem Han-
deln des Staates und seiner Organe, das den Ge-
nuß der Rechte aus dem Pakt beeinträchtige und
in den Bereich der Staatenverantwortlichkeit Is-
raels falle. Der Vertragsstaat solle seine bisheri-
ge Position überdenken. Obwohl sie Israel zu-
gestanden, daß terroristische Aktivitäten in den
besetzten Gebieten eine Bedrohung darstellten,
so lehnten die Sachverständigen die Methode
der ›gezielten Tötungen‹ zur Abschreckung oder
Bestrafung von mutmaßlichen Terroristen eben-
so ab wie die Zerstörung von Eigentum und
Wohnhäusern. Zwar wurde die Schwere der Si-
cherheitsprobleme des Landes anerkannt, wel-
che die Regierung zur Einschränkung der Be-
wegungsfreiheit veranlaßt hätten. Jedoch war
der CCPR besorgt über die Errichtung einer so-
genannten Grenzzone (Seam Zone) mittels ei-
nes Zaunes, der zusätzliche und nicht zu recht-
fertigende Einschränkungen der Bewegungs-
freiheit der Palästinenser in den besetzten Ge-
bieten zur Folge habe. Der Vertragsstaat solle
die in Artikel 12 garantierte Bewegungsfreiheit
achten und die Errichtung einer Grenzzone in
den besetzten Gebieten einstellen.

79. Tagung

Der zweite Bericht der Philippinen war mit 14-
jähriger Verspätung eingereicht worden. Der
CCPR war besorgt über die mangelnden Infor-
mationen zum Status des Zivilpakts im inner-
staatlichen Recht und zur Umsetzung der Ent-
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scheidungen im Individualbeschwerdeverfahren.
So habe der Staat gegen die Pflicht verstoßen,
der Entscheidung des CCPR zu folgen, vorläu-
fige Maßnahmen zu gewähren. Darüber hinaus
bereitete der Gesetzentwurf zur Terrorismus-
bekämpfung den Experten Sorge. Sein Anwen-
dungsbereich und die Terrorismusdefinition sei-
en übermäßig breit und zudem ungenau. Moniert
wurde auch die Verabschiedung von Gesetzen,
welche, trotz eines verfassungsrechtlichen Ver-
bots, die Todesstrafe vorsähen, und zwar nicht
nur für ›schwerste Verbrechen‹ im Sinne von
Artikel 6, Absatz 2. Besorgniserregend seien
ferner der Frauen- und Kinderhandel, und die
unzureichenden Maßnahmen zum Schutz von
Kindern. Diese würden in Gefängnissen festge-
halten, und es sei zu Mißhandlungen, Mißbrauch
und sogar Erschießungen gekommen. Kinderar-
beit und die Zwangsrekrutierung von Kindern
als Soldaten müßten bekämpft werden. Des wei-
teren müsse der Staat Beschwerden über von
Staatsbediensteten verübten Verbrechen untersu-
chen und die Täter zur Verantwortung ziehen.
Die Russische Föderation wurde wegen der kurz-
fristigen Verlegung der Erörterung ihres Berichts,
der fehlenden Informationen über die Umset-
zung vergangener Empfehlungen des Ausschus-
ses und wegen der vierjährigen Verspätung kri-
tisiert. Positiv bewertete der CCPR die Schaf-
fung eines Menschenrechtsbeauftragten. Begrü-
ßenswert sei ferner, daß das jüngste Urteil des
Obersten Gerichtshofs die nationalen Gerichte
über ihre Bindung an internationale Abkommen
aufkläre. Unzufrieden war der Ausschuß über
die ausbleibende Umsetzung seiner Empfehlun-
gen im Hinblick auf zwei Individualbeschwer-
den. Des weiteren monierten die Experten den
hohen Grad der Armut von Frauen, ihren deut-
lich geringeren Lohn bei gleicher Arbeit und die
verbreitete häusliche Gewalt. Als äußerst beun-
ruhigend bezeichnete der CCPR auch die wie-
derholten und belegbaren Berichte über außer-
gerichtliche Tötungen, das Verschwinden von
Personen sowie Folter und Vergewaltigungen in
Tschetschenien. Die wenigen verhängten Stra-
fen entsprächen nicht der Schwere der Taten,
und Ermittlungen seien nicht zum Abschluß ge-
bracht worden. Auch die am 5. Oktober 2003
abgehaltenen Wahlen hätten nicht den Garanti-
en des Artikels 25 entsprochen. Besorgniserre-
gend fanden die Ausschußmitglieder ferner, daß
die Umstände der Befreiungsoperation im Du-
brovka-Theater in Moskau im Oktober 2002 nie
unabhängig und unvoreingenommen untersucht
worden seien. Die Experten monierten auch die
Schließung unabhängiger Medienkonzerne und
die Zunahme der staatlichen Kontrolle der Me-
dien und empfahlen dem Vertragsstaat, Geset-
zesänderungen als Reaktion auf den 11. Septem-
ber 2001 in Einklang mit der Presse- und Mei-
nungsfreiheit zu bringen. Außerdem solle Ruß-
land die Todesstrafe auch de jure abschaffen.
Positiv am zweiten Bericht Lettlands war nach
Meinung der Ausschußmitglieder die Veröffent-
lichung der Empfehlungen und der Entscheidun-
gen in Individualbeschwerdefällen im Amtsblatt,
der neue Grundrechtskatalog in der Verfassung
und die Schaffung eines Verfassungsgerichts mit
dem Mandat, auch über Verfassungsbeschwer-
den von Individuen zu entscheiden. Obwohl Lett-
land Maßnahmen getroffen habe, um Einbürge-
rungen zu erleichtern, seien neue Anträge sel-

ten. Der Staat solle nach den Ursachen hierfür
forschen. Bemängelt wurde ferner der hohe An-
teil Staatenloser in Lettland, die kaum politische
Rechte besäßen, bestimmte Berufe nicht aus-
üben könnten und Einschränkungen im Bereich
des Grundbesitzes und der Sozialleistungen hin-
nehmen müßten. Grund zur Sorge sei ferner, daß
die Anforderung, Lettisch zu sprechen, und zwar
auch in Schulen und Universitäten, beträchtliche
Auswirkungen für die Russisch sprechende Min-
derheit habe. Der CCPR monierte ferner, daß
häusliche Gewalt weit verbreitet sei und Frauen
noch immer bei gleicher Arbeit geringeren Lohn
erhalten würden.
Bei der Behandlung des zusammengefaßten vier-
ten und fünften Berichts Sri Lankas würdigte
der CCPR das Waffenstillstandsabkommen zwi-
schen der Regierung und den ›Tamil Tigers‹
(LTTE) und hoffte, seine Umsetzung werde zu
einer friedlichen Lösung des Konflikts beitragen.
Positiv seien auch die Schaffung einer Menschen-
rechtskommission, die bereits eine aktive Rolle
bei der Förderung der Menschenrechte spiele.
Jedoch waren die Experten besorgt, daß die Ver-
fassung des Staates Einschränkungen der Men-
schenrechte erlaube, die über das hinausgingen,
was im Rahmen des Zivilpakts erlaubt sei. Be-
klagenswert seien ferner anhaltende Berichte
über Folter durch Polizisten, die zu eng gefaßte
Folterdefinition und die Tatsache, daß die Mehr-
zahl der Strafverfahren gegen Staatsbedienstete
nicht abgeschlossen würden. Zu Zeiten des be-
waffneten Konflikts seien zahlreiche Personen
verschwunden, und der Staat habe die Täter nicht
zur Verantwortung gezogen. Ein weiteres Haupt-
anliegen des Ausschusses waren wiederholte Be-
richte darüber, daß Journalisten Schikanierungen
ausgesetzt seien und daß Beschwerden, die Mei-
nungsfreiheit werde verletzt, von den zuständigen
Behörden ignoriert würden. Die häufig vorkom-
mende Gewalt gegen Frauen wurde ebenso be-
mängelt wie der Widerspruch zwischen den ver-
fassungsrechtlich gewährten Grundrechten und
den bestehenden Gesetzen, die Frauen im Bereich
der Ehe, Scheidung und in Erbschaftsangelegen-
heiten diskriminierten. Auch Sri Lankas Geset-
ze zur Bekämpfung des Terrorismus wurden kri-
tisiert, viele Bestimmungen würden gegen den
Zivilpakt verstoßen. ❒

Verfahren für neues Fakultativprotokoll

ELKE WINTER

Anti-Folter-Ausschuß: 30. und 31. Tagung –
Keine Folter in Irland – Trotz Reformen wei-
ter Folter in der Türkei – Überfüllte Gefäng-
nisse in vielen Staaten – Verbreitete Gewalt
gegen Soldaten und unter Häftlingen

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Elke Win-
ter, Unterschiedliche Sprachen, VN 5/2003, S.
176ff., fort.)

Zusätzlich zur üblichen Berichtsprüfung wurde
im Ausschuß gegen Folter (CAT) im Jahr 2003
über die Ausgestaltung des Verfahrens nach dem
neuen Fakultativprotokoll und den Reformbe-
richt von Generalsekretär Kofi Annan diskutiert.

Der CAT hatte auf der 29. Tagung im Novem-
ber 2002 eine aus vier Ausschußmitgliedern be-
stehende Arbeitsgruppe eingerichtet. Sie sollte
den Prozeß bis zur Verabschiedung des Fakulta-
tivprotokolls (A/RES/57/199) durch die Gene-
ralversammlung (18. Dezember 2002) begleiten
und anschließend für die Umsetzung Empfeh-
lungen ausarbeiten. Auf der Basis dieser Emp-
fehlungen verabschiedete der Ausschuß eine Er-
klärung. Demnach sei das Ziel des Protokolls, ein
System regelmäßiger Besuche durch nationale
und internationale Organe einzurichten. Es sei
eine wertvolle Ergänzung zum Übereinkommen
über Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, da
sich die Bemühungen zur Abschaffung der Fol-
ter vor allem auf Prävention konzentrieren soll-
ten. Die Experten und der Generalsekretär for-
derten die Vertragsstaaten auf, das Protokoll zu
ratifizieren und auf innerstaatlicher Ebene un-
abhängige Besuchsmechanismen einzurichten.
Damit das Protokoll in Kraft treten kann, müssen
es 20 Staaten ratifizieren. Bis November 2003
hatten es 21 Staaten unterzeichnet, zwei ratifi-
ziert (Albanien und Malta). Die von den Sachver-
ständigen verabschiedeten Richtlinien regeln Zu-
sammenarbeit und Koordination zwischen dem
CAT und dem durch das Protokoll eingerichte-
ten sogenannten Unterausschuß für Prävention.
Obwohl der Unterausschuß ein autonomes Or-
gan sei, sollten beide ihre Tagungen gleichzeitig
abhalten, und ein oder mehrere Ausschußmitglie-
der sollten als Beobachter an den Treffen des Un-
terausschusses teilnehmen. Was die Koordinati-
on angeht, solle der Unterausschuß präventive
Besuche, die für die Zeit während oder bis sechs
Monate nach der Untersuchung eines Staatenbe-
richts geplant waren, verschieben. Besuche des
Ausschusses gemäß Artikel 20 sollten Vorrang
vor Besuchen des Unterausschusses haben.
Die Ausschußmitglieder hielten die Punkte 2 und
3 des Reformberichts des Generalsekretärs von
2002 für besonders relevant für die Tätigkeit des
Anti-Folter-Ausschusses. Punkt 2 soll die Be-
zugnahme auf Menschenrechte bei Tätigkeiten
der Einrichtungen der Vereinten Nationen auf
Länderebene verstärken. Insbesondere soll die
Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen der
Vereinten Nationen und den Überwachungsor-
ganen der Menschenrechtsverträge verbessert
werden. Punkt 3 spricht das Problem der ver-
späteten und ausbleibenden Länderberichte der
Vertragsstaaten an. Insgesamt fehlten im Jahre
2003 162 Berichte, was die Experten auch dieses
Jahr besorgt zur Kenntnis nahmen. Angesichts
der Belastung vieler Staaten, an bis zu sechs
Menschenrechtsausschüsse zu berichten, soll die
Lösung laut Reformbericht in einer koordinier-
teren Herangehensweise bestehen. Die Anfor-
derungen an die Berichte sollten vereinheitlicht
werden, und jeder Staat solle einen Allgemei-
nen Bericht (Common Core Document) anferti-
gen können, der alle Menschenrechtsverträge er-
fasse.
Bei Abschluß der 31. Tagung hatten 55 Vertrags-
staaten die Erklärung gemäß Artikel 22 abgege-
ben, wonach sie den Ausschuß für zuständig er-
klären, über Individualbeschwerden zu befinden.
Zuletzt waren dies Bosnien-Herzegowina und
die Ukraine. Auch in diesem Jahr wurden haupt-
sächlich Fälle entschieden, in denen es um den
Vorwurf der Mißachtung von Artikel 3 geht, wel-
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cher Ausweisung, Abschiebung oder Ausliefe-
rung durch einen Vertragsstaat in einen anderen
Staat verbietet, wo der betroffenen Person Fol-
ter droht. In den meisten dieser Fälle entschie-
den die Experten, daß die Beschwerdeführer ih-
ren Vorwurf nicht hinreichend deutlich darge-
legt hätten. In zwei Fällen gegen Sri Lanka füg-
ten die Sachverständigen hinzu, das Risiko der
Folter bestünde nicht mehr, da sich die Men-
schenrechtssituation im Lande verbessert habe.
In einem Fall gegen die Niederlande lehnte der
Ausschuß die Anwendbarkeit des Übereinkom-
mens ab, da die Folter von einer nichtstaatlichen
Organisation ausgeführt zu werden drohte. In ei-
nem anderen Fall wurde die Verletzung von Ar-
tikel 12 und 13 durch Tunesien festgestellt, da
der Staat den Vorwürfen des Beschwerdeführers,
er sei gefoltert worden, nicht nachgegangen sei
und keine systematischen medizinischen Nach-
forschungen angestellt habe.
Die beiden Tagungen des Ausschusses im Jahr
2003 fanden wie gewöhnlich in Genf statt (30.
Tagung: 28.4.-16.5.; 31. Tagung: 10.-21.11.).
In diesem Jahr untersuchten die zehn unabhän-
gigen Experten des 1987 geschaffenen Ausschus-
ses die Maßnahmen von 13 Vertragsstaaten zur
Prävention und Bestrafung von Folter, wie sie
sich in ihren Berichten widerspiegeln. Am Ende
der 31. Tagung hatten 134 Staaten das Überein-
kommen ratifiziert, zuletzt die Republik Kongo
(Brazzaville). Äquatorialguinea erklärte, daß es
die Zuständigkeit des Ausschusses nach Artikel
20 nicht anerkenne. Diese Bestimmung ermög-
licht vertrauliche Untersuchungen auf Veranlas-
sung von Informationen über systematische Fol-
terungen im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats.
Beispielsweise veröffentlichte der Ausschuß mit
dem Einverständnis der mexikanischen Regie-
rung eine Zusammenfassung der Ergebnisse des

Verfahrens gegen Mexiko, welche die vertrauli-
chen Informationen über Folterungen bestätig-
ten. Die Ukraine nahm ihren Vorbehalt zu Arti-
kel 20 zurück.
In den Staatenberichten standen einige Themen
durchgängig im Vordergrund, sie fanden sich da-
her auch in beinahe allen abschließenden Bemer-
kungen des CAT wieder. Dazu zählt beispiels-
weise die Forderung, das Folterverbot in inner-
staatliches Recht umzusetzen und eine Definiti-
on von Folter im Einklang mit der des Überein-
kommens zu übernehmen. Eine Bestimmung,
nach der unter Folter erhobene Beweise vor Ge-
richt nicht verwendet werden dürfen, wird auch
regelmäßig empfohlen. Des weiteren erbitten die
Experten häufig Informationen und Statistiken
zu Beschwerden über Folter, und zwar aufge-
schlüsselt nach Geschlecht, Ethnie und Religi-
on. Die Schaffung eines Kontrollmechanismus,
um Foltervorwürfe unabhängig und unparteiisch
zu untersuchen, Verantwortliche zu bestrafen und
Opfer zu entschädigen, wird vom CAT in allen
Fällen empfohlen. Ferner wird den Vertragsstaa-
ten nahegelegt, Strafvollzugspersonal über die
Achtung des Folterverbots und die Menschen-
rechte aufzuklären. Inhaftierte müßten unverzüg-
lich nach der Festnahme Kontakt mit einem Arzt
und einem Anwalt aufnehmen dürfen; medizi-
nisches Personal, das in Kontakt mit Häftlingen
stehe, müsse im Erkennen von Anzeichen von
Folterungen geschult werden. Außerdem solle
Isolations- und Einzelhaft abgeschafft sowie
das Problem der Gefängnisüberfüllung und der
schlechten Haftbedingungen gelöst werden. Häu-
fig wird angemahnt, daß es gegen Ausweisungs-
und Abschiebungsentscheidungen Rechtsbehel-
fe geben müsse, insbesondere, wenn dem Be-
troffenen im Zielland Folter und andere Miß-
handlungen drohten. Im einzelnen sind noch fol-

gende Bemerkungen zu den Länderberichten her-
vorzuheben.

30. Tagung

Der erste Bericht Kambodschas wurde in Ab-
wesenheit einer Delegation des Vertragsstaats
geprüft. Die Experten bedauerten die neunjäh-
rige Verspätung des Berichts und die mangel-
hafte Informationen hinsichtlich der praktischen
Ausübung der im Übereinkommen festgeleg-
ten Rechte. Allerdings erkannten sie den Willen
des Staates zu Gesetzesreformen und zur Zu-
sammenarbeit mit Einrichtungen der Vereinten
Nationen im Bereich der Menschenrechte an so-
wie die Schwierigkeiten Kambodschas im poli-
tischen und wirtschaftlichen Übergang. Dennoch
waren die Ausschußmitglieder besorgt über Be-
richte von Vertreibungen von Ausländern, ins-
besondere an der vietnamesischen Grenze, oh-
ne Beachtung der in Artikel 3 enthaltenen Ga-
rantien. Beunruhigend sei außerdem die Straflo-
sigkeit bei Menschenrechtsverletzungen durch
Vollzugsbeamte sowie das Versagen des Ver-
tragsstaats, Foltervorwürfen nachzugehen. Der
Ausschuß empfahl Kambodscha, ein eindeuti-
ges Verbot jeglicher Folter in innerstaatliches
Recht aufzunehmen und wirksame Maßnahmen
zu treffen, um ein unabhängiges Gerichtswesen
zu schaffen. Auch Arme und Einwohner länd-
licher und abgeschiedener Gebiete müßten Zu-
gang zu Gerichten haben. Kambodscha solle ei-
ne Ratifizierung des Fakultativprotokolls in Be-
tracht ziehen.
Zwar begrüßte der Ausschuß die Zusicherungen
Aserbaidschans, die Empfehlungen der Experten
würden ernsthaft verfolgt. Einige positive Ent-
wicklungen seit dem letzten Bericht des Landes
wurden von den Sachverständigen gelobt, wie
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die Erklärung gemäß Artikel 22 und die Rati-
fizierung mehrerer wichtiger Menschenrechts-
verträge. Jedoch bemängelten die Experten die
Tatsache, daß die Folterdefinition im neuen Straf-
gesetz enger gefaßt sei als jene im Übereinkom-
men, daß sich viele Jugendhaftanstalten in der
Zuständigkeit von Behörden befänden, welche
ebenfalls die vorgerichtlichen Untersuchungen
durchführten und daß die Korrespondenz Inhaf-
tierter der Zensur unterläge. Es gäbe zahlreiche
Behauptungen, daß Folterungen in Haftanstal-
ten stattfänden, und Menschenrechtsverteidiger
bedroht und angegriffen würden. Der Vertrags-
staat solle garantieren, daß Personen nicht län-
ger als 48 Stunden in polizeilichem Gewahrsam
gehalten werden dürfen.
Die Experten dankten Island für die gute Zu-
sammenarbeit und nahmen zu ihrer Zufrieden-
heit zur Kenntnis, daß keine Beschwerden über
Folter vorlägen. Außerdem wurde positiv beur-
teilt, daß neuere Gesetzesänderungen Kindern
und Ausländern umfassenderen Schutz böten und
daß bei Behauptungen, ein Mitglied der Polizei
habe einen Gesetzesbruch begangen, eine so-
fortige Weiterleitung zum Staatsanwalt möglich
sei. In Einzelhaft gehaltene Häftlinge hätten das
Recht, die entsprechende Entscheidung von ei-
nem Gericht überprüfen zu lassen und müßten
über dieses Recht informiert werden. Den Aus-
schuß beschäftigte jedoch die Zahl der Gewalt-
tätigkeiten unter Inhaftierten, welche einige Häft-
linge sogar dazu brächten, auf Einzelhaft zu be-
stehen.
Slowenien reichte seinen zweiten Bericht recht-
zeitig ein. Positiv wurde bewertet, daß die oft
kritischen Befunde des slowenischen Kommis-
sars für Menschenrechtsbeschwerden im Bericht
enthalten waren. Gesetzesänderungen hätten zur
Folge gehabt, daß die Befugnisse der Polizei im
direkten Kontakt mit Individuen genau einge-
grenzt seien. Jedoch sei bedauernswert, daß im
slowenischen Strafrecht das Verbrechen der Fol-
ter nicht angenommen worden sei und daß Be-
hauptungen anhielten, Polizisten wendeten über-
mäßig Gewalt an, insbesondere gegen Angehö-
rige ethnischer Minderheiten. Die Garantien im
Strafprozeßrecht gegen Folter müßten gestärkt
werden, und vor allem müßte allen Inhaftierten
der Zugang zu einem unabhängigen Arzt ge-
währt werden.
Der zweite Bericht der Türkei hatte acht Jahre
Verspätung. Der Ausschuß begrüßte die Ab-
schaffung der Todesstrafe und die Aufhebung
des vor langer Zeit verhängten nationalen Aus-
nahmezustands. Weiterhin wurden verfassungs-
rechtliche und gesetzliche Reformen zur Stär-
kung der Rechtsstaatlichkeit positiv bewertet, wie
die Schaffung von Gefängnisüberwachungsstel-
len unter Teilnahme von Menschenrechtsorga-
nisationen. Zu beklagen sei jedoch, daß Berich-
ten zufolge Folterungen Inhaftierter noch im-
mer weit verbreitet seien, daß diesen kein sofor-
tiger und angemessener rechtlicher und medizi-
nischer Beistand gewährt werde und daß trotz
der Anzahl von Beschwerden die Bestrafung von
Mitgliedern der Sicherheitskräfte wegen Folter
selten, die Verfahren übermäßig lang und die
Strafen unverhältnismäßig milde seien. Die Ein-
richtung sogenannter ›Typ F-Strafanstalten‹ ha-
be zu Hungerstreiks und so zum Tode von mehr
als 60 Inhaftierten geführt. Des weiteren hielte
die Türkei sich nicht an die Urteile des Europäi-

schen Menschenrechtsgerichtshofs, in denen die-
ser die Zahlung einer angemessenen Entschädi-
gung anordnet. Auch die wiederholten Berich-
te über Belästigung von Menschenrechtsvertei-
digern seien besorgniserregend. Die Auswei-
sung illegaler Ausländer müsse im Einklang mit
den rechtlichen Garantien des Übereinkommens
durchgeführt werden.
Belgien schickte eine Delegation hochrangiger
Experten, welche die zahlreichen Fragen bereit-
willig und umfassend beantwortete. Der Aus-
schuß war sehr zufrieden mit der hohen Qualität
des Dialogs. Positiv sei die Einführung von Be-
stimmungen über Folter in das belgische Straf-
recht, wonach der Befehl eines Vorgesetzten Fol-
terungen oder unmenschliche Behandlung nicht
rechtfertigen könne, und die Verabschiedung
eines Gesetzes, wonach belgische Gerichte für
außerhalb des Landes begangene Straftaten, die
von einem für den Staat bindenden Abkommen
erfaßt sind, zuständig sei. Positiv zu vermerken
seien die Bemühungen des Vertragsstaats, um
das Problem der Überfüllung von Jugendhaft-
anstalten zu lösen. Besorgniserregend sei aller-
dings, daß nicht klar sei, was mit ›offenkundig
gesetzeswidriger Befehl‹ gemeint ist und daß ei-
ne Amtsperson, die eine Person der erniedrigen-
den Behandlung ausgesetzt habe, von der straf-
rechtlichen Verantwortung ausgenommen wer-
den könne, wenn er oder sie den Befehl eines
Vorgesetzten befolgt habe. Es gäbe außerdem
keine gesetzliche Vorschrift, die eine Berufung
auf Notstand als Rechtfertigung von Folter klar
verbiete. Bei öffentlichen Versammlungen und
Ausweisungen von Ausländern werde übermä-
ßige Gewalt angewandt. Rechtsbehelfe gegen
Ausweisungen hätten keine aufschiebende Wir-
kung und die Inhaftierung von Ausländern kön-
ne verlängert werden, bis jene bei ihrer Rück-
führung in die Heimat kooperieren. Auch unbe-
gleitete Minderjährige könnten für längere Zeit
in Haft gehalten werden. Die Sachverständigen
kritisierten ferner die Reform der universellen
Gerichtsbarkeit belgischer Gerichte, wonach der
Justizminister unter bestimmten Voraussetzun-
gen einen Richter von einem Fall abberufen kön-
ne. Des weiteren wurde negativ bewertet, daß
jugendliche Straftäter ab zwölf Jahren bis zu 17
Tage lang in Isolationshaft gehalten werden
könnten.
Der Ausschuß bedauerte die fünfjährige Verspä-
tung des Berichts Moldaus sowie die spärlichen
Informationen über die tatsächliche Umsetzung
der Rechte des Übereinkommens im Vertrags-
staat. Da die Regierungsdelegation aus Gründen
höherer Gewalt nicht rechtzeitig zur Vorstellung
und Diskussion des Berichts erscheinen konnte,
blieben die meisten Fragen der Experten unbe-
antwortet. Zwar sei positiv, daß Moldau sich ein-
verstanden erklärt habe, die Berichte des Euro-
päischen Anti-Folter-Ausschusses zu veröffent-
lichen und daß es Bemühungen gäbe, die Haft-
bedingungen im Lande zu verbessern, jedoch
seien auch zahlreiche Mißstände zu beklagen.
Besorgniserregend sei, daß im neuen Strafrecht
die Folterdefinition, die im alten enthalten war
und mit dem Abkommen übereingestimmt ha-
be, gestrichen worden sei und daß Ausländer
ohne Rücksicht auf die in Artikel 3 enthaltenen
Garantien ausgewiesen würden. Die Bedingun-
gen in den Gefängnissen seien beklagenswert,
und in manchen Fällen würden Jugendliche zu-

sammen mit Erwachsenen interniert. Moldau
solle die Verantwortung für Personen in Unter-
suchungshaft vom Innen- zum Justizministeri-
um verlagern. Staatsanwaltschaft und Gerichts-
wesen müßten unabhängig werden, und ein un-
abhängiges Organ müsse Beschwerden gegen
Polizisten und Vollzugsbeamte nachgehen.

31. Tagung

Der Ausschuß begrüßte die Verabschiedung ei-
ner Anzahl innerstaatlicher Gesetze und die Ra-
tifizierung internationaler Instrumente in Kolum-
bien, die für die Prävention und Abschaffung der
Folter relevant sind sowie die engere Zusammen-
arbeit zwischen dem kolumbianischen Büro des
Hochkommissars für Menschenrechte und der
kolumbianischen Regierung. Besorgniserregend
sei allerdings die hohe Anzahl unfreiwillig Ver-
schwundener und willkürlicher Hinrichtungen.
Berichten zufolge hätten Vertreter des Vertrags-
staats die Aktivitäten paramilitärischer, soge-
nannter ›Selbstverteidigungsgruppen‹ toleriert,
unterstützt und gebilligt, welche für viele Folte-
rungen verantwortlich seien. Der Schutz vor Ver-
gewaltigung sei nicht ausreichend, und es gäbe
Angriffe gegen Menschenrechtsverteidiger. Be-
hauptungen zufolge sollen einige in der Men-
schenrechtsabteilung der Staatsanwaltschaft tä-
tigen Staatsanwälte bedroht und gezwungen wor-
den sein, zurückzutreten. Der CAT empfahl Ko-
lumbien, alle notwendigen Maßnahmen zu tref-
fen, um Folterungen und andere grausame Be-
handlungen auf seinem Staatsgebiet zu verhin-
dern. Die Straflosigkeit von für Folterungen Ver-
antwortliche müsse enden; gründliche und un-
parteiische Untersuchungen müßten durchge-
führt werden.
Bei der Behandlung des dritten Berichts Marok-
kos würdigten die Ausschußmitglieder die Ein-
richtung eines Menschenrechtsinformations- und
-bildungszentrums und dessen Bemühungen,
Training und Ausbildung im Bereich der Men-
schenrechte zu fördern, insbesondere durch die
Organisation von Schulungen für Gefängnisper-
sonal und Amtsärzte. Grund zur Sorge sei aber
der Anstieg der Verhaftungen aus politischen
Gründen, der Anstieg der Inhaftierten allgemein
und die Zunahme von Meldungen über Folter so-
wie grausame und unmenschliche Behandlung.
Die Experten monierten, es gäbe keine Folter-
definition und keine Einordnung als Straftat.
Die Maximalfrist für polizeilichen Gewahrsam
sei zu lang. Marokko solle sicherstellen, daß Be-
schwerden über Folter und Todesfälle in Haft-
anstalten unparteiisch untersucht würden, daß je-
de Art von Folter verboten werde, auch in außer-
gewöhnlichen Umständen und als Folge eines
Befehls eines Vorgesetzten.
Lettland ist nach Ansicht der Experten einen
langen Weg auf der Straße zu Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit gegangen und habe bedeut-
same Fortschritte im Bereich des Menschen-
rechtsschutzes gemacht, unter anderem durch die
Schaffung eines Verfassungsgerichts und die
Aufnahme eines Grundrechtekatalogs in die Ver-
fassung. Die 1995 gegründete Menschenrechts-
behörde habe den Auftrag, alle Fälle von Men-
schenrechtsverletzungen zu untersuchen, und es
sei ein neues Projekt zur Überprüfung von Ge-
fängnissen unter der Mitwirkung von nichtstaat-
lichen Organisationen ins Leben gerufen wor-
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den. Besorgniserregend seien anhaltende Be-
richte über schwere Mißhandlungen durch Poli-
zisten. Auch überfüllte Haftanstalten seien ins-
besondere angesichts des Risikos der Ausbrei-
tung ansteckender Krankheiten bedenklich, eben-
so wie die Tatsache, daß Personen ihre Rechts-
stellung als Bürger verloren hätten und ihr Sta-
tus ein illegaler geworden sei, nachdem sie das
Land vorübergehend verlassen hätten. Lettland
solle eine einklagbare Höchstdauer der Inhaftie-
rung für abgewiesene Asylbewerber einführen.
Zu den erfreulichen Entwicklungen in Jemen
zählte nach Ansicht der Ausschußmitglieder die
Einrichtung eines Ministeriums für Menschen-
rechte und das Vorhaben, gesonderte Einrichtun-
gen für die Aufnahme von aus der Haft entlasse-
nen Frauen zu schaffen. Allerdings merkten die
Sachverständigen mit großer Sorge an, daß eini-
ge Strafen Auspeitschung und die Amputation
von Gliedmaßen einschlössen, was gegen das
Übereinkommen verstoßen könne. Berichten zu-
folge seien Isolationshaft, Massenverhaftungen
und überlanger Gewahrsam ohne gerichtliches
Verfahren eine häufige Praxis, und die frühe
Strafmündigkeit, die es erlaubt, Kinder im Alter
von sieben Jahren bereits in bestimmten Ein-
richtungen festzuhalten, sei ebenfalls unerfreu-
lich. Als Mißstand beklagt wurden auch Ver-
schleppungen von Ausländern ohne die Möglich-
keit, solche Maßnahmen rechtlich anzufechten.
Diese Praxis könne Artikel 3 verletzen. Sämtli-
che Anti-Terror-Maßnahmen müßten mit dem
Überkommen im Einklang stehen, und die Be-
mühungen um die Errichtung von Frauenhäu-
sern für entlassene weibliche Häftlinge müßten
fortgesetzt werden, um den betroffenen Frauen
ein Verbleiben in der Haftanstalt nach Ablauf
ihrer Strafe zu ersparen.
Anschließend bewerteten die Experten den Be-
richt Litauens. Sie stellten mit Genugtuung fest,
daß der Staat eine Reform seines Rechtssystems
auf den Weg gebracht habe, die den verbesser-
ten Schutz der Menschenrechte einschließe. Po-
sitiv wurde auch die Schaffung einer Zeugen-
und Opferschutzhilfe des Innenministeriums be-
wertet. Der Ausschuß monierte die schlechten
Zustände in den Gefängnissen und die Tatsache,
daß viele Häftlinge in der Angst vor Gewalt von
seiten anderer Häftlinge lebten, wie dies bereits
der Europäische Anti-Folter-Ausschuß ange-
merkt habe. Des weiteren wurde bedauert, daß
Litauen keine Informationen geliefert habe, die
sich auf das Problem der Gewalt gegen Wehr-
dienstpflichtige in der Armee bezögen. Auch
fehlten Angaben zu Alter, Geschlecht und Be-
stimmungsland von ausgewiesenen Ausländern
und staatenlosen Personen. Litauen solle Be-
richten über Gewalt gegen Wehrdienstpflichti-
ge nachgehen und seine Bemühungen um ein
effektives Rechtshilfesystem fortsetzen, insbe-
sondere indem es öffentliche Gelder bereitstelle
und durch die Zusammenarbeit mit der Anwalts-
vereinigung.
Der Berichterstatter des Ausschusses lobte Ka-
merun für seine termingerechte Übermittlung der
Berichte. Zufriedenstellend am dritten Bericht
des Landes sei das Projekt, zusätzliche Haftan-
stalten zu errichten, um die Überfüllung der vor-
handenen zu beenden. Außerdem seien 2002 im
Zuge einer Kollektivamnestie 1757 Gefangene
freigelassen worden, und auch die Bemühungen
um den Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von

Frauen gegen Gewalt wurde hervorgehoben. Sehr
besorgt war der CAT aber über die tiefgreifen-
den Widersprüche zwischen Berichten, denen
zufolge die Bestimmungen des Übereinkommens
ernstlich verletzt würden und den diesbezügli-
chen Aussagen des Vertragsstaats. Auch Berich-
te über den systematischen Gebrauch der Folter
auf Polizeistationen nach Verhaftungen wurden
mit Besorgnis zur Kenntnis genommen. Zu be-
klagen sei des weiteren die anhaltende Überfül-
lung der Gefängnisse, da insbesondere die Ge-
walt unter Häftlingen und die mangelnde Hy-
giene die Gesundheit der Inhaftierten gefährde-
ten. Besonders beunruhigend sei auch die Zu-
nahme von Todesfällen im Douala-Zentralge-
fängnis seit Beginn 2003. Laut Regierungsde-
legation waren es 25, den Menschenrechtsor-
ganisationen zufolge belief sich die Zahl der
Todesfälle allerdings auf 72. Unter Stammes-
führern sowie auf Polizeistationen und in Ge-
fängnissen verübte Folterungen müßten ein En-
de haben, ebenso wie die Straflosigkeit der Fol-
terer, und ein unabhängiges Organ müsse Be-
schwerden über Folter und Mißhandlungen nach-
gehen. Ein Gesetz, das die Genitalverstümme-
lung von Frauen verbietet, sei dringend erfor-
derlich. ❒

Kinder zunehmend von HIV/Aids be-
troffen

MONIKA LÜKE

Rechte des Kindes: 32.–34. Tagung des CRC
– Diskriminierung von Flüchtlingskindern
und behinderten Kindern – Islands Kinder
haben es gut – erhebliche Mängel in den Ju-
stizsystemen

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Monika
Lüke, Kinderpolitik ohne Koordinierung, Ver-
einte Nationen 5/2003, S. 181ff., fort.)

Das Übereinkommen über die Rechte des Kin-
des (kurz: Kinderrechtskonvention) zählte bei
Ende der 34. Tagung (Oktober 2003) 192 Ver-
tragsstaaten. Timor-Leste ist im Jahr 2003 hin-
zugekommen. Alle Territorialstaaten mit Aus-
nahme der USA und Somalias haben dieses 1989
verabschiedete Übereinkommen ratifiziert und
es somit zu dem Völkerrechtsvertrag mit den
meisten Vertragsstaaten gemacht. Diese an sich
erfreuliche Entwicklung tritt allerdings in den
Hintergrund angesichts der bei fast allen Ver-
tragsstaaten gängigen Praxis, zahlreiche Vorbe-
halte einzulegen, und der in vielen Staaten un-
zureichenden Umsetzung der Konventionsrech-
te. Da die Arbeitsbelastung des Ausschusses für
die Rechte des Kindes (CRC) in Folge der kon-
tinuierlichen Ausweitung der Vertragsstaaten
über die Jahre zugenommen hat, wurde der Bit-
te des CRC, die Anzahl der Sachverständigen
von 10 auf 18 anzuheben, also fast zu verdop-
peln, entsprochen. Die Generalversammlung hat-
te der Änderung von Artikel 43 Absatz 2 der
Konvention bereits in ihrer Resolution vom 21.
Dezember 1995 (A/Res/50/155) genehmigt, doch
mußten erst noch zwei Drittel der Vertragsstaa-
ten zustimmen. Dieses Quorum wurde erst sieben

Jahre später, am 18. November 2002, erreicht.
Die neuen Mitglieder wurden auf dem Treffen
der Staatenvertreter am 10. Februar 2003 in New
York gewählt, darunter der deutsche Soziologie-
professor Lothar Friedrich Krappmann.
Die Kinderrechtskonvention wird durch zwei
Fakultativprotokolle ergänzt: das Fakultativpro-
tokoll betreffend die Beteiligung von Kindern an
bewaffneten Konflikten (seit 12. Februar 2002
in Kraft) war bis Oktober 2003 von 63 Staaten
ratifiziert worden; das Fakultativprotokoll betref-
fend Kinderhandel, Kinderprostitution und Kin-
derpornographie (seit 18. Januar 2002 in Kraft)
hatte zum selben Zeitpunkt 65 Vertragsparteien
(Text: VN 4/2000, S. 146ff.).
Im Jahr 2003 verabschiedete der Ausschuß drei
Allgemeine Bemerkungen (Nr. 3, 4 und 5), die
den Staaten bei der Umsetzung der Kinderrechts-
konvention als Leitfaden dienen sollen. Die All-
gemeine Bemerkung Nr. 3 behandelt die Aus-
wirkung der HIV/Aids-Epidemie auf die Kinder-
rechte. Der Ausschuß benennt darin Verpflich-
tungen in den Bereichen Prävention, Fürsorge
und Behandlung, die sich aus der Konvention
ergeben und weist auf die besonderen Gefähr-
dungen und Bedürfnisse von an Aids erkrank-
ten Kindern hin. Die Gesundheit und Entwick-
lung von Jugendlichen ist Gegenstand der Allge-
meinen Bemerkung Nr. 4. Es wird festgestellt,
daß die Staaten die besonderen Bedürfnisse von
Kindern dieser Altersgruppe oft nicht ausrei-
chend berücksichtigen. Die Bemerkung hebt die
Menschenrechte hervor, die besonders gefördert
und geschützt werden müssen, um Jugendlichen
bestmögliche Gesundheit und eine ausgegliche-
ne Entwicklung zu gewährleisten und identifi-
ziert entsprechende Verpflichtungen für die Staa-
ten. In der Allgemeinen Bemerkung Nr. 5 kon-
kretisiert der Ausschuß die Forderung aus Arti-
kel 4, »alle geeigneten … Maßnahmen« zur Um-
setzung der Rechte der Konvention zu ergrei-
fen, sowie die Pflicht, Konvention und Berichte
einer breiten Öffentlichkeit bekannt zu machen
(Artikel 42 und 44 Absatz 6).
Auf der 34. Tagung hielt der CRC den Tag der
Allgemeinen Diskussion zum Thema indigene
Kinder ab. Dabei waren sich die Teilnehmer –
darunter UN-Vertreter und Vertreter nichtstaat-
licher Organisationen – einig, daß eine größere
Sensibilisierung für die besonderen Bedürfnis-
se der indigenen Kinder entwickelt werden müs-
se. Die schulische, gesundheitliche und sozia-
le Versorgung dieser Kinder müsse verbessert
werden.
Im Jahre 2003 behandelte der CRC insgesamt
26 Staatenberichte. Er kam turnusgemäß zu drei
Sitzungsperioden in Genf zusammen (32. Ta-
gung: 13.–31.1.; 33. Tagung: 9.5.–16.6.; 34. Ta-
gung: 15.9.–3.10.).

32. Tagung

In Estland wurden bei der sozialen Fürsorge für
Kinder im Berichtszeitraum erhebliche Fortschrit-
te dadurch erzielt, daß eine umfassende Kranken-
versicherung eingeführt und Kampagnen zur För-
derung der Schulspeisung durchgeführt wurden.
Ein Problem in Estland ist die Staatenlosigkeit
vieler Kinder. Außerdem werden russischsprachi-
ge Kinder häufig benachteiligt.
Durch die Finanzkrise in Asien Ende der neun-
ziger Jahre konnte die Republik Korea für die
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Belange der Kinder nur einschränkte Ressour-
cen zur Verfügung stellen. Darüber hinaus wird
die Konvention in dem ostasiatischen Schwel-
lenland nur eingeschränkt umgesetzt, da zu ei-
nigen Artikeln Vorbehalte eingelegt wurden. In
Südkorea ist die Meinungsfreiheit für Schüler
eingeschränkt; körperliche Züchtigung ist er-
laubt.
Italien hat beide Fakultativprotokolle zur Kin-
derrechtskonvention ratifiziert. Die Ausschuß-
mitglieder äußerten sich besorgt zu Informatio-
nen über Mißhandlungen von Kindern in Poli-
zeigewahrsam, die sich insbesondere gegen aus-
ländische und Roma-Kinder richteten. Außerdem
leiden immer mehr Kinder an psychosomatischen
Störungen. Die Zahl der Abtreibungen bei – ins-
besondere ausländischen – Mädchen ist eben-
falls ansteigend. Jugendliche Flüchtlinge werden
häufig nicht konventionsgemäß behandelt.
Die Umsetzung der Konvention in Rumänien
wird immer noch durch den Übergang zur Markt-
wirtschaft erschwert. Rumänien hat das Fakul-
tativprotokoll betreffend den Kinderhandel, die
Kinderprostitution und die Kinderpornographie
ratifiziert. Auch in dem osteuropäischen Land
stellen Mißhandlungen von Kindern in Polizei-
gewahrsam ein Problem dar; wiederum richtet
sich die Gewalt vorrangig gegen Kinder von
Minderheiten, insbesondere gegen Roma. Die
Verarmung weiter Gesellschaftsschichten trifft
die Kinder besonders. Wenn die Eltern sich nicht
mehr in der Lage sehen, ihre Kinder zu ernäh-
ren, geben sie diese zuweilen in staatliche Hei-
me. In den Familien nimmt die Gewalt gegen
Frauen und Kinder zu. Die hohe Zahl an Selbst-
morden bei Jugendlichen, Abtreibungen, jugend-
lichen Müttern, Geschlechtskrankheiten und die
Ausbreitung von HIV/Aids bei Jugendlichen sind
Indikatoren für tiefgreifende gesellschaftliche
Mißstände. Entgegen den Bestimmungen der
Konvention ist in Rumänien Kinderarbeit noch
immer weit verbreitet; die Arbeitsbedingungen
sind erbarmungswürdig; eine erhebliche Anzahl

von Jugendlichen arbeitet ohne Versicherungs-
schutz.
Vietnam hat beide Fakultativprotokolle zur Kin-
derrechtskonvention ratifiziert. Die staatliche
Rechtsordnung entspricht aber nicht in allen
Punkten den Bestimmungen der Konvention. Die
vietnamesische Regierung stellt für die Bedürf-
nisse der Kinder nach der Auffassung der Ex-
perten nur unzureichende Ressourcen zu Verfü-
gung. Die große Zahl von Kindern, die verun-
glücken, rief Besorgnis hervor. Obwohl sich die
gesundheitliche Lage von Kindern und Müttern
in den vergangenen Jahren verbessert hat, bleibt
die Säuglings- und Müttersterblichkeit hoch. Ein
weiteres Problem ist der Zugang zu Trinkwas-
ser. HIV/Aids betrifft zunehmend auch Kinder
und Jugendliche, weil sie infiziert sind oder aber
weil sie ihre Eltern durch die Krankheit verloren
haben. Der Schulbesuch ist in den ländlichen
Gebieten erheblich schwerer als in den Städten.
Viele Kinder werden bei ihrer Arbeit in Goldmi-
nen, in der Landwirtschaft oder im Privatsektor
ausgebeutet. Zahlreiche Kinder leben und arbei-
ten auf der Straße.
Die Tschechische Republik hat Maßnahmen
gegen die sexuelle Ausbeutung und den Miß-
brauch von Kindern ergriffen. Die Experten
waren alarmiert ob der steigenden Zahl von
Kindern, die ohne Gerichtsverfahren in staatli-
chem Gewahrsam gehalten werden. Viele Kin-
der mit Behinderungen werden in Erziehungs-
anstalten untergebracht, in denen auch junge
Straffällige interniert sind. Insbesondere in den
Städten sind Kinder zunehmend von Obdach-
losigkeit betroffen. Die Tschechische Republik
hat das Fakultativprotokoll betreffend die Be-
teiligung von Kindern an bewaffneten Konflik-
ten ratifiziert.
Die instabile politische Situation und hohe Aus-
landsschulden erschweren die Umsetzung der
Konvention in Haiti erheblich. Die Situation der
Kinder auf der Karibikinsel steht in vielerlei Hin-
sicht im Widerspruch zu den Bestimmungen der

Konvention. Beispielsweise können Eltern ihre
Kinder für bis zu sechs Monate in ein Gefängnis
schicken. In den ländlichen Gebieten besteht für
Kinder kaum Zugang zu einer Gesundheitsver-
sorgung; die Zahl der illegalen Abtreibungen ist
hoch; und HIV/Aids breitet sich zunehmend aus.
Viele Kinder müssen arbeiten und können daher
nicht die Schule besuchen; zum Teil leben sie
dabei auf der Straße.
Island hat beide Fakultativprotokolle zur Kin-
derrechtskonvention ratifiziert. Der Staat stellt
erhebliche Ressourcen für die Belange der Kin-
der zur Verfügung. Bis auf einige Defizite hin-
sichtlich der strafrechtlichen Behandlung Jugend-
licher ist die Situation von Kindern vorbildlich.

33. Tagung

Der CRC behandelte den ersten Bericht Erit-
reas. Noch immer steht die Gesetzgebung des
Landes am Horn von Afrika nicht in allen Punk-
ten im Einklang mit den Bestimmungen der Kon-
vention. Die Situation der Kinder in Eritrea wird
noch immer durch die Folgen des vergangenen
Bürgerkriegs negativ beeinflußt. Des weiteren er-
schweren die lange Trockenperiode und die Ar-
mut des Landes die Umsetzung der Konvention.
Ein Problem, das insbesondere auch die Kinder
betrifft, ist die rasante Ausbreitung von HIV/
Aids. Der Ausschuß lobte die Absenkung der
Kindersterblichkeit um 50 vH. Durch das staat-
liche Impfprogramm werden mittlerweile 60 vH
der Kinder versorgt. Die Alphabetisierung schrei-
tet fort. Auch aufgrund der staatlichen Initiative,
hat sich die Quote von Mädchen, die eine Grund-
schule besuchen, erhöht. Noch immer arbeiten
jedoch zahlreiche Kinder auf der Straße oder im
informellen Sektor.
Der zweite Bericht Zyperns bezieht sich ledig-
lich auf den griechischen Teil der Insel und ist
selbst diesbezüglich lückenhaft. Die gesundheit-
liche Situation der Kinder hat sich im Berichts-
zeitraum verbessert. Die zypriotische Regierung
wendet 19,5 vH des Bruttoinlandsprodukts für
kinderspezifische Maßnahmen auf. Andererseits
steht die zypriotische Rechtsordnung in vielen
Bereichen nicht im Einklang mit der Konventi-
on. In Zypern ist nicht sichergestellt, daß Jugend-
liche unter 18 Jahren nicht zwangsweise zum
Militärdienst eingezogen werden.
Laut Sambias erstem Bericht an den CRC er-
schweren die Armut im Land, die epidemische
Ausbreitung von HIV/Aids, Korruption und die
hohe Staatsverschuldung die Verwirklichung der
Rechte. Nach der Ansicht des Expertengremi-
ums wird die Gesundheit heranwachsender Ju-
gendlicher vernachlässigt, das betrifft insbeson-
dere Mädchen. Möglicherweise steht die hohe
Zahl der schwangeren Minderjährigen damit im
Zusammenhang. Der Ausschuß lobte die Maß-
nahmen der sambischen Regierung zur Integra-
tion von Flüchtlingskindern trotz der schwie-
rigen finanziellen Situation. Bei der Rekrutie-
rung von Soldaten wird nicht mit Sorgfalt über-
prüft, ob der Jugendliche tatsächlich das Alter
von 18 Jahren erreicht hat. Die zahlreichen Stra-
ßenkinder haben in der Regel keinen Zugang zu
Gesundheitsdiensten; sie leiden unter der Bru-
talität der Sicherheitskräfte und werden häufig
Opfer von sexueller Ausbeutung. Die Experten
legten der Regierung Sambias nahe, sexuelle
Ausbeutung, Prostitution und Kinderpornogra-
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phie stärker zu bekämpfen und für eine ange-
messene Betreuung der Opfer zu sorgen.
Die Situation der Kinder in Sri Lanka und die
Umsetzung ihrer Rechte aus der Konvention
werden noch immer durch die Auswirkungen
des Bürgerkriegs und den Wiederaufbau beein-
trächtigt. Sri Lanka hat das Fakultativprotokoll
betreffend die Beteiligung von Kindern an be-
waffneten Konflikten ratifiziert. Bedauerlicher-
weise ist der Anteil der Ausgaben für Kinder, ins-
besondere für ihre Gesundheit und Ausbildung
im Berichtzeitraum gesunken. Die sri-lankische
Rechtsordnung entspricht den Bestimmungen der
Konvention nicht im vollen Umfang. Zahlreiche
Kinder leiden unter Mangelernährung und deren
gesundheitlichen Folgen. Oftmals steht nicht in
ausreichendem Maße Trinkwasser zur Verfü-
gung. Depressionen sind weit verbreitet. Die
staatlichen Aufklärungskampagnen im Bereich
der reproduktiven Gesundheit sind unzureichend,
vor allem im Hinblick auf die effektive Bekämp-
fung von HIV/Aids. Eine große Anzahl von Kin-
dern arbeiten im informellen Sektor, als Haus-
angestellte, auf Plantagen oder auf der Straße
unter oft unwürdigen Bedingungen. Gewalt ge-
gen Kinder und Kindesmißbrauch sind weit ver-
breitet.
Die Salomonen haben dem CRC ihren ersten
Bericht vorgelegt. Demnach erschweren die an-
gespannte politische Situation und die wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten, einschließlich Armut und
Arbeitslosigkeit, sowie die geographischen Ge-
gebenheiten in dem aus 992 Inseln bestehenden
Pazifikstaat die Umsetzung der Konvention er-
heblich. Zwar gibt es eine Reihe von Gesetzes-
vorlagen, die dazu beitragen sollen, die Konven-
tionsrechte auf den Inseln zu verwirklichen; die-
se sind aber bisher nicht in Kraft getreten. Die
finanziellen Ressourcen, die für das Wohl der
Kinder zur Verfügung stehen, wurden in den ver-
gangenen Jahren verringert. In der salomoni-
schen Rechtspraxis werden die in der Konventi-
on vorgesehenen Altersgrenzen, beispielsweise
für Strafmündigkeit, Ehefähigkeit, Aufnahme ei-
ner Erwerbstätigkeit und den Schulbesuch nicht
eingehalten. Frauen und Mädchen sind in der pa-
triarchalischen Gesellschaftsstruktur in besonde-
rem Maße Diskriminierungen ausgesetzt. Der
Mißbrauch von Kindern, auch innerhalb der Fa-
milie scheint ein erhebliches Problem darzustel-
len. Auf den Salomonen ist das Gesundheitssy-
stem zusammengebrochen, so daß die meisten
Kinder nicht ausreichend versorgt werden kön-
nen. Aufgrund der ausbleibenden Bezahlung von
Lehrern sind die staatlichen Schulen in der Ver-
gangenheit häufig geschlossen geblieben. 20 bis
25 vH der schulfähigen Kinder besuchen keine
Grundschule und weitere 30 vH brechen die Schu-
le vorzeitig ab, um zum Unterhalt der Familie
beizutragen. Die Kinder leben dabei zuweilen auf
der Straße und sind deshalb besonders gefähr-
det, sexuell ausgebeutet zu werden. Einige Kin-
der gehen auch freiwillig der Prostitution nach,
um dadurch ihre wirtschaftliche Notlage zu über-
winden.
Der CRC kritisierte, daß Libyen bei der Ver-
wirklichung der Kinderrechte vornehmlich einen
paternalistischen Ansatz verfolgt. Die Rechts-
ordnung ist nicht vollständig im Einklang mit
den Bestimmungen der Konvention. Arbeitsmi-
granten und deren Kindern wird in der libyschen
Gesellschaft häufig mit Fremdenfeindlichkeit be-

gegnet. In Libyen haben Flüchtlingskinder kei-
nen besonderen Rechtsschutz. Zahlreiche Kin-
der sind mit HIV/Aids infiziert.
Obwohl in Jamaika im gesundheitlichen Be-
reich Verbesserungen zu verzeichnen sind, ist
die Versorgung der Kinder unzureichend. Die
Zahlen der schwangeren Teenager und beson-
ders jungen Mütter sind hoch. Die Gesetzge-
bung im Karibikstaat befindet sich noch immer
nicht im Einklang mit den Bestimmungen der
Konvention: Kinder arbeiten auch unterhalb der
Mindestaltersgrenze von zwölf Jahren. Sie wach-
sen häufig in einem von Gewalt geprägten Um-
feld auf. Mädchen gleich welchen Alters wer-
den in Jamaika nicht nur besonders häufig Op-
fer von Gewalt und sexueller Ausbeutung, son-
dern auch generell benachteiligt. Es gibt viele
Alleinerziehende. Besonders Kinder von Fami-
lien, die in Armut leben, haben nicht immer Zu-
gang zum Bildungssystem. Viele Kinder bre-
chen die Schule ab und leben anschließend auf
der Straße. In den Schulen ist körperliche Züch-
tigung an der Tagesordnung.
In Marokko hat sich die Menschenrechtslage im
Berichtszeitraum verbessert. Beispielsweise sind
Reformen hinsichtlich der in der Konvention ge-
nannten Mindestaltersgrenzen durchgeführt wor-
den. So wurde das Mindestalter für die Aufnah-
me einer Erwerbstätigkeit auf 15 Jahre erhöht.
Des weiteren wurde dem Ausschuß zugesagt, die
Altersgrenze für die Heirat auch bei Frauen auf
18 Jahre heraufzusetzen. Marokko hat zwar bei-
de Fakultativprotokolle ratifiziert, doch sind im
Konflikt um Westsahara viele Kinder in die
Feindseligkeiten verwickelt. Der Ausschuß kri-
tisierte den Vorbehalt der marokkanischen Re-
gierung gegen die Religionsfreiheit aus Artikel
14 der Konvention und die Diskriminierungen
von unehelichen Kindern und Kindern von Ma-
rokkanerinnen mit ausländischen Vätern, die
nicht die Möglichkeit haben, die marokkanische
Staatsbürgerschaft anzunehmen. Kinder- und
Säuglingssterblichkeit bleiben hoch. Viele ar-
beitende Kinder sind jünger als die Konvention
erlaubt. Sie arbeiten in der Landwirtschaft, im
Handwerk oder als Hausangestellte, und werden
häufig ausgebeutet. Fehlende Aufklärungsmaß-
nahmen tragen zu einer hohen Quote schwan-
gerer Jugendlicher bei. Das staatliche Schulsy-
stem ist an vielen Stellen unzureichend: zahlrei-
che Kinder, vor allem Mädchen, brechen die
Schule vorzeitig ab.
Syrien hat zwar die beiden Fakultativprotokol-
le ratifiziert, doch bei zahlreichen Artikeln der
Konvention Vorbehalte eingelegt, darunter auch
bei der Religionsfreiheit. In den Gesetzen wer-
den Mädchen an vielen Stellen diskriminiert.
Syrien hat Maßnahmen ergriffen, um die ge-
sundheitliche Versorgung von Kindern und Müt-
tern zu verbessern, dennoch bleiben erhebliche
Lücken im staatlichen Gesundheitssystem. Zwar
bemüht sich die Regierung, den im Land leben-
den Flüchtlingskindern Zugang zum Schulsy-
stem zu verschaffen, doch steht diesen Bemüh-
ungen eine relativ hohe Schulabbrecherrate bei
syrischen Kindern, insbesondere bei Mädchen,
gegenüber. Im informellen Sektor ist Kinderar-
beit an der Tagesordnung; die Arbeitsbedingun-
gen sind besorgniserregend.
Die politischen, wirtschaftlichen und sozialen
Umwälzungen in Kasachstan in den vergange-
nen 15 Jahren erschweren die Umsetzung der

Konvention. Die Lebensverhältnisse haben sich
in den vergangenen Jahren verschlechtert. Um-
weltkatastrophen, wie das Austrocknen des Ar-
alsees, gefährden die Gesundheit eines großen
Teiles der Bevölkerung und den Zugang zu
Trinkwasser. Die gesundheitliche Versorgung
ist unzureichend. Alarmierend sei, daß die Zahl
der Kinder mit Behinderungen sich in den ver-
gangenen zwölf Jahren verdreifacht hat. Ob-
wohl sich die Regierung bemüht, den besonde-
ren Bedürfnissen von behinderten Kindern durch
spezielle Maßnahmen Rechnung zu tragen, ist
die staatliche Unterstützung und Förderung für
diese Kinder und ihre Familien unzureichend.
Es gibt keine besondere, angemessene Betreu-
ung von unbegleiteten minderjährigen Flücht-
lingen. Die Zahl der Kinder, die in der Sexindu-
strie tätig ist, steigt, und es fehlt an Betreuungs-
maßnahmen und Reintegrationsprogrammen
für Kinder, die der Prostitution nachgehen. Im-
mer mehr Kinder leben auf der Straße und wer-
den dort Opfer von sexueller Ausbeutung.

34. Tagung

Der flächen- und bevölkerungsmäßig viertklein-
ste Mitgliedstaat der UN, San Marino, hat die
beiden Fakultativprotokolle bisher nicht ratifi-
ziert. Das war einer der wenigen Kritikpunkte,
die der Ausschuß in Bezug auf die Umsetzung der
Konvention in dem in Italien liegenden Zwerg-
staat hatte. Ein neues Problem stellt die zuneh-
mende Fettleibigkeit von Kindern dar.
Kanada hat zu Artikel 21 der Konvention (Min-
deststandards für das Adoptionsrecht) einen Vor-
behalt eingelegt. Die Kinder der indianischen
Urbevölkerung und von Migranten sind Diskri-
minierungen ausgesetzt; nicht immer haben sie
uneingeschränkten Zugang zum Schulsystem,
und nicht alle Formen von körperlicher Züchti-
gung sind in Kanada gesetzlich sanktioniert.
Das kanadische Asylrecht enthält keine adäqua-
ten Regelungen für die Betreuung unbegleiteter
minderjähriger Flüchtlinge. Dem Ausschuß la-
gen Berichte über eine konventionswidrige Er-
werbstätigkeit von Kindern unter 13 Jahren vor,
und in den kanadischen Metropolen sind immer
mehr Kinder obdachlos. Kanada hat das Fakul-
tativprotokoll über die Beteiligung von Kindern
an bewaffneten Konflikten ratifiziert.
Auch Neuseeland hat bei der Ratifizierung ei-
nige Konventionsbestimmungen mit Vorbehal-
ten belegt. Im innerstaatlichen Recht ist kon-
ventionswidrig kein Mindestalter für die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit festgelegt. Sorge
bereiteten dem CRC die Zunahme an Selbst-
morden unter Jugendlichen und das unzurei-
chende Angebot an psychotherapeutischer Be-
treuung für Jugendliche, besonders in den länd-
lichen Gebieten und den Maori-Siedlungen. In
diesen Regionen leben alleinerziehende Frauen
oft in Armut. Neuseeland hat bisher lediglich
das Fakultativprotokoll betreffend die Beteili-
gung von Kindern an bewaffneten Konflikten
ratifiziert. Im Widerspruch zu den Bestimmun-
gen im Fakultativprotokoll bezieht sich in der
neuseeländischen Rechtsordnung die Alters-
grenze für die Teilnahme an Feindseligkeiten
bisher nur auf Auslandseinsätze. Dadurch ist
nicht sichergestellt, daß Kinder unter 18 Jahren
nicht an sonstigen militärischen Einsätzen teil-
nehmen.
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In Pakistan erschweren Dürre, wirtschaftliche
Probleme, bewaffnete Auseinandersetzungen in
einigen Regionen, Flüchtlingsströme aus Afgha-
nistan und das hohe Bevölkerungswachstum die
Umsetzung der Konvention. Die Situation der
Kinder ist erbarmungswürdig. Nach wie vor ent-
spricht die Gesetzeslage nicht vollständig den Be-
stimmungen der Konvention, die Regelungen für
Mädchen sind oft diskriminierend. Mädchen und
ihre Mütter sind immer wieder Opfer sogenann-
ter »Ehrenmorde«; die Täter werden entweder
gar nicht oder mit unangemessener Milde be-
straft. Zahlreiche Kinder werden mißbraucht und
vernachlässigt. In Pakistan existiert kein flächen-
deckendes Gesundheitssystem; die Impfquote ist
äußerst niedrig. Traditionelle Bräuche, wie die
sehr frühe oder erzwungene Heirat, bedrohen die
Gesundheit der Mädchen. Viele Kinder leiden
unter Trinkwassermangel. Bewaffnete Truppen
jagen Kinder, um diese zwangszurekrutieren.
Die Lebensbedingungen in den afghanischen
Flüchtlingslagern sind alarmierend. Kinderar-
beit ist weit verbreitet und in der Gesellschaft
akzeptiert. Sexuelle Ausbeutung ist nicht ein-
deutig verboten und obwohl die staatlichen Be-
hörden Maßnahmen gegen Kinderhandel ergrif-
fen haben, scheint dieser bei weitem nicht unter-
bunden. Die vielen Straßenkinder sind in dieser
Hinsicht besonders gefährdet.
In Madagaskar ist die Konvention Bestandteil
der innerstaatlichen Rechtsordnung, jedoch er-
schweren Naturkatastrophen, hohe Auslands-
schulden und traditionelle Praktiken die Um-
setzung der Konvention. In einigen Regionen
werden Säuglinge, die an einem ›unglückli-

chen‹ Tag geboren sind, getötet oder ausge-
setzt. In einem anderen Landesteil ist es üb-
lich, Zwillingsgeburten zu töten. Viele Kinder
sterben an Krankheiten, weil die gesundheitli-
che Versorgung unzureichend ist oder die Kin-
der zu Wunderheilern gebracht werden. Die
Grundschulbildung steht nicht flächendeckend
und auch nicht immer kostenfrei zur Verfü-
gung, so daß zahlreiche Kinder nicht lesen und
schreiben können. Kinderarbeit ist insbesonde-
re im informellen und häuslichen Sektor weit
verbreitet.
Mit Ausnahme der Kinderrechtskonvention hat
Brunei bisher keinen der internationalen Men-
schenrechtsverträge ratifiziert, und auch die An-
wendung dieser Konvention erfolgt in Brunei
nur unter Vorbehalt. Zahlreiche der staatlichen
Regelungen oder Praktiken die durch den Staat
geduldet werden, stehen nicht im Einklang mit
der Konvention. Das Mindestalter für eine Ehe-
schließung von 14 Jahren sahen die Ausschuß-
mitglieder als bei weitem zu niedrig an. Sie wa-
ren daher besorgt, daß unter islamischem Recht
Kinder noch jünger heiraten dürfen. Kinder, die
nicht einer islamischen Glaubensrichtung ange-
hören, werden in Brunei diskriminiert, und sol-
che, die verbotene Drogen konsumieren, können
bis zu drei Jahren in geschlossenen Einrichtun-
gen interniert werden.
Der Lebensstandard der Kinder in Singapur ist
hoch; standardmäßig stehen eine ausgezeichne-
te Schulausbildung und gesundheitliche Versor-
gung zur Verfügung. Singapur hat allerdings bei
der Ratifizierung bei zahlreichen Artikeln Vor-
behalte eingelegt. Das Mindestalter für die Auf-

nahme einer Erwerbstätigkeit ist mit zwölf Jah-
ren zu niedrig.
Bangladesch hat das Fakultativprotokoll betref-
fend Kinderhandel, Kinderprostitution und Kin-
derpornographie ratifiziert, doch gegen eine Rei-
he von Konventionsbestimmungen Vorbehalte
eingelegt. Viele Bestimmungen der innerstaatli-
chen Rechtsordnung stehen im Widerspruch zur
Kinderrechtskonvention, beispielsweise das Min-
destalter für eine Eheschließung. Den Sachver-
ständigen lagen Berichte über Mißhandlungen
in staatlichen Einrichtungen, wie Schulen oder
Waisenhäusern vor. Trotz Bemühungen der Re-
gierung bleibt die gesundheitliche Versorgung
unzureichend; das betrifft vor allem Säuglinge
und Kleinkinder. Kinderarbeit ist von der Ge-
sellschaft weitgehend akzeptiert, und die Kinder
arbeiten überwiegend im informellen Sektor oder
als Hausangestellte mit der damit einhergehen-
den Gefährdung sexueller Ausbeutung. Die staat-
lichen Programme reichen nicht aus, um die vie-
len obdachlosen Kinder von der Straße zu ho-
len, wo sie oftmals der Brutalität der Sicherheits-
kräfte ausgesetzt sind.
Das Erdbeben im Jahre 2002, die sozioökono-
mischen Umwälzungen und ethnische Konflik-
te erschweren die Verwirklichung der Kinder-
rechte in Georgien. Die Regierung stellt für die
Belange der Kinder nur einen geringen Anteil
des Staatshaushalts zur Verfügung. Wichtige
Grundsätze der Konvention, wie die Orientie-
rung am Wohl des Kindes und das Prinzip der
Nichtdiskriminierung, sind bisher nicht in die
georgische Rechtsordnung übernommen wor-
den. Die Zahl der Straßenkinder ist hoch. ❒
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Fatima Kwaku, Nigeria
Rosario Manalo, Philippinen
Göran Melander, Schweden
Krisztina Morvai, Ungarn
Pramila Patten, Mauritius
Victoria Popescu Sandru, Rumänien
Fumiko Saiga, Japan
Hanna Beate Schöpp-Schilling,

Deutschland
Heisoo Shin, Korea (Republik)
Dubravka Šimonovic, Kroatien
Maria Regina Tavares da Silva, Portugal

Ausschuß gegen Folter (10)
Guibril Camara, Senegal
Sayed Kassem el Masry, Ägypten
Felice Gaer, Vereinigte Staaten
Claudio Grossman, Chile
Fernando Mariño Menendez, Spanien

(Vorsitzender)

Andreas Mavrommatis, Zypern
Julio Prado-Vallejo, Ecuador
Ole Vedel Rasmussen, Dänemark
Alexander M. Yakovlev, Rußland
Yu Mengjia, China

Ausschuß für die Rechte des Kindes (18)
Ibrahim Abdul Aziz Al-Sheddi,

Saudi-Arabien
Ghalia Mohd Bin Hamad Al-Thani,

Katar
Joyce Aluoch, Kenia
Saisuree Chutikul, Thailand
Luigi Citarella, Italien
Jacob Egbert Doek, Niederlande

(Vorsitzender)
Kamel Filali, Algerien
Moushira Khattab, Ägypten
Hatem Kotrane, Tunesien
Lothar Friedrich Krappmann,

Deutschland
Yanghee Lee, Korea (Republik)
Norberto Liwski, Argentinien
Rosa María Ortiz, Paraguay
Awa N’Deye Ouedraogo, Burkina Faso
Marilia Sardenberg, Brasilien
Lucy Smith, Norwegen
Marjorie Taylor, Jamaika
Nevena Vuckovic-Sahovic,

Serbien und Montenegro

Ausschuß zum Schutz der Rechte aller
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien-
angehörigen (10)

Francisco Alba, Mexiko
José S. Brilliantes, Philippinen
Francisco Carrion-Mena, Ecuador
Ana Elizabeth Cubias Medina,

El Salvador
Anamariá Dieguez, Guatemala
Ahmed Hassan El-Borai, Ägypten
Abdelhamid El Jamri, Marokko
Arthur Shatto Gakwandi, Uganda
Prasad Kariyawasam, Sri Lanka

(Vorsitzender)
Azad Taghizadet, Aserbaidschan
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Thematische Mandate

Arjun Sengupta, Indien Unabhängiger Experte für die Fragen der Menschenrechte und extremer Armut
Vernor Muñoz Villalobos, Costa Rica Sonderberichterstatter über das Recht auf Bildung
Walter Kälin, Schweiz Beauftragter des Generalsekretärs für Binnenvertriebene
Yakin Ertürk, Türkei Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frauen, deren Ursachen und deren Folgen

Okechukwu Ibeanu, Nigeria Sonderberichterstatter über die nachteiligen Auswirkungen der illegalen Verbringung und Ablage-
rung toxischer und gefährlicher Stoffe und Abfälle auf den Genuß der Menschenrechte

Paul Hunt, Neuseeland Sonderberichterstatter über das Recht eines jeden auf das für ihn erreichbare Höchstmaß an körper-
licher und geistiger Gesundheit

Philip Alston, Australien Sonderberichterstatter über außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen
Rodolfo Stavenhagen, Mexiko Sonderberichterstatter über die Situation der Menschenrechte und Grundfreiheiten der Angehöri-

gen indigener Bevölkerungsgruppen

Berichterstatter, Experten, Arbeitsgruppen und Beauftragte
der Menschenrechtskommission



Juan Miguel Petit, Uruguay Sonderberichterstatter über den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinderpor-
nografie

Ambeyi Ligabo, Kenia Sonderberichterstatter über die Förderung und den Schutz der Meinungsfreiheit und des Rechts der
freien Meinungsäußerung

Sigma Huda, Bangladesch Sonderberichterstatterin über Menschenhandel, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels

Hina Jilani, Pakistan Sonderbeauftragte des Generalsekretärs für die Lage von Menschenrechtsverteidigern
Gabriela Rodríguez Pizarro, Costa Rica Sonderberichterstatterin für die Menschenrechte von Migranten
Jean Ziegler, Schweiz Sonderberichterstatter über das Recht auf Nahrung
Doudou Diène, Senegal Sonderberichterstatter über zeitgenössische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung,

der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz

Asma Jahangir, Pakistan Sonderberichterstatterin über Religions- und Weltanschauungsfreiheit
Shaista Shameem, Fidschi Sonderberichterstatterin über den Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Menschen-

rechte und zur Verhinderung der Ausübung des Rechtes der Völker auf Selbstbestimmung

Diane Orentlicher, Vereinigte Staaten Unabhängige Expertin, benannt vom Generalsekretär, zur Aktualisierung des Grundsatzkatalogs
für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte durch die Bekämpfung der Straflosigkeit

Bernards Andrew Nyamwaya Mudho, Kenia Unabhängiger Experte über die Auswirkungen von Strukturanpassungsmaßnahmen und Aus-
landsverschuldung

Robert K. Goldman, Vereinigte Staaten Unabhängiger Experte für den Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Terroris-
musbekämpfung

Leandro Despouy, Argentinien Sonderberichterstatter über die Unabhängigkeit von Richtern und Anwälten
Miloon Kothari, Indien Sonderberichterstatter über angemessenes Wohnen als eine Komponente des Rechtes auf einen

adäquaten Lebensstandard

Arbeitsgruppen

Arbeitsgruppe von Sachverständigen für Menschen afrikanischer Abstammung

Peter Lesa Kasanda, Sambia (Vorsitzender), Joe Frans, Schweden, George N. Jabbour, Syrien, Roberto B. Martins, Brasilien, Irina Zlates-
cu, Rumänien

Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen

Leila Zerrougui, Algerien (Vorsitzende), Tamás Bán, Ungarn, Manuela Carmena Castrillo, Spanien, Seyyed Mohammad Hashemi, Iran, So-
ledad Villagra de Biedermann, Paraguay

Arbeitsgruppe zur Frage des Verschwindenlassens von Personen

Stephen J. Toope, Kanada (Vorsitzender), Joel Adebayo Adekanye, Nigerien, Santiago Corcuera Cabezut, Mexico, Darko Göttlicher, Kroa-
tien, Saeed Rajaee Khorasani, Iran

Ländermandate

Cherif Bassiouni, Ägypten Unabhängiger Experte des Generalsekretärs über die Menschenrechtssituation in Afghanistan
Adrian Severin, Rumänien Sonderberichterstatter über die Menschenrechtssituation in Belarus
Akich Okola, Kenia Unabhängiger Experte über die Menschenrechtssituation in Burundi
Louis Joinet, Frankreich Unabhängiger Experte, benannt vom Generalsekretär, für die Menschenrechtssituation in Haiti
Peter Leuprecht, Österreich Sonderbeauftragter des Generalsekretärs für die Menschenrechte in Kambodscha
Titinga Frédéric Pacéré, Burkina Faso Unabhängiger Experte über die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Republik Kongo
Vitit Muntarbhorn, Thailand Sonderberichterstatter über die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Volksrepublik

Korea
Christine Chanet, Frankreich Persönliche Beauftragte des Hohen Kommissars für Menschenrechte über die Menschenrechtssi-

tuation in Kuba
Charlotte Abaka, Ghana Unabhängige Expertin für technische Zusammenarbeit und Beratungsdienste in Liberia
Paulo Sérgio Pinheiro, Brasilien Sonderberichterstatter über die Menschenrechtssituation in Myanmar
John Dugard, Südafrika Sonderberichterstatter über die Menschenrechtssituation in den seit 1967 besetzten palästinensi-

schen Gebieten
Ghanim Alnajjar, Kuwait Unabhängiger Experte, benannt von Generalsekretär, über die Menschenrechtssituation in Somalia
Emmanuel Akwei Addo, Ghana Unabhäniger Experte über die Menschenrechtssituation in Sudan
Mónica Pinto, Argentinien Unabhängige Expertin über die Menschenrechtssituation in Tschad
Latif Huseynov, Aserbaidschan Unabhäniger Experte über die Menschenrechtssituation in Usbekistan
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Personalien
Entwicklung

Seit August 2004 heißt der neue Exekutiv-
Koordinator des in Bonn ansässigen Freiwilli-
genprogramms der Vereinten Nationen (UNV)
Ad(rianus) de Raad. Der 1952 geborene Nie-
derländer trat die Nachfolge der im November
2003 verstorbenen Kanadierin Sharon Cape-
ling-Alakija an. Zuvor war er deren Stellver-
treter. De Raad hatte seit 1987 verschiedene
Positionen im UN-Entwicklungsprogramm
UNDP inne, unter anderem war er von 1993
bis 1998 Haushaltsdirektor.

Finanzen

Am 4. Mai 2004 wählte das Exekutivdirek-
torium des Internationalen Währungsfonds
(IMF) einstimmig Rodrigo de Rato für fünf
Jahre zum neuen Geschäftführenden Direk-
tor. Der gebürtige Spanier trat die Nachfolge
von Horst Köhler an, der am 4. März zurück-
getreten war, um für das Amt des Bundesprä-
sidenten zu kandidieren. Rato war zuletzt Wirt-
schaftsminister und Vizepräsident für Wirt-
schaft der spanischen Regierung. Als Wirt-
schaftsminister war er Gouverneur für Spa-
nien im Gouverneursrat von IMF, Weltbank
und anderen regionalen Finanzinstitutionen.

Friedenssicherung

Pakistans Botschafter in den Vereinigten Staa-
ten, Ashraf Jehangir Qazi, wurde am 12. Ju-
li 2004 zum neuen Sondergesandten des UN-
Generalsekretärs für Irak ernannt. Der 1942
geborene Diplomat war zuvor Botschafter in
China, Rußland und der DDR. Qazi löste Jan
Egeland ab, der seit 12. September 2003 als
Nachfolger des im August 2003 ermordeten
Sergio Viera de Mello das Amt inne hatte.
Egeland war zuvor Generalsekretär des Nor-
wegischen Roten Kreuzes und im Juni 2003
zum UN-Untergeneralsekretär für humanitäre
Angelegenheiten und Koordinator für huma-
nitäre Hilfe ernannt worden (vgl. VN 3/2003,
S. 95).

Am 15. Januar 2004 ernannte Generalsekretär
Kofi Annan Lakhdar Brahimi zu seinem Son-
derberater im Range eines Untergeneralsekre-
tärs. Er soll den Generalsekretär in Fragen der
Prävention und Bewältigung von Konflikten
beraten. (Lebenslauf und Rede Brahimis ab-
gedruckt in: VN 5/2004, S. 178f.)

Jean Arnault wurde am 11. Februar 2004
zum Sonderbeauftragten des Generalsekretärs
für Afghanistan und Leiter der dortigen Un-
terstützungsmission (UNAMA) ernannt. Zu-
vor war er Stellvertretender Sonderbeauftrag-

ter dort gewesen. Der 1951 geborene Franzose
steht seit 1989 in den Diensten der UN. So war er
1997 zum Sonderbeauftragten des Generalse-
kretärs für Guatemala und 2000 für Burundi er-
nannt worden. Er folgt Lakhdar Brahimi (siehe
oben), der seinen Posten am 6. Januar 2004 ab-
gab.

Zum Sonderbeauftragten des Generalsekretärs
für Timor-Leste wurde der Japaner Sukehiro
Hasegawa ernannt. Er hatte zuvor die Stellver-
tretung dieses Amtes inne und hat lange Zeit für
das UN-Entwicklungsprogramm UNDP in ver-
schiedenen Ländern Ostasiens gearbeitet. Hase-
gawa übernahm das Amt am 28. Mai 2004 von
seinem Vorgänger Kamalesh Sharma aus Indien.

Søren Jessen-Petersen ist seit Juni 2004 neuer
Sonderbeauftragter und Leiter der UN-Verwal-
tungsmission in Kosovo (UNMIK). Der Däne
hat eine lange Karriere im Dienste der UN und
der Europäischen Union hinter sich mit Stationen
im Amt des UN-Hochkommissars für Flücht-
linge und im UN-Sekretariat in New York. Jes-
sen-Petersen löste Harri Holkeri ab, der aus ge-
sundheitlichen Gründen sein Amt niederlegen
mußte. Der ehemalige finnische Ministerpräsi-
dent war erst knapp ein Jahr zuvor, im Juli 2003,
von Kofi Annan ernannt worden als Nachfolger
von Michael Steiner. Dieser hat die Ständige
Vertretung beim Büro der Vereinten Nationen
und bei den anderen Internationalen Organisa-
tionen in Genf (UNOG) übernommen.

Die Kanadierin Carolyn McAksie ist seit 1. Juni
2004 Sonderbeauftragte des Generalsekretärs
für Burundi und Leiterin der UN-Operation in
dem zentralafrikanischen Land (ONUB). Nach
32 Jahren im Dienst der Regierung Kanadas
übernahm sie 1999 die Stelle der Stellvertreten-
den Koordinatorin für humanitäre Hilfe und der
Stellvertretenden Untergeneralsekretärin für hu-
manitäre Angelegenheiten.

Sonderbeauftragter des Generalsekretärs für
Sudan wurde mit Wirkung vom 18. Juni 2004
Jan Pronk. Der 1940 geborene Niederländer
hatte mehrere wichtige Positionen im Bereich
Handel und Entwicklung in den Vereinten Na-
tionen inne. So war er zuletzt Sondergesand-
ter des Generalsekretärs für den Weltgipfel
für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg
2002. Von 1980 bis 1985 war Pronk Stellver-
tretender Generalsekretär der Konferenz der
Vereinten Nationen für Handel und Entwick-
lung (UNCTAD) und davor Beigeordneter
Generalsekretär.

Neuer Sonderbeauftragter für Haiti und Leiter
der UN-Stabilisierungsmission in Haiti (MI-
NUSTAH) ist seit August 2004 Juan Gabriel
Valdés. Der ehemalige chilenische Außenmi-
nister war zuletzt Botschafter seines Landes in
Argentinien und davor Ständiger Vertreter bei
den Vereinten Nationen in New York.

Gastland

Nach knapp fünf Monaten im Amt reichte der
Ständige Vertreter der Vereinigten Staaten bei
den UN, John Clagget Danforth, am 20. No-
vember aus privaten Gründen seinen Rücktritt
ein. Der 68-jährige hatte den Posten erst am
23. Juli 2004 von John Dimitri Negroponte
(vgl. VN 1/2002, S. 20) übernommen, der
zum amerikanischen Botschafter in Irak er-
nannt worden war. Der ehemalige republika-
nische Senator war im Jahr 2001 vom ameri-
kanischen Präsidenten zum Sondergesandten
für Frieden in Sudan ernannt worden. In seine
Amtszeit bei den UN fiel auch die Krise in der
sudanesischen Provinz Darfur. Er wird sein
Amt noch bis 20. Januar 2005 ausüben.

Generalversammlung

Wie bereits im Vorjahr erfolgreich durchge-
führt, wurde auch im Jahr 2004 der Präsident
der Generalversammlung drei Monate vor
seinem Amtsantritt gewählt. Dem Prinzip der
wechselnden Besetzung nach Regionalgrup-
pen zufolge konnten für die 59. Generalver-
sammlung die afrikanischen Staaten einen
Kandidaten vorschlagen. Das Votum am 10.
Juni 2004 fiel auf Jean Ping, den Außenmi-
nister Gabuns. Ping hat sein Land auf zahlrei-
chen Tagungen der Generalversammlung und
auf Weltkonferenzen vertreten. Er begann sei-
ne berufliche Karriere bei der UN-Organisa-
tion für Bildung, Wissenschaft, Kultur und
Kommunikation (UNESCO). 1993 war er Prä-
sident der Organisation Erdöl exportierender
Länder (OPEC).

Menschenrechte

Mit Louise Arbour wurde eine hochqualifi-
zierte Nachfolgerin für das knapp ein Jahr va-
kante Amt des Hohen Kommissars der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte (UN-

Rodrigo de Rato
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HCHR) gefunden. Die 57-jährige kanadische
Juristin folgte Sergio Viera de Mello (vgl. VN
4/2002, S. 157 und VN 3/2003, S. 94), der in
seiner zusätzlichen Funktion als UN-Sonder-
beauftragter für Irak am 19. August 2003 ei-
nem Anschlag auf das Bagdader UN-Haupt-
quartier zum Opfer gefallen war. Bevor Ar-
bour ihre neue Position am 1. Juli 2004 antrat
war sie Richterin am Obersten Gerichtshof
von Kanada. In der Zeit von 1996 bis 2000
brachte sie als Chefanklägerin der Internatio-
nalen Strafgerichtshöfe für das ehemalige Ju-
goslawien und für Rwanda den Prozeß gegen
Slobodan Milosevic ins Rollen.

Neuer Sonderberater des Generalsekretärs
für die Verhütung von Völkermord wurde
Juan Méndez. Der 1944 in Argentinien ge-
borene Menschenrechtsanwalt und -aktivist
war von 1996 bis 1999 Exekutivdirektor des
Inter-American Institute of Human Rights in
Costa Rica, hat 15 Jahre für die internatio-
nale Menschenrechtsorganisation Human
Rights Watch gearbeitet und war vor seiner
Benennung zum Sonderberater am 12. Juli
2004 Präsident des International Center for
Transitional Justice.

Am 21. September 2004 wurde der 53-jähri-
ge Schweizer Walter Kälin, Rechtsprofessor
an der Universität Bern, von Generalsekretär
Kofi Annan zum Beauftragten für die Rechte
von Binnenvertriebenen (Internally Displaced
Persons) ernannt. Er trat die Nachfolge des
Sudanesen Francis Mading Deng an, der das
Amt seit 1992 innehatte. Kälin ist seit 2003
Mitglied des UN-Menschenrechtsausschusses.
Er war 1991/1992 Sonderberichterstatter der
UN-Menschenrechtskommission für Kuwait
unter irakischer Besatzung.

Migration

Seit 1. Januar 2004 ist die frühere Bundes-
tagspräsidentin Prof. Dr. Rita Süssmuth Mit-

stellungsfragen und Frauenförderung gewor-
den. Sie übernahm das Amt im November
2004 von Angela King. Mayanja ist nach der
Weltfrauenkonferenz von 1977 zu den Ver-
einten Nationen gestoßen. Zuletzt war sie Di-
rektorin der Personalabteilung der Ernährungs-
und Landwirtschaftsorganisation (FAO) in
Rom.

Ein Deutscher, der frühere Chef des Bundes-
kriminalamts (BKA), Ulrich Kersten, hat
am 5. November 2004 in New York offiziell
die Leitung des neuen Verbindungsbüros von
Interpol bei den Vereinten Nationen übernom-
men. Zu den Aufgaben des neu geschaffenen
Büros, das unmittelbar dem UN-Generalse-
kretär zugeordnet ist, gehört die Koordinie-
rung der Aktivitäten von UN und Interpol bei
der Bekämpfung des internationalen Terro-
rismus sowie des Organisierten Verbrechens.
Der 63-jährige Kersten war im Februar 2004
wegen geheim gehaltener Umzugspläne des
BKA in den einstweiligen Ruhestand versetzt
worden.

Umwelt

Robert Hepworth ist seit 27. August 2004
der neue Exekutivsekretär des in Bonn an-
sässigen Sekretariats des Übereinkommens
zur Erhaltung der Wandernden Wildlebenden
Tierarten (UNEP/CMS). Er trat die Nachf-
olge von Arnulf Müller-Helmbrecht an, der
das Sekretariat zwölf Jahre leitete. Hepworth
kam im Jahr 2000 zum UN-Entwicklungs-
programm (UNEP) als Stellvertretender Di-
rektor der Abteilung Umweltübereinkommen.
In den neunziger Jahren war er der Vorsit-
zende des Ständigen Ausschusses des CMS
und leitete mehrere Vertragsstaatenkonfe-
renzen.

glied in der von Generalsekretär Kofi Annan ini-
tiierten Weltkommission für internationale Mi-
gration (GCIM). Die mit 15 international aner-
kannten, unabhängigen Sachverständigen beset-
ze Kommission war am 9. Dezember 2003 in
Genf von mehreren Staaten ins Leben gerufen
worden. Das Gremium unter Vorsitz des Schwei-
zers Dr. Rolf K. Jenny soll sich sowohl mit der
Abwanderung aus den armen Ländern als auch
mit der Zuwanderung in die reichen Länder be-
fassen. Der Abschlußbericht der Kommission
wird für Mitte 2005 erwartet.

Sekretariat

Am 1. Januar 2004 wurde das Regionale Infor-
mationszentrum der Vereinten Nationen (RU-
NIC) in Brüssel eröffnet. RUNIC ist für West-
europa zuständig und ersetzt die neun UN-In-
formationszentren in Athen, Bonn, Brüssel, Ko-
penhagen, Lissabon, London, Madrid, Paris und
Rom. Diese nationalen Informationszentren wa-
ren auf einen Beschluß der 58. UN-Generalver-
sammlung hin am 31. Dezember 2003 geschlos-
sen worden. Direktor des UNIC Bonn war bis
Ende 2002 Dr. Axel Wüstenhagen. Im Jahr 2003
trat Arne Molfenter als Geschäftsführender Lei-
ter dessen Nachfolge an. Das RUNIC in Brüssel
wird von dem Tunesier Hassen Fodha geleitet.
Referent für Deutschland in Brüssel und im
Bonner Verbindungsbüro ist Molfenter.

Im Mai 2004 wurde dem Schweizer Nicolas
Michel das Amt des Untergeneralsekretärs für
Rechtsangelegenheiten und Rechtsberaters der
UN übertragen. Damit ist der 1949 in Freiburg
geborene Völker- und Europarechtsprofessor der
höchstrangige Schweizer im UN-Sekretariat. Er
löst den Schweden Hans Corell ab, der dieses
Amt zehn Jahre innehatte. Michel war vor sei-
ner Ernennung Rechtsberater und Leiter der Völ-
kerrechtsdirektion des Schweizerischen Außen-
ministeriums.

Seit dem 17. Mai 2004 trägt Angela Kane den
Titel »Beigeordnete Generalsekretärin der Ver-
einten Nationen«. Die nach Klaus Töpfer, dem
Exekutivdirektor des UN-Umweltprogramms,
höchstrangige deutsche Beamtin im UN-Sy-
stem, ist zuständig für die Generalversammlung
und das Konferenzmanagement. Die 1948 in
Hameln geborene Johns-Hopskins-Absolventin
steht seit den siebziger Jahren im Dienst der UN.
Zuletzt war sie als Stellvertretende Sonderbeauf-
tragte des Generalsekretärs für die UN-Mission
in Äthiopien und Eritrea (UNMEE) in Asmara
stationiert. Davor war sie Direktorin der Abtei-
lung für Nord- und Südamerika sowie Europa in
der Abteilung Politische Angelegenheiten des
Sekretariats. Von 1995 bis 1999 initiierte sie in
der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit die Umstel-
lung der Veröffentlichungen zum Online-Publi-
shing und die Entwicklung der UN-Homepage.

Rachel Mayanja aus Uganda ist die neue Son-
derberaterin des Generalsekretärs für Gleich-

Louise Arbour

Angela Kane
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Deutschland

Im Jahr 2004 sind in der von Hans-Joachim
Daerr (vgl. VN 3/2003, S. 96) geleiteten
Abteilung für Globale Fragen, Vereinte Na-
tionen, Menschenrechte und humanitäre Hil-
fe des Auswärtigen Amtes Neubesetzungen
vorgenommen worden: Ortwin Hennig lei-
tet das neu geschaffene Referat GF-K als Be-
auftragter für zivile Krisenprävention, Kon-
fliktlösung und Friedenskonsolidierung. Rai-
ner Eberle wurde Leiter des Referats GF 02
(Vereinte Nationen, Krisenprävention, zivi-
le Beteiligung an friedenserhaltenden und
friedensschaffenden Maßnahmen) und ist
damit der Nachfolger von Martin Fleischer.
Holger Green hat das mit Haushalts- und
Personalfragen in den Vereinten Nationen
befaßte Referat GF 05 von Pius Fischer (vgl.
VN 4/2002, S. 158) übernommen und Mat-
thias Peter Sonn übernahm von Werner
Burkhart den Arbeitsstab für internationa-
le Terrorismusbekämpfung und -prävention
(GF 10).

Im Januar 2005 soll Tom Koenigs das Amt
des Menschenrechtsbeauftragten der Bundes-
regierung im Auswärtigen Amt übernehmen.
Seine Vorgängerin, Claudia Roth, hatte den
Posten nach ihrer Wahl zur Parteivorsitzen-
den von Bündnis 90/Die Grünen im Oktober
2004 zur Verfügung gestellt. Der 60-jährige
Koenigs leitet seit August 2002 als Sonderbe-
auftragter des Generalsekretärs für Guatema-
la (vgl. VN 4/2002, S. 156) die Verifikations-
mission der Vereinten Nationen in dem zen-
tralamerikanischen Land (MINUGUA). Zuvor
war er von August 1999 an Stellvertretender

Leiter der UN-Verwaltungsmission in Kosovo
(UNMIK).

Am 21. Oktober 2004 wurde in Berlin die neue
Vertretung der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) eröffnet. Von 1953 bis 2004 war die
Vertretung in Bonn angesiedelt. Das Büro in
Berlin wird von Wolfgang Heller geleitet. Der
1954 geborene Jurist war zuletzt Ministerial-
dirigent im Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit.

Ende November 2004 wurde in Berlin das er-
ste Verbindungsbüro des Welternährungspro-
gramms (WFP) in Deutschland eröffnet. Das
in Rom ansässige WFP wurde 1963 als ein
Spezialorgan der UN gegründet. Das Büro in
Berlin unter der Leitung der Soziologin, Dr.
Monika Midel, ist für die Beziehungen zu
Deutschland und für die Öffentlichkeitsarbeit
zuständig. Midel war lange Zeit im Ausland
tätig, zuletzt als Landesdirektorin der Deut-
schen Gesellschaft für Technische Zusammen-
arbeit (GTZ) in Vietnam.

Am 1. Dezember 2004 hat Dr. Roland Ber-
necker die Stelle des Generalsekretärs der
Deutschen UNESCO-Kommission (DUK) in
Bonn übernommen. Er ist Nachfolger von Dr.
Traugott Schöfthaler. Der 43-jährige war Di-
rektor des deutsch-französischen Kulturinsti-
tuts in Nantes, und kam 1998 als Kulturrefe-
rent zur Deutschen UNESCO-Kommission.
Von 2002 bis 2004 war er im Auswärtigen
Amt in Berlin tätig.

Schweiz

Seit Anfang September 2004 ist Peter Mau-
rer der neue Ständige Vertreter der Schweiz
bei den Vereinen Nationen. Er tritt die Nach-
folge von Botschafter Jenö C. A. Staehelin
(vgl. VN 3/2003, S. 97) an. Der 1956 geborene
Doktor der Philosophie war zuvor Botschaf-
ter und Leiter der Politischen Abteilung IV
(Menschliche Sicherheit) im Schweizer Außen-
ministerium. Bis zum Jahr 2000 war er Stell-
vertretender Ständiger Beobachter der Schweiz
bei den Vereinten Nationen in New York.

Linda Fasulo: An Insider’s Guide to the Uni-
ted Nations

Yale University Press, New Haven und London
2004
XVIII+245 S., 27 US-Dollar

Was dem deutschen Ho-
mo politicus der Deutsch-
landfunk, ist seinem ame-
rikanischen Pendant das
National Public Radio:
Während der Morgentoi-
lette erfährt man das Neu-
este vom politischen Ta-
gesgeschehen. Daß dabei
auch die Vereinten Natio-
nen zu ihrem Recht kom-
men, ist Verdienst von

Linda Fasulo, die als UN-Korrespondentin un-
ter anderem für NBC News und MSNBC seit
mehr als zehn Jahren versucht, ihren Landsleu-
ten das Treiben am East River nahezubringen.

Diesem Ziel dient auch ihr neuestes Buch: ›In-
sider’s Guide‹.
Mit ihren Ausführungen zu Möglichkeiten und
Grenzen der Organisation möchte Fasulo die
Amerikaner über die in ihrem Land unpopulä-
ren Vereinten Nationen aufklären, sie liefert da-
zu eine Rundschau, die durch Dokumente, Fo-
tos und Statistiken angereichert wird.
Dabei zitiert die Autorin Gewährspersonen aus
der Demokratischen Partei, deren Grundtenor
aber als durchgängig für amerikanische Regie-
rungen jeder Couleur anzusehen ist: Madeleine
Albrights entwaffnendes »Die Vereinten Natio-
nen werden in einigen Situationen nützlich sein,
in anderen nutzlos,« zeugt genauso von selbstbe-
wußter Interessenpolitik wie Richard Holbrookes
»Die UN sind nur so gut wie das (auf sie gerich-
tete) amerikanische Engagement.«
Der Fokus auf Amerika, der dem selbstgesetz-
ten Bildungsauftrag geschuldet ist, macht eine
Übersetzung des Buches für andere Länder über-
flüssig, erlaubt dafür aber auch manch interes-
sante Einsichten, die in anderen Einführungs-
bänden nicht zu finden sind. Wer beispielsweise
miterleben konnte, wie der amerikanische UN-
Botschafter, John Negroponte, während der Irak-
Debatte mit widersprüchlichen Vorgaben aus sei-

nem Außenministerium, dem Pentagon und aus
dem Rat für Nationale Sicherheit von Condo-
leezza Rice jonglieren mußte, kann die Einschät-
zung bestätigen: »His hardest job is managing
the home base«. Und auch bei der Charakteri-
sierung der (oft vergeblichen) Bemühungen der
Generalversammlung nutzt Fasulo den direkten
Vergleich mit dem einheimischen System: »Ge-
setzesvorlagen werden zu Gesetzen, aber Reso-
lutionen bleiben Resolutionen«.
Ihre jahrelange Präsenz hat Fasulo zu einem
›Ständigen Mitglied‹ im Journalistenkorps der
Vereinten Nationen werden lassen, das regel-
mäßig über angeblich allzu verklausulierte Stel-
lungnahmen der Delegationen klagt – und doch
jeden Tag aufs neue mit Block und Tonband-
gerät den Ständigen Vertretern auf dem Weg in
den Sitzungssaal des Sicherheitsrats auflauert.
Personalia sind auch hier das Salz in der Nach-
richtensuppe. Daß neben Kofi Annan noch
Lakhdar Brahimi und Olara Otunnu auf der Kan-
didatenliste für den Generalsekretärsposten stan-
den, zeigt die Autorin in ihrem Kapitel »Der Coup
gegen Boutros-Ghali« auf: Dieser habe weichen
müssen, weil der auf Wiederwahl bedachte ame-
rikanische Präsident, Bill Clinton, dem Vorwurf
keine Nahrung geben wollte, er ordne amerika-
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nische Interessen dem Votum eines UN-Gene-
ralsekretärs unter. In einem Deal mit Frankreich,
dem die Stelle des Untergeneralsekretärs an der
Spitze der Abteilung für Friedensoperationen zu-
gesagt wurde, fiel die Wahl auf den UN-Beam-
ten Annan, der es mittlerweile immerhin in Fa-
sulos Augen zum ›Global Diplomatic Super-
star‹ gebracht hat.
Die Momente, in denen die Autorin ihre Volks-
hochschulkreide zur Seite legt und zur spitzen
journalistischen Feder greift, sind die interessan-
testen. Farbig ihr Kapitel »Das UN-Dorf«, in
dem sie Einblicke in den Club der Einflußreichen
gibt: 30 bis 35 Botschafter gäben kraft ihrer Per-
sönlichkeit den Ton an; sie gelte es zu gewinnen,
mit Mitteln, die – so Fasulo – einem Film über
die Wall Street entnommen sein könnten. Scharf
in der Analyse streicht sie Eigenheiten wie die
›gewisse Kameraderie‹ im Sicherheitsrat her-
aus, dessen Männerdominanz unbestreitbar bleibt
(auch wenn ab 1. Januar 2005 mit Botschafterin
Ellen Margrethe Løj aus Dänemark wieder eine
Frau am Tisch Platz nimmt).
Fasulo betont, daß ihr Buch vor dem 11. Sep-
tember 2001 anders ausgefallen wäre. Zum ei-
nen sieht sie den gewachsenen Aufklärungsbe-
darf in den USA, zum anderen hat auch der Si-
cherheitsrat seine Agenda fortgeschrieben: Zu-
nehmend wird er als Gesetzgebungsorgan tätig,
mischt sich in innerstaatliche Befugnisse nicht
nur solcher Staaten ein, die sich Verletzungen
der Charta vorhalten lassen müssen, sondern er-
läßt bindende Normen für alle 191 Mitglieder.
Bei Themen wie Terrorismusbekämpfung oder
Eindämmung der Verbreitung von Massenver-
nichtungswaffen durch nichtstaatliche Akteure
immer mit der ›Gefahr im Verzug‹ begründet –
wer wagte da, sich mit Verweis auf das Gewal-
tenteilungsprinzip den Ruf des ›Bremsers‹ ein-
zuhandeln?
Gern hätte man mehr vom Soll- als vom Ist-Zu-
stand erfahren, der allgemein als verbesserungs-
bedürftig gilt. Fasulos Redaktionsschluß lag zu
früh für eine Bewertung der umfassenden Re-
formvorschläge, die Generalsekretär Annan von
seinem ›Blue Ribbon Panel‹ angefordert hat. Ein
Hauptaugenmerk gilt dabei dem Sicherheitsrat:
Daß eine Reform, die die Position der P5 un-
berührt ins 21. Jahrhundert zementierte, ihren Na-
men nicht verdiente, ist mittlerweile herrschen-
de Meinung in der Generalversammlung. Jetzt
gilt es, eine Resolution mit Zwei-Drittel-Mehr-
heit – nicht weniger, aber auch nicht mehr – zu
verabschieden, um den Rat um neue Ständige
wie nichtständige Mitglieder zu erweitern. Auch
wenn die USA die Vereinten Nationen nur als
ein Instrument bei der Durchsetzung eigener In-
teressen ansehen, so müssen sie doch ein Inter-
esse an der Schärfung dieses Instruments haben.
Als eines der hartnäckigsten Fehlurteile in der
amerikanischen Öffentlichkeit hält sich zu Fa-
sulos Bedauern, daß die Vereinten Nationen ›zu
stark‹ seien, das Gegenteil sei richtig.
Deshalb wirbt Linda Fasulo nicht nur mit Infor-
mationen über Rundgänge im Hauptquartier, li-
stet weiterführende Literatur und Websites auf.
Sie läßt nichts unversucht, ihren Landsleuten die
Vorurteile auszutreiben: so müssen die UN-Be-
diensteten natürlich die Gesetze beachten und
die (allermeisten von ihnen) Steuern und sogar
Parkgebühren in der UN-Garage zahlen.

DIRK ROTENBERG ❒

Manuel Fröhlich (Hrsg.): Die Vereinten Na-
tionen im 21. Jahrhundert. Reden und Bei-
träge 1997–2003 von Kofi Annan

Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaf-
ten 2004
298 S., 24,90 Euro.

»Gott hatte den wunder-
baren Vorteil, daß er nicht
mit Komitees und 185
(191) Mitgliedstaaten ar-
beiten mußte.« (S. 23/24)
Auf diese – durchaus iro-
nische – Weise beschreibt
Kofi Annan die Grenzen
seiner Position als Gene-
ralsekretär. Sein Einfluß
und seine Macht sind
nicht nur strukturell be-

grenzt, sondern auch noch in hohem Maße von
der aktuellen weltpolitischen Lage abhängig.
Meistens öffnen sich ihm nur kleine historische
Zeitfenster, um den Zielen der Charta – Frieden
und Gerechtigkeit – hie und da zum Durchbruch
zu verhelfen. Für solche besonderen Gelegen-
heiten sollte ein UN-Chef jedoch gut gerüstet
sein. Am besten baut er sich dafür ein Funda-
ment aus Vertrauen, Glaubwürdigkeit und Inte-
grität. Denn nur damit wird er überhaupt als Fak-
tor in der internationalen Politik ernst genommen
und als Vermittler im konkreten Fall herangezo-
gen. Ein wichtiges vertrauensförderndes Ele-
ment, das einem UN-Generalsekretär nahezu un-
begrenzt zur Verfügung steht, ist Kommunika-
tion – in jeder Form und auf jeder Ebene.
Kofi Annan, der siebte Generalsekretär der Ver-
einten Nationen, hat das schnell begriffen; er nutzt
das Medium Sprache bewußt und geschickt, viel-
leicht besser als jeder seiner Vorgänger. Nicht
nur glaubt er, der sich als Sprachrohr der Charta
versteht, selbst an die Kraft der Worte, Annan
hat dafür auch mehr, schnellere und ausgereif-
tere Mittel der Kommunikation zur Hand als
seine Vorgänger. Über Internet, Radio und Fern-
sehen kann er seine Klientel – die Völker dieser
Welt – direkt ansprechen, um sie zu Reformen,
Veränderungen und Fortschritten zu animieren.
Kommunizieren zählt denn auch zu seinen wich-
tigsten Tätigkeiten: Allein zwischen 1997 und
2003 hat er 3000 Stellungnahmen, Berichte,
Pressemitteilungen, Grußworte, Reden und vie-
les mehr abgegeben und gehalten. Das sind et-
wa 430 Botschaften im Jahr, an jedem einzelnen
Tag eine oder mehr. Keine einfache Aufgabe
für seine Nachfolger, diesen Rekord zu brechen.
Meist sehen nicht einmal Präsidenten oder Re-
gierungschefs ihr Amt mit der Notwendigkeit
verbunden, sich derart oft und vielfältig mitzu-
teilen. Und tatsächlich gibt es so gut wie kein
Thema, zu dem sich nicht auch eine Einschät-
zung von Kofi Annan finden läßt. Ob es die Kri-
se in Irak ist, die Überalterung der Gesellschaf-
ten, die Gleichstellung der Frau oder die Arten-
vielfalt – der UN-Generalsekretär hat darüber
sicher schon geredet.
Um so verdienstvoller ist die Arbeit zu bewer-
ten, aus dieser Flut an Material einige seiner be-
deutsamsten Reden – wie im vorliegenden Buch
geschehen – herausgefiltert zu haben. Zumal die
Auswahl nicht nach persönlichen Vorlieben, son-

dern anhand politischer Kriterien erfolgt ist: Das
Kompendium Annanscher Reden, so die Inten-
tion von Herausgeber Manuel Fröhlich, soll dem
Leser Amtszeit wie Anschauungen des General-
sekretärs näherbringen. Man könnte auch umge-
kehrt argumentieren: Annan kann man am besten
über seine Reden verstehen. Wer mehr über sei-
ne Gedankenwelt erfahren möchte, etwa seinen
absoluten Idealismus, seine Hingabe an die Ver-
einten Nationen, sein Glaube an die Reformfä-
higkeit politischer Systeme, seine aufrichtige Un-
terstützung für Frauen, Schwache, Kranke und
Arme – der muß sich in seine Vorträge und Stel-
lungnahmen vertiefen. Denn dort ist Annan selt-
samerweise am unmittelbarsten. Während er bei
kurzen Live-Auftritten manchmal fast überrum-
pelt wirkt, sich dabei schon einmal verhaspelt
oder Widersprüchliches von sich gibt, beherrscht
Annan die Kunst der vorbereiteten Rede mei-
sterhaft. Nicht alles, was er sagt, ist visionär, neu
oder originell, gelegentlich driftet er sogar ins
Banale ab. Etwa wenn er sagt: »Mut bedeutet
nicht, daß es Ihnen an Angst mangelt, nur die
Dummen sind ohne Angst. Mut bedeutet, daß
Sie trotz Ihrer Angst handeln.« (S. 71) Aber
Annan trifft fast immer den richtigen Ton, hat
bei der Lancierung von Themen oft ein gutes Ti-
ming und wirkt – nahezu unabhängig – von der
Botschaft gleichbleibend freundlich, glaubwür-
dig und vielen sogar Trost spendend. Oft reichert
er seine Botschaft zum besseren Verständnis
mit Bildern, Anekdoten, Witzen oder Parabeln
an. Beispiele finden sich auch in diesem Buch
genügend: »Wissenschaftler sagen uns, daß die
Welt der Natur so klein und so eng verwoben
ist, daß der Flügelschlag eines Schmetterlings
in den Regenwäldern des Amazonas einen Wir-
belsturm auf der anderen Seite der Erde auslö-
sen kann. Dieses Prinzip nennt man den
›Schmetterlingseffekt‹. Heute verstehen wir viel-
leicht besser denn je zuvor, daß die Welt des Han-
delns der Menschen auch ihren eigenen ›Schmet-
terlingseffekt‹ hat – zum Guten wie zum Schlech-
ten.« (S. 59f.) Diesen bilderreichen Vergleich
fügte Annan in seine Dankesrede zur Verlei-
hung des Friedensnobelpreises im Jahr 2001 ein.
Es ist ein typisches Beispiel für seine Rhetorik,
bei der stets der Mensch und immer die Be-
deutung gemeinsamen Handels im Mittelpunkt
stehen.
Den ›Reden und Beiträgen‹ Kofi Annans hat der
Herausgeber eine über 40 Seiten umfassende Ein-
führung vorangestellt, die sozusagen eine ver-
bindende Klammer bildet. Geschickt verknüpft
der an der Universität Jena lehrende Politikwis-
senschaftler und Dag-Hammarskjöld-Biograph
darin Annans Prägungen und Überzeugungen
mit den Grenzen des Postens und den konkreten
Herausforderungen seiner Amtszeit. Den jewei-
ligen Themen-Blöcken hat er Reden des Gene-
ralsekretärs mit Nummern zugeteilt, so daß man
im biographischen Teil sofort nach hinten blät-
tern und einen Beitrag über seine Studienzeit
finden könnte. Dadurch erhalten die vielen Ein-
zelteile eine nachvollziehbare Struktur. Sie ste-
hen nicht isoliert, obwohl auch das angesichts
der Bedeutung von Kommunikation für jeden
Generalsekretär schon interessant wäre, sondern
fügen sich ein in konkrete Zeitgeschichte: So fin-
den sich zum Thema Souveränität der Einzel-
staaten versus Interventionen genauso Beiträge
wie zur Globalisierung oder zum Kampf gegen
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Armut, immer eingebettet in Fröhlichs bewer-
tende Einleitung.
Auf diese doppelte Weise erfährt der Leser ei-
niges über den langjährigen Chef der Weltorga-
nisation, der trotz seiner ständigen öffentlichen
Präsenz als Person relativ unbekannt geblieben
ist. Selbst in den Vereinten Nationen wissen vie-
le kaum mehr über ihn, als daß er aus Ghana
stammt und fast sein ganzes Berufsleben in den
Dienst der UN gestellt hat. Fröhlich liefert nun
einige interessante Details aus Annans Kindheit,
seinem Studium und den ersten Jahren bei den
UN. Die Informationen, auf die er sich stützt,
entsprechen zwar dem bisher veröffentlichten
Wissensstand, aber nicht immer den Tatsachen –
etwa, wenn er von Mutter Victoria berichtet, die
in Wahrheit seine Stiefmutter ist oder von drei
Schwestern, obwohl es tatsächlich vier Schwe-
stern und einen Bruder gibt. Ein weiterer Be-
weis dafür, daß Annan trotz seiner Popularität
und Bekanntheit ein erstaunlich zurückgezoge-
nes Leben führt, was den Wert seiner öffentli-
chen Äußerungen natürlich keineswegs schmä-
lert. Manuel Fröhlichs Kompendium legt gera-
de davon ein beredtes Zeugnis ab und ist für je-
den UN-Interessierten eine aufschlußreiche Lek-
türe. FRIEDERIKE BAUER ❒

Kathrin Osteneck: Die Umsetzung von UN-
Wirtschaftssanktionen durch die Europäische
Gemeinschaft

Berlin/Heidelberg: Springer Verlag 2004 (Bei-
träge zum ausländischen öffentlichen Recht und
Völkerrecht, Bd. 168)
579 + XXXIX S., 99,95 Euro.

Die durch den Sicher-
heitsrat der Vereinten Na-
tionen verhängten Sank-
tionen sind das zentrale
Zwangsmittel, über das
die internationale Ge-
meinschaft zur Wahrung
und Wiederherstellung
des Weltfriedens verfügt.
Sie bedürfen zu ihrer
Wirksamkeit der rechtli-
chen und tatsächlichen

Umsetzung durch die UN-Mitgliedstaaten. Bei
Wirtschaftssanktionen kollidiert im Falle der
Europäischen Gemeinschaft die Umsetzungs-
pflicht der EG-Mitgliedstaaten mit der differen-
zierten Kompetenzverteilung zwischen ihnen
und der Gemeinschaft. Kathrin Osteneck unter-
sucht diese Schwierigkeiten aus völker- und eu-
roparechtlicher Sicht und analysiert die Umset-
zungspraxis der EG. Ihre Überlegungen zur völ-
kerrechtlichen Berechtigung und Verpflichtung
der EG zur Umsetzung von UN-Sanktionen sind
auch für andere internationale Organisationen
wegweisend. Der vorliegende Band ist die über-
arbeitete Fassung ihrer 2002 am Max-Planck-
Institut für ausländisches öffentliches Recht und
Völkerrecht abgeschlossenen Doktorarbeit.
Eingangs zeichnet Osteneck knapp und ver-
ständlich den durch UN-Charta und allgemei-
nes Völkerrecht gezogenen Rahmen für den Er-
laß von Sanktionen durch den Sicherheitsrat
nach. Voraussetzungen, Verfahren und Rechts-

wirkung von Sicherheitsratsresolutionen, auch
gegenüber Drittstaaten, werden anhand der Stan-
dardliteratur dargestellt. Etwaige Grenzen der
Bindungswirkung will die Verfasserin zur Si-
cherung der Effizienz des UN-Friedenssiche-
rungssystems restriktiv ziehen. Sie läßt dabei
jedoch die Frage offen, in welchen Ausnahme-
fällen sich nach ihrer Ansicht die Mitgliedstaa-
ten als nicht gebunden betrachten dürfen. Dar-
an schließt sich eine Typisierung der Wirtschafts-
sanktionen an, die neben dem Embargo als ihrer
zentralen Form auch die Kündigung von Han-
delsverträgen oder unterstützende Maßnahmen
wie die Sanktionierung embargowidriger Ver-
träge einschließt. Im folgenden bleiben demnach
der Boykott, verstanden als Unterbrechung der
Wirtschaftsbeziehungen, und die Blockade aus-
geschlossen.
Es folgt eine Untersuchung der völkerrechtli-
chen Berechtigung der EG zur Verhängung wirt-
schaftlicher Zwangsmaßnahmen. Diese läßt sich
unproblematisch bejahen, wenn die EG inner-
halb eines bestehenden UN-Sanktionsregimes
handelt, weil die Charta der Vereinten Nationen
gerade auch andere internationale Einrichtun-
gen einbindet (Artikel 48, Absatz 2). Schwieri-
ger zu beantworten ist diese Frage, wenn die
Gemeinschaft außerhalb eines UN-Sanktions-
regimes handelt, weil der Sicherheitsrat keine
bindenden Wirtschaftssanktionen verhängt hat
oder weil sie den von einer Resolution gesetzten
Rahmen überschreitet. Grenzen ziehen hier das
allgemeine Völkerrecht, etwa das Interventions-
verbot und der Eigentumsschutz, sowie völker-
rechtliche Verträge wie das GATT. Osteneck
legt hierbei einen – problematischen – weiten
Enteignungsbegriff zugrunde. Er umfaßt auch
die zeitweilige Nichtdurchsetzung von Forde-
rungen, wie dies etwa Folge von UN-Wirt-
schaftssanktionen ist. Damit solche Sanktionen
dann aber noch möglich und wirksam sind, muß
sie eine Begründung für den Ausschluß der
völkerrechtlichen Entschädigungspflicht finden.
Hierfür knüpft sie an den Gedanken der Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums an. Dieser über-
zeugt indes nicht, soweit er sich auf Forderun-
gen von Staatsangehörigen des sanktionierten
Staates bezieht. Solche Personen trifft nämlich
eine Sozialpflichtigkeit nur im Verhältnis zum
Heimatstaat, nicht hingegen zum sanktionieren-
den – fremden – Staat. Anders wäre es nur, wenn
man die Rechtsfigur einer (von der Verfasserin
nicht erwogenen) Sozialpflichtigkeit gegenüber
der gesamten Völkergemeinschaft einführen wür-
de. Es bedarf des Weges über die Sozialpflich-
tigkeit aber auch nicht, weil – wie die Untersu-
chung im folgenden eingehend darstellt – das
Vorgehen der EG völkerrechtlich gerechtfertigt
werden kann. Soweit schließlich eine EG-Sank-
tion über eine Sicherheitsratsresolution hinaus-
geht, entscheidet sich ihre Rechtmäßigkeit nach
deren intendierter Sperrwirkung.
Ergänzend wird nach der europarechtlichen Be-
rechtigung der EG zum Erlaß von Wirtschafts-
sanktionen gefragt. Diese ist durch den Vertrag
von Maastricht auf eine klare und weitreichende
Kompetenzgrundlage gestellt worden. Sie spie-
gelt das Bemühen der EG-Mitgliedstaaten um
eine wirksame Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) wider.
Aus völkerrechtlicher Sicht besonders interes-
sant ist Kapitel IV, in dem Osteneck danach

fragt, ob die EG völkerrechtlich auch verpflich-
tet ist, UN-Wirtschaftssanktionen umzusetzen.
Das Recht der Staatennachfolge scheidet man-
gels Staatscharakters der EG als Ansatz aus. Mit
überzeugender Argumentation widerlegt sie die
Vorstellung, nach der die von den Mitgliedstaa-
ten auf die EG übertragene Hoheitsgewalt mit
der ›Hypothek‹ ihrer Bindung an die UN-Char-
ta belastet war: Die Hoheitsgewalt der EG ist
nämlich eine originäre. Da auch Artikel 307 des
EG-Vertrags keine Bindung begründen kann,
wird die Möglichkeit einer faktischen Mitglied-
schaft der EG in den Vereinten Nationen unter-
sucht, wie sie der Europäische Gerichtshof für
das GATT bejaht. Die sorgfältige Analyse sei-
ner Rechtsprechung ergibt jedoch, daß eine sol-
che faktische UN-Mitgliedschaft daran scheitert,
daß die EG in den UN nicht anstelle der Mit-
gliedstaaten agiert.
So bleibt als letzte und interessanteste Begrün-
dung für eine Bindung der EG an UN-Wirt-
schaftssanktionen der in jüngerer Zeit zuneh-
mend beschworene Verfassungscharakter der
UN-Charta. Hier stellt sich die Frage nach einer
Bindungswirkung der Charta erga omnes, das
heißt gegenüber allen Völkerrechtssubjekten,
wenn sie schon nicht – wie mit guter Begrün-
dung abgelehnt wird – in ihrer Gesamtheit als
zwingendes Recht (ius cogens) angesehen wer-
den kann. Diese erga omnes-Wirkung der Char-
ta als einer ›Weltverfassung‹ verneint Osteneck
nach nüchterner Analyse des Wortlauts der Char-
ta und der Praxis ihrer Organe. Bestechend ist
der nun folgende Ansatz, die Charta als ›Verfas-
sung der Mitgliedstaaten‹ anzusehen und wegen
dieses höheren Ranges eine indirekte Bindung
der EG zu bejahen. Hierzu zeigt die Verfasserin
die Bestandteile der Charta auf, die eine Höher-
rangigkeit erkennen lassen, und die Anerken-
nung dieses Vorrangs in den Gründungsverträ-
gen zahlreicher internationaler Organisationen
sowie in Artikel 30 der Wiener Vertragsrechts-
konvention. Osteneck kommt auf diesem Wege
zu dem Schluß, daß die Kompetenzen, mit der
die Mitgliedstaaten die EG ausgestattet haben,
durch Artikel 103 der UN-Charta dahingehend
begrenzt sind, daß die Gemeinschaft nicht char-
tawidrig handeln darf. Hierdurch entsteht deren
indirekte Bindung an die Charta und das Sekun-
därrecht der UN.
Das letzte Kapitel ist der Umsetzungspraxis der
EG gewidmet. Hier zeigt Osteneck genau und
materialreich, daß die gemeinschaftsrechtlichen
Regelungen teils hinter den völkerrechtlichen
Vorgaben des Sicherheitsrats zurückbleiben, teils
aber auch über diese hinausgehen. Hilfreich ist
die hierzu im Anhang enthaltene Übersicht. Da-
bei ist eine Tendenz in Richtung auf eine Kon-
gruenz zwischen UN-Wirtschaftssanktionen und
EG-Umsetzungsakten auszumachen. Dies und
die Tatsache, daß die Kompetenzen der Gemein-
schaft dem Bedürfnis nach Umsetzung von UN-
Wirtschaftssanktionen angepaßt wurden, zeigt
das Bestreben der EG-Mitgliedstaaten, das UN-
Friedenssicherungssystem zu stärken.
Osteneck verknüpft in ihrer Arbeit Völker- und
Europarecht in gelungener Weise. Sie zeigt, daß
der Verfassungscharakter der UN-Charta nicht
bloß politische Rhetorik ist, sondern rechtliche
Folgen zeitigt – die Bindung internationaler Or-
ganisationen an das Recht der Vereinten Natio-
nen. BEATE RUDOLF ❒
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Côte d’Ivoire

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 30. April 2004 (UN-Dok. S/PRST/2004/
12)

Auf der 4959. Sitzung des Sicherheitsrats am 30.
April 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation in Côte d’Ivoire‹ durch den Rat
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekundet seine ernste Besorg-
nis über die Ereignisse, zu denen es Ende März in
Côte d’Ivoire gekommen ist, sowie darüber, daß
der im Abkommen von Linas-Marcoussis festge-
legte Friedensprozeß derzeit festgefahren ist.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie wichtig es
ist, alle Anschuldigungen über in Côte d’Ivoire be-
gangene Menschenrechtsverletzungen zu untersu-
chen, damit die Verantwortlichen nicht ungestraft
bleiben.
Der Sicherheitsrat bekräftigt sein nachdrückliches
Bekenntnis zur territorialen Unversehrtheit und
Einheit Côte d’Ivoires.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß er sich das Ab-
kommen von Linas-Marcoussis zu eigen gemacht
hat, welches nach wie vor die einzig mögliche Lö-
sung für die Krise in Côte d’Ivoire darstellt.
Der Sicherheitsrat erinnert ferner daran, daß sich
alle ivorischen politischen Kräfte verpflichtet ha-
ben, das Abkommen von Linas-Marcoussis unein-
geschränkt und bedingungslos durchzuführen. Auf
Grund dieser Verpflichtung beschloß der Sicher-
heitsrat, zur Unterstützung des Prozesses der fried-
lichen Beilegung der Krise die Operation der Ver-
einten Nationen in Côte d’Ivoire zu dislozieren,
die im Jahr 2005 mit der Organisation freier, fairer
und transparenter Wahlen ihren Höhepunkt finden
soll.
Der Sicherheitsrat unterstreicht die Verantwortung
jedes Einzelnen der ivorischen Akteure für die Bei-
legung der Krise.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Bereitschaft zur
Prüfung weiterer Maßnahmen, um die vollständige
Durchführung des Abkommens von Linas-Mar-
coussis zu fördern und den Prozeß der nationalen
Aussöhnung in Côte d’Ivoire voranzubringen,
darunter auch Maßnahmen, die nötigenfalls gegen
Personen ergriffen werden könnten, deren Akti-
vitäten die vollständige Durchführung des Ab-
kommens von Linas-Marcoussis behindern.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 25. Mai 2004 (UN-Dok. S/PRST/2004/
17)

Auf der 4977. Sitzung des Sicherheitsrats am 25.
Mai 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation in Côte d’Ivoire‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine ernste
Besorgnis über die Ereignisse, zu denen es Ende
März in Côte d’Ivoire gekommen ist, sowie über
den derzeitigen Stillstand in dem im Abkommen
von Linas-Marcoussis festgeschriebenen Friedens-
prozeß.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß er sich das
Abkommen von Linas-Marcoussis zu eigen ge-
macht hat, das die einzige Lösung für die Krise in
Côte d’Ivoire ist.
Der Sicherheitsrat bekräftigt, daß jeder der ivori-
schen Akteure individuell dafür verantwortlich ist,
die vollständige Durchführung des Abkommens
von Linas-Marcoussis sicherzustellen. Er wieder-
holt seine uneingeschränkte Bereitschaft, alle er-
forderlichen weiteren Maßnahmen gegen Perso-
nen zu ergreifen, die die vollständige Durchfüh-
rung des Abkommens blockieren.
Der Sicherheitsrat nimmt mit tiefer Besorgnis Kennt-
nis von dem Bericht der Untersuchungskommissi-
on des Amtes des Hohen Kommissars für Men-
schenrechte über die Ereignisse vom 25. und 26.
März in Abidjan. Er dankt dem Amt des Hohen
Kommissars für Menschenrechte für die vom ihm
geleistete Arbeit.
Der Sicherheitsrat verurteilt mit Nachdruck die in
Côte d’Ivoire begangenen Verstöße gegen die
Menschenrechte und das humanitäre Völkerrecht,
einschließlich derjenigen, die am 25. und 26. März
in Abidjan begangen wurden, und bringt seine Ent-
schlossenheit zum Ausdruck, dafür Sorge zu tra-
gen, daß die Urheber aller dieser Verstöße identifi-
ziert und von der ivorischen Regierung vor Gericht
gestellt werden. Der Sicherheitsrat erwartet, daß
Präsident Laurent Gbagbo die Verpflichtung, die
er in dieser Hinsicht mit dem Schreiben des Stän-
digen Vertreters Côte d’Ivoires vom 20. Mai 2004
an den Sicherheitsrat gegenüber dem Rat einge-
gangen ist, in vollem Umfang erfüllt.
Der Sicherheitsrat ersucht daher den Generalse-
kretär, so bald wie möglich die internationale Un-
tersuchungskommission einzusetzen, wie von der
Untersuchungskommission des Amtes des Hohen
Kommissars für Menschenrechte empfohlen und
von der Regierung Côte d’Ivoires erbeten, damit al-
le in Côte d’Ivoire seit dem 19. September 2002
begangenen Menschenrechtsverletzungen unter-
sucht und die dafür Verantwortlichen ermittelt
werden können. Der Sicherheitsrat fordert alle ivo-
rischen Parteien auf, mit dieser internationalen Un-
tersuchungskommission uneingeschränkt zusam-
menzuarbeiten.
Der Sicherheitsrat verlangt erneut, daß die Regie-
rung Côte d’Ivoires die Verantwortlichen für diese
Menschenrechtsverletzungen vor Gericht stellt. In
dieser Hinsicht bekundet er seine uneingeschränk-
te Bereitschaft, eine mögliche internationale Un-
terstützung der ivorischen Justizbehörden zu die-
sem Zweck zu fördern, und ersucht den Generalse-
kretär, Empfehlungen zu den verschiedenen mög-
lichen Optionen für eine solche Unterstützung vor-
zulegen.
Der Sicherheitsrat ist zutiefst besorgt über Haßpa-
rolen und hetzerische Äußerungen, insbesondere ge-
gen das Personal der Operation der Vereinten Na-
tionen in Côte d’Ivoire (UNOCI), und fordert alle

ivorischen Akteure nachdrücklich auf, alle Hand-
lungen oder Äußerungen, besonders in den Medi-
en, zu unterlassen, die die Sicherheit des Personals
der Vereinten Nationen und in allgemeinerer Wei-
se den Prozeß der nationalen Aussöhnung gefähr-
den. Der Sicherheitsrat erinnert alle ivorischen Ak-
teure, insbesondere die Regierung Côte d’Ivoires,
an ihre Verpflichtung, bei der Dislozierung und
bei den Operationen der UNOCI, die sich auf Er-
suchen der Regierung im Land befindet, uneinge-
schränkt zusammenzuarbeiten, insbesondere indem
sie die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des ge-
samten Personals der Vereinten Nationen garantie-
ren.
Der Sicherheitsrat ersucht die UNOCI, unverzüg-
lich ihre Rundfunkkapazitäten einzurichten, wie in
seiner Resolution 1528(2004) vom 27. Februar 2004
vorgesehen.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß er auf der
Grundlage des Bekenntnisses aller ivorischen poli-
tischen Kräfte zur vollständigen und bedingungs-
losen Durchführung des Abkommens von Linas-
Marcoussis beschloß, die UNOCI zu entsenden, mit
dem Ziel, den Prozeß der friedlichen Beilegung der
Krise zu unterstützen, der schließlich zur Abhal-
tung offener, freier und transparenter Wahlen im
Jahre 2005 führen soll.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß bei der Durch-
führung des Abkommens von Linas-Marcoussis
keine konkreten Fortschritte erzielt werden kön-
nen, solange die am 13. März 2003 gebildete und
am 12. September 2003 vollständig konstituierte
Regierung der nationalen Aussöhnung nicht erneut
unter der Weisungsbefugnis des Premierministers
zusammentritt.
Der Sicherheitsrat ist daher höchst besorgt über die
jüngste Ankündigung von Präsident Gbagbo, wo-
nach er der Opposition angehörende Minister ent-
lassen werde. Der Sicherheitsrat verleiht außerdem
erneut seiner Besorgnis darüber Ausdruck, daß die
Oppositionsparteien sich weiterhin nicht an der Re-
gierung der nationalen Aussöhnung beteiligen. Der
Sicherheitsrat ist der Auffassung, daß solche Ent-
scheidungen das normale Funktionieren der ivori-
schen Institutionen und die Wiederaufnahme des
Dialogs zwischen den ivorischen Parteien, der die
Grundlage des Abkommens von Linas-Marcoussis
bildet, untergraben.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie wichtig es ist,
daß sich alle maßgeblichen ivorischen Parteien un-
eingeschränkt an der Regierung der nationalen Aus-
söhnung beteiligen. Der Sicherheitsrat ruft in die-
ser Hinsicht alle ivorischen Parteien auf, alle Be-
stimmungen des Abkommens von Linas-Marcous-
sis gewissenhaft zu befolgen, einschließlich derje-
nigen, die die Zusammensetzung und das Funktio-
nieren der Regierung der nationalen Aussöhnung
betreffen, und den politischen Dialog unverzüglich
wiederaufzunehmen mit dem Ziel, das wirksame
Funktionieren der Regierung der nationalen Aus-
söhnung sicherzustellen.
Der Sicherheitsrat versichert Premierminister Sey-
dou Diarra, den Chef der Regierung der nationalen
Aussöhnung, erneut seiner vollen Unterstützung
und ermutigt ihn, seine Aufgabe bis zum Abschluß
des Friedensprozesses, wie in dem Abkommen von
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Linas-Marcoussis vorgesehen, weiter wahrzuneh-
men.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, welche Bedeu-
tung er der raschen und vollständigen Annahme
der im Abkommen von Linas-Marcoussis vorgese-
henen Verfassungs- und Gesetzesreformen bei-
mißt.
Der Sicherheitsrat nimmt in dieser Hinsicht davon
Kenntnis, daß sich Präsident Laurent Gbagbo in
seiner Botschaft an die Nation vom 18. Mai erneut
auf die vollständige Durchführung des Abkommens
von Linas-Marcoussis verpflichtet und das Parla-
ment ersucht hat, die Durchführung der Gesetzes-
reformen zu beschleunigen. Der Rat erwartet jetzt,
daß diese Verpflichtungen erfüllt werden, damit kon-
krete Maßnahmen zur Wiederherstellung des Ver-
trauens ergriffen werden können.
Der Sicherheitsrat bekräftigt außerdem die Dring-
lichkeit der Auflösung der Milizen und bewaffne-
ten Gruppen und der Durchführung von Maßnah-
men zur Umgruppierung der gegnerischen Kräfte,
damit die Entwaffnung und Demobilisierung be-
ginnen kann, die ihrer Wiedereingliederung in die
reguläre Armee oder in das Zivilleben vorausge-
hen muß.
Der Sicherheitsrat verwirft nachdrücklich die Be-
hauptung, daß die Entwaffnung bis nach den Wah-
len im Jahre 2005 zurückgestellt werden könne,
und fordert alle Parteien auf, diesen Prozeß unver-
züglich einzuleiten.
Der Sicherheitsrat unterstreicht die Verantwortung,
die dem Überwachungsausschuß als dem Garanten
der Durchführung des Abkommens von Linas-
Marcoussis zukommt, und verleiht seinem Dank
für die weiteren Anstrengungen Ausdruck, die der
Ausschuß möglicherweise unternimmt, um den der-
zeitigen Stillstand im Friedensprozeß zu überwin-
den und um die ONUCI bei der Durchführung ih-
res Mandats zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat fordert alle Parteien auf, soforti-
ge Schritte zur Durchführung der genannten Maß-
nahmen zu unternehmen, und betont, daß diese Maß-
nahmen unerläßlich sind, damit Côte d’Ivoire und
die Ivorer auf den Weg des Friedens, der Stabilität
und der wirtschaftlichen Entwicklung zurückkeh-
ren können.«

Ehemaliges Jugoslawien

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 18. März 2004 (UN-Dok. S/PRST/2004/5)

Auf der 4928. Sitzung des Sicherheitsrats am 18.
März 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Resolutionen des Sicherheitsrats 1160(1998),
1199(1998), 1203(1998), 1239(1999) und 1244
(1999)‹ im Namen des Rates die folgende Erklä-
rung ab:

»Der Sicherheitsrat verurteilt nachdrücklich die
massiven interethnischen Gewalttätigkeiten, die
gestern im Kosovo (Serbien und Montenegro) be-
gonnen haben und bei denen zahlreiche Menschen
getötet und Hunderte verletzt wurden. Er verur-
teilt außerdem nachdrücklich die Angriffe auf die
Soldaten der Kosovo-Truppe (KFOR) sowie auf
das Personal und die Standorte der Übergangsver-
waltungsmission der Vereinten Nationen im Koso-
vo (UNMIK). Diese Gewalttätigkeit kann nicht hin-
genommen werden und muß sofort aufhören. Die
Verantwortlichen müssen vor Gericht gestellt wer-
den. Den Tätern muß klar sein, daß ein Angriff auf

die internationale Präsenz ein Angriff auf die ge-
samte internationale Gemeinschaft ist und daß für
Extremismus in der Zukunft des Kosovo kein Platz
ist.
Der Sicherheitsrat fordert alle Volksgruppen im Ko-
sovo, unter Berücksichtigung ihrer jeweiligen Ver-
antwortlichkeiten, dazu auf, alle Gewalthandlungen
einzustellen, eine weitere Eskalation zu vermeiden
und die Ruhe wiederherzustellen. Der Rat legt den
Parteien eindringlich nahe, von unverantwortlichen
und aufhetzerischen Erklärungen und Anschuldi-
gungen Abstand zu nehmen. Der Rat erklärt erneut,
daß die Bevölkerung im Kosovo sich friedlicher und
demokratischer Mittel bedienen muß und die aner-
kannten und rechtmäßigen Kanäle, namentlich die
Vereinten Nationen und die Strukturen der vorläu-
figen Selbstverwaltungsinstitutionen im Kosovo,
verwenden muß, um ihre Beschwerden zu regeln.
Er betont, daß die Behörden im Kosovo gerichtli-
che Untersuchungen eingeleitet haben, namentlich
in Bezug auf die Vorfälle, bei denen ein kosovo-
serbischer Jugendlicher in Pristina angeschossen
und drei kosovo-albanische Kinder in Mitrovica ge-
tötet wurden, und verlangt, daß alle anderen Vor-
fälle gründlich untersucht werden.
Der Sicherheitsrat beklagt die Todesfälle und Ver-
letzungen, zu denen es Berichten zufolge unter der
Bevölkerung im Kosovo gekommen ist, sowie die
Opfer unter den Mitgliedern des Polizeidienstes des
Kosovo, der internationalen Zivilpolizei der UN-
MIK und der KFOR-Truppen. Der Rat spricht den
Angehörigen aller Opfer seine Anteilnahme aus.
Der Rat wiederholt, daß es dringend notwendig ist,
daß die Behörden im Kosovo wirksame Maßnah-
men ergreifen, um die Rechtsstaatlichkeit durchzu-
setzen, allen Volksgruppen angemessene Sicher-
heit zu gewährleisten und alle, die kriminelle Hand-
lungen begangen haben, vor Gericht zu stellen. Die
Errichtung einer multiethnischen, toleranten, demo-
kratischen Gesellschaft in einem stabilen Kosovo
bleibt das grundlegende Ziel der internationalen
Gemeinschaft bei der Durchführung der Resoluti-
on 1244(1999) des Sicherheitsrats. Der Sicherheits-
rat wird die Erfüllung der Verpflichtungen, die den
Parteien nach dem Dokument ›Standards für das
Kosovo‹ obliegen, genau überwachen.
Der Sicherheitsrat bekundet seine volle Unterstüt-
zung für die Bemühungen des Sonderbeauftragten
des Generalsekretärs, der UNMIK und der KFOR
und begrüßt es, daß die internationale Sicherheits-
präsenz auch weiterhin die zusätzlichen Maßnah-
men ergreift, die sie zur Stabilisierung der Lage im
gesamten Kosovo für notwendig erachtet. Er for-
dert die vorläufigen Selbstverwaltungsinstitutionen
im Kosovo, die Behörden in Belgrad und alle Be-
teiligten auf, uneingeschränkt zusammenzuarbei-
ten. Der Rat nimmt Kenntnis von der gemeinsamen
Erklärung des Sonderbeauftragten, der vorläufigen
Selbstverwaltungsinstitutionen im Kosovo, der po-
litischen Führer und anderer Parteien vom 17.
März 2004.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 30. April 2004 (UN-Dok. S/PRST/2004/
13)

Auf der 4960. Sitzung des Sicherheitsrats am 30.
April 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Resolutionen des Sicherheitsrats 1160(1998),
1199(1998), 1203(1998), 1239(1999) und 1244
(1999)‹ durch den Rat im Namen des Rates die fol-
gende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die Vorlage des
Planes zur Umsetzung der Standards für das Koso-
vo am 31. März 2004 in Pristina/Kosovo (Serbien
und Montenegro) einen Fortschritt im Rahmen des
Standards-Prozesses darstellt. Der Rat erklärt er-
neut, daß anhand dieses Planes die von den vorläu-
figen Selbstverwaltungsinstitutionen im Hinblick
auf die Erfüllung der Standards erzielten Fortschrit-
te bewertet werden sollen. In diesem Zusammen-
hang fordert der Rat die vorläufigen Selbstverwal-
tungsinstitutionen nachdrücklich auf, ihr uneinge-
schränktes und bedingungsloses Bekenntnis zu ei-
nem multiethnischen Kosovo unter Beweis zu stel-
len, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und
die Förderung der Rechte der Angehörigen der
Minderheitengruppen sowie der Menschenrechte,
die Gewährleistung gleicher Sicherheit, die Bewe-
gungsfreiheit und die dauerhafte Rückkehr aller Ein-
wohner des Kosovo. Der Rat erklärt ferner erneut,
daß die von den vorläufigen Selbstverwaltungsin-
stitutionen erzielten Fortschritte bei der Erfüllung
der Standards, die sich im gesamten Kosovo be-
merkbar machen sollten, in regelmäßigen Abstän-
den bewertet werden und daß der Übergang zu ei-
nem Prozeß zur Festlegung des künftigen Status
des Kosovo im Einklang mit Resolution 1244(1999)
vom positiven Ergebnis einer umfassenden Über-
prüfung abhängen wird.
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine volle Unterstüt-
zung der für das Kosovo konzipierten und vom Rat
in Anwendung seiner Resolution 1244(1999) ge-
billigten Formel ›Zuerst Standards, dann Status‹.
In diesem Zusammenhang erinnert er an das Do-
kument ›Standards für das Kosovo‹, das am 10.
Dezember 2003 vorgelegt und anschließend vom
Rat in der Erklärung seines Präsidenten vom 12.
Dezember 2003 befürwortet wurde und in dem die
Standards beschrieben sind, die verwirklicht wer-
den müssen, damit das Ziel der Schaffung einer
multiethnischen, stabilen und demokratischen Ge-
sellschaft im Kosovo erreicht werden kann.
Der Sicherheitsrat betont, daß es unabdingbar ist,
wie es im Plan zur Umsetzung der Standards für
das Kosovo heißt, zwei grundlegende Abschnitte
des Dokuments zeitig zu überprüfen und abzuän-
dern, nämlich den Abschnitt ›Dauerhafte Rückkehr
und die Rechte der Volksgruppen und ihrer Ange-
hörigen‹ und den Abschnitt ›Bewegungsfreiheit‹.
Der Rat fordert die vorläufigen Selbstverwaltungs-
institutionen auf, dringend Maßnahmen in bezug
auf diese beiden Standards zu ergreifen, mit dem
Ziel des Wiederaufbaus und der Annäherung an die
Serben und anderen Volksgruppen, die am meisten
unter den massiven interethnischen Gewalttätig-
keiten vom 17. bis 20. März 2004 gelitten haben,
bei denen zahlreiche Menschen getötet oder ver-
letzt und persönliches Eigentum sowie serbisch-
orthodoxe Kirchen und Klöster im Kosovo zerstört
wurden.
Der Sicherheitsrat verurteilt diese Ereignisse nach-
drücklich und betont, daß es niemandem gestattet
werden kann, von Gewaltmaßnahmen zu profitie-
ren oder dadurch eine politische Agenda zu fördern.
Er fordert die vorläufigen Selbstverwaltungsinsti-
tutionen und alle führenden Politiker auf, in der der-
zeitigen Situation Verantwortung zu übernehmen
und dafür zu sorgen, daß sich derartige Gewalt-
handlungen und -androhungen nicht wiederholen.
Der Rat unterstreicht, daß sofort Maßnahmen er-
griffen werden sollen, die auf die Herstellung und
öffentliche Achtung der Rechtsstaatlichkeit gerich-
tet sind, namentlich die strafrechtliche Verfolgung
der Täter, die wirksame Einsammlung illegaler Waf-
fen und die Bekämpfung der organisierten Krimi-
nalität. Der Rat fordert die vorläufigen Selbstver-
waltungsinstitutionen nachdrücklich auf, konkrete
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Maßnahmen zur Erfüllung ihrer Verpflichtung zur
Wiederherstellung der ethnischen Vielfalt und der
Aussöhnung im gesamten Kosovo zu ergreifen, wie
von den institutionellen und politischen Führern in
ihrem offenen Brief vom 2. April 2004 versprochen.
Der Rat erklärt ferner, daß die vorläufigen Selbst-
verwaltungsinstitutionen zusätzlich rasche Maß-
nahmen ergreifen müssen, um ihrer Verpflichtung
nachzukommen, beschädigtes oder zerstörtes Ei-
gentum wiederaufzubauen oder eine angemessene
Entschädigung dafür zu leisten, die heiligen Stät-
ten wiederaufzubauen und die Rückkehr der ver-
triebenen Menschen zu erleichtern.
Bei der Bewertung der von den vorläufigen Selbst-
verwaltungsinstitutionen erzielten Fortschritte wird
der Sicherheitsrat besonders auf die von ihnen be-
schlossenen und angewandten Gesetze und sonsti-
gen Vorschriften, ihre Politiken und ihre Einstel-
lung unter anderem in den folgenden Bereichen
achten: Bekämpfung der Diskriminierung, der Kor-
ruption und der Wirtschaftskriminalität, Verbreitung
von Hass durch die Medien, Unterstützung der eth-
nischen Vielfalt und der Aussöhnung, echte Über-
tragung von Befugnissen, geordnete und dauerhaf-
te Rückkehr, wirksame Tätigkeit der Versamm-
lung und der politischen Parteien, Disziplinarver-
fahren für den öffentlichen Dienst, Aufbau einer
professionellen, politisch neutralen und multieth-
nischen Zentral- und Lokalverwaltung mit dem
Ziel, für jede Volksgruppe auf gleichberechtigter
Grundlage öffentliche Dienstleistungen bereitzu-
stellen, eine effiziente Strategie für die sichere
Rückkehr der Flüchtlinge und Binnenvertriebe-
nen, konstruktive Beziehungen zur Übergangsver-
waltungsmission der Vereinten Nationen im Koso-
vo (UNMIK) und volle Mitwirkung am direkten
Dialog mit Belgrad.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie wichtig es ist,
daß der Sonderbeauftragte des Generalsekretärs im
Rahmen seiner in Resolution 1244(1999) festge-
legten Befugnisse, unter anderem im Kontext des
Überprüfungsmechanismus, auch künftig enge Kon-
sultationen mit den interessierten Parteien, insbe-
sondere der Kontaktgruppe, führen wird. Der Rat
bekräftigt seine Absicht, die regelmäßigen Berich-
te des Generalsekretärs auch künftig zu prüfen,
einschließlich der durch den Sonderbeauftragten
des Generalsekretärs vorgenommenen Bewertung
der Fortschritte, die von den vorläufigen Selbst-
verwaltungsinstitutionen im Hinblick auf die Er-
füllung der Standards erzielt worden sind. Der Rat
nimmt davon Kenntnis, daß die Kontaktgruppe be-
absichtigt, einen fundierten Beitrag zu den regel-
mäßigen Überprüfungen zu leisten und dem Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs ihre Bewer-
tungen vorzulegen.
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, in
seinen nächsten Bericht an den Rat eine umfassen-
de Bewertung der Gewalttätigkeiten vom 17. bis
20. März 2004 aufzunehmen.
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär au-
ßerdem, unter Berücksichtigung der einschlägigen
Studien und Empfehlungen der interessierten Par-
teien und internationalen Organisationen Empfeh-
lungen für mögliche neue institutionelle Regelun-
gen abzugeben, die dem Ziel des Aufbaus eines de-
mokratischen und multiethnischen Kosovo Rech-
nung tragen, um die Wirksamkeit der Lokalverwal-
tung zu erhöhen, indem zentrale, übertragbare Be-
fugnisse an die lokalen Behörden und Gemeinden
abgetreten werden. Die Art und Weise der Organi-
sation dieser Lokalverwaltung wird Gegenstand
weiterer Gespräche zwischen den interessierten
Parteien im Kosovo sein.
Der Sicherheitsrat begrüßt es, daß die internationa-
le Präsenz im Kosovo energische Maßnahmen er-

griffen hat, um die Sicherheit und den Schutz aller
Volksgruppen sowie ihrer religiösen, historischen
und kulturellen Stätten zu erhöhen, mit dem Ziel, im
Kosovo dauerhafte Stabilität zu gewährleisten. In
dieser Hinsicht fordert er die vorläufigen Selbstver-
waltungsinstitutionen und alle beteiligten Parteien
zur uneingeschränkten Zusammenarbeit auf.
Der Sicherheitsrat wird die Angelegenheit auch wei-
terhin aufmerksam verfolgen.«

Friedenssicherungseinsätze

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsidenten
vom 17. Mai 2004 (UN-Dok. S/PRST/2004/16)

Auf der 4970. Sitzung des Sicherheitsrats am 17.
Mai 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Natio-
nen‹ durch den Rat im Namen des Rates die fol-
gende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat erinnert an seine Hauptverant-
wortung für die Wahrung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit und bekräftigt seine Ver-
pflichtung auf die in der Charta der Vereinten Na-
tionen verankerten Ziele und Grundsätze, insbe-
sondere die Grundsätze der politischen Unabhän-
gigkeit, der Souveränität und der territorialen Un-
versehrtheit aller Staaten bei der Durchführung al-
ler friedenssichernden und friedenskonsolidieren-
den Maßnahmen, sowie die Notwendigkeit, daß die
Staaten ihren Verpflichtungen nach dem Völker-
recht nachkommen.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß den Friedenssi-
cherungseinsätzen der Vereinten Nationen, wie die
Erfahrung zeigt, eine entscheidende Rolle bei der
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit zukommt, da sie Konflikte verhüten und
eindämmen, die Einhaltung internationaler Normen
sowie der Beschlüsse des Sicherheitsrats fördern
und den Frieden in Postkonfliktsituationen konso-
lidieren.
Der Sicherheitsrat stellt ferner fest, daß die Frie-
denssicherungsmissionen der Vereinten Nationen
vom Rat mit immer schwierigeren und komplexe-
ren Mandaten betraut werden, und erkennt in die-
ser Hinsicht an, daß die Friedenssicherung durch
die Vereinten Nationen einer fortlaufenden Prüfung
bedarf.
Der Sicherheitsrat vermerkt, daß zusätzlich zu den
14 bestehenden Friedenssicherungseinsätzen der
Vereinten Nationen die Nachfrage nach weiteren
derartigen Einsätzen in letzter Zeit stark zugenom-
men hat. Er ist sich der Herausforderungen be-
wußt, die dies für das System der Vereinten Natio-
nen bedeutet, wenn es darum geht, die Ressourcen,
das Personal und die anderen Kapazitäten bereitzu-
stellen, die zur Deckung dieser gestiegenen Nach-
frage erforderlich sind.
Der Sicherheitsrat fordert die Mitgliedstaaten auf,
zu gewährleisten, daß den Vereinten Nationen volle
politische und finanzielle Unterstützung zur wirk-
samen Bewältigung dieser Herausforderungen zu-
teil wird, wobei die besonderen Erfordernisse der
jeweiligen Mission und die Auswirkungen auf die
personellen und finanziellen Ressourcen der Ver-
einten Nationen zu berücksichtigen sind. Der Rat
betont außerdem, daß es wichtig ist, zu gewährlei-
sten, daß sich die Deckung der Nachfrage nach
neuen Friedenssicherungseinsätzen nicht nachtei-
lig auf die vorhandenen Ressourcen und die wirk-
same Steuerung der bestehenden Einsätze aus-
wirkt. Gleichzeitig unterstreicht er die Notwendig-

keit des effizienten und wirksamen Managements
der Ressourcen.
Der Sicherheitsrat fordert die Mitgliedstaaten auf,
ausgebildetes Militär-, Polizei- und Zivilpersonal
in ausreichender Stärke zur Verfügung zu stellen,
einschließlich Personen mit speziellen Fähigkeiten
und Kompetenzen, unter Berücksichtigung der Not-
wendigkeit, den Anteil der von Frauen besetzten
Stellen auf allen Entscheidungsebenen zu erhöhen
sowie logistische und administrative Unterstützung
zu mobilisieren, damit die verschiedenen Einsätze
unter optimalen Bedingungen beginnen und ihr je-
weiliges Mandat wirksam erfüllen können. Dabei
werden die Stärkung der Kapazitäten des Sekreta-
riats und ihre rationale und effiziente Nutzung ein
entscheidendes Element darstellen.
Der Sicherheitsrat betont außerdem, daß die inte-
grierte Planung von Missionen verbessert und die
Kapazität zur raschen Dislozierung von Personal
und Material gestärkt werden muß, um eine effi-
ziente Anlaufphase der Friedenssicherungseinsät-
ze zu gewährleisten. Zur Deckung des derzeitigen
und künftigen Bedarfs ist es unabdingbar, die stra-
tegische Materialreserve rechtzeitig und in ausrei-
chendem Maße wiederaufzufüllen.
Der Sicherheitsrat erkennt die Notwendigkeit an,
bei Friedenssicherungseinsätzen im Einklang mit
Kapitel VIII der Charta der Vereinten Nationen ge-
gebenenfalls mit regionalen und subregionalen Or-
ganisationen und multinationalen Abmachungen zu-
sammenzuarbeiten, um sicherzustellen, daß Kapa-
zitäten und Ansätze sowohl vor als auch während
der Dislozierung sowie nach dem Abzug der Frie-
denssicherungsmissionen der Vereinten Nationen
zueinander komplementär sind.
Der Sicherheitsrat ist sich seiner Verantwortung be-
wußt, klare, realistische und erfüllbare Mandate für
die Friedenssicherungsmissionen zu erteilen. In die-
ser Hinsicht würdigt er die Analysen und Empfeh-
lungen des Sekretariats, mit deren Hilfe er fundier-
te Entscheidungen über den Umfang und die Zu-
sammensetzung neuer Friedenssicherungseinsätze
sowie über ihr Mandat, ihr Einsatzkonzept und ih-
re Truppenstärke und -struktur treffen kann.
Der Sicherheitsrat ist der Überzeugung, daß die Be-
ziehungen zwischen denen, die Friedenssicherungs-
einsätze planen, das Mandat dafür erteilen und sie
verwalten, und denen, die das Mandat umsetzen,
gestärkt werden müssen. Auf Grund ihrer Erfah-
rung und ihres Sachverstands können die truppen-
stellenden Länder einen großen Beitrag zum Pla-
nungsprozeß leisten und dem Sicherheitsrat dabei
behilflich sein, angemessene, wirksame und recht-
zeitige Beschlüsse über Friedenssicherungseinsät-
ze zu fassen. Der Rat stellt in dieser Hinsicht fest,
daß die mit seiner Resolution 1353(2001) einge-
richteten Treffen und Mechanismen dazu dienen,
den Konsultationsprozeß zu erleichtern.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß neben den trup-
penstellenden Ländern noch andere Länder zu den
Friedenssicherungseinsätzen beitragen und daß die
Auffassungen dieser Länder ebenfalls angemessen
zu berücksichtigen sind.
Der Sicherheitsrat betont, daß den Friedenssiche-
rungskräften der Vereinten Nationen unter schwie-
rigen Bedingungen ausreichend robuste Einsatz-
richtlinien und die erforderlichen militärischen Mit-
tel zur Verfügung stehen müssen, die sie zur Erfül-
lung ihres Auftrags und erforderlichenfalls zu ihrer
Selbstverteidigung benötigen. Nach Auffassung des
Rates kommt der Sicherheit des gesamten Perso-
nals der Vereinten Nationen in allen Fällen vorran-
gige Bedeutung zu. In diesem Zusammenhang be-
tont er, wie wichtig es ist, die Informationsbeschaf-
fungs- und -managementkapazitäten im Feld zu
verstärken.
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Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von den in jüng-
ster Zeit unternommenen Anstrengungen, die Ko-
ordinierung zwischen Missionen in benachbarten
Ländern zu verstärken, und legt den Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs nahe, mögliche Syn-
ergien zu prüfen, um eine wirksame Steuerung von
Friedenssicherungsmissionen in derselben Region
oder Subregion sicherzustellen.
Der Sicherheitsrat betont, daß der Umfang, das Man-
dat und die Struktur der Friedenssicherungseinsätze
in regelmäßigen Abständen evaluiert werden müs-
sen, damit je nach den erzielten Fortschritten die
erforderlichen Anpassungen vorgenommen werden
können, einschließlich einer Reduzierung der Per-
sonalstärke, falls dies angezeigt ist. Darüber hin-
aus ermutigt er die internationale Gemeinschaft zu
nachhaltigem Engagement, um den Frieden vor Ort
sowohl während der Dauer einer Mission als auch
danach zu konsolidieren und aufrechtzuerhalten.
Der Sicherheitsrat ist sich ferner dessen bewußt, wie
wichtig es ist, in die Friedenssicherungseinsätze ei-
ne Geschlechterperspektive zu integrieren, nament-
lich durch die Schulung der Friedenssicherungs-
kräfte in geschlechtsspezifischen Fragen, im Ein-
klang mit Resolution 1325(2000) des Sicherheits-
rats, und wie wichtig es ist, Kinder in bewaffneten
Konflikten zu schützen, im Einklang mit seiner Re-
solution 1379(2001).
Der Sicherheitsrat ist sich des erhöhten Risikos der
Ausbreitung übertragbarer Krankheiten und be-
stimmter krimineller Aktivitäten in Postkonfliktge-
bieten bewußt. Er begrüßt die Anstrengungen, die
das Sekretariat im Einklang mit Resolution 1308
(2000) des Sicherheitsrats unternimmt, um das Frie-
denssicherungspersonal im Hinblick auf die Prä-
vention von HIV/Aids und anderen übertragbaren
Krankheiten zu sensibilisieren, und legt dem Sekre-
tariat nahe, seine Richtlinien bezüglich Prostitution
und Menschenhandel auch künftig anzuwenden.
Der Sicherheitsrat ist sich dessen bewußt, daß wirk-
same Friedenssicherungseinsätze Teil einer Gesamt-
strategie zur Konsolidierung und Aufrechterhaltung
des Friedens sein müssen. In dieser Hinsicht betont
er, daß die Koordinierung, Kohärenz und Kontinu-
ität zwischen den verschiedenen Elementen dieser
Gesamtstrategie, insbesondere zwischen der Frie-
denssicherung einerseits und der Friedenskonsoli-
dierung andererseits, von Anfang an gewährleistet
sein muß. Zu diesem Zweck befürwortet der Rat ei-
ne engere Zusammenarbeit zwischen allen in Be-
tracht kommenden Einrichtungen, Fonds und Pro-
grammen der Vereinten Nationen, den internationa-
len Finanzinstitutionen, den regionalen und subre-
gionalen Organisationen und dem Privatsektor. Die
Gewährleistung eines dauerhaften Friedens in der
Folgezeit von Konflikten wird möglicherweise nach-
haltige Unterstützung seitens der Vereinten Natio-
nen und ihrer Partner auf dem Gebiet der humani-
tären Hilfe und der Entwicklung erfordern.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die Ausbildung
eine immer wichtigere Rolle bei Friedenssiche-
rungseinsätzen spielt, und ist sich der Notwendig-
keit bewußt, den Sachverstand erfahrener truppen-
stellender Länder zu nutzen. Er befürwortet die in-
ternationale Zusammenarbeit und Unterstützung zu
gunsten der Errichtung von Friedenssicherungsaus-
bildungszentren, die eine breite Palette von Aus-
bildungsmöglichkeiten für neue oder künftige trup-
penstellende Länder anbieten könnten.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß es konzertierter
Anstrengungen des Sicherheitsrats, der Generalver-
sammlung, der Mitgliedstaaten der Vereinten Na-
tionen und des Generalsekretärs bedarf, um den An-
forderungen einer wachsenden Zahl von Friedens-
sicherungsmissionen der Vereinten Nationen ge-
recht zu werden und sicherzustellen, daß die erfor-

derlichen Mittel und die nötige operative Unter-
stützung bereitgestellt werden. Der Rat regt Folge-
konsultationen über den Anstieg der Nachfrage an
und bittet den Generalsekretär, den Mitgliedstaa-
ten in regelmäßigen Abständen aktuelle Bewertun-
gen der sich ergebenden Bedürfnisse und der Män-
gel bei der Friedenssicherung der Vereinten Natio-
nen vorzulegen, mit dem Ziel, gravierende Lücken
und Defizite aufzuzeigen und entsprechende Ab-
hilfemaßnahmen zu bestimmen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht die nützliche Rolle
seiner Arbeitsgruppe für Friedenssicherungseinsät-
ze im Rahmen des Konsultationsprozesses in den
verschiedenen Phasen dieser Einsätze. Er legt der
Arbeitsgruppe nahe, den Fragen im Zusammenhang
mit dem Anstieg der Nachfrage nach Friedenssi-
cherungseinsätzen der Vereinten Nationen im kom-
menden Jahr besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men und dem Rat bei Bedarf Bericht zu erstatten.
Der Sicherheitsrat spricht allen Männern und Frau-
en, die in Friedenssicherungseinsätzen der Verein-
ten Nationen dienen oder gedient haben, seine Hoch-
achtung für ihr hohes Maß an Professionalität, Ein-
satzbereitschaft und Mut aus. Er ehrt gleichzeitig
das Gedenken derjenigen, die im Dienst der Ver-
einten Nationen und für die edle Sache des Frie-
dens ihr Leben gelassen haben.«

Guinea-Bissau

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsidenten
vom 18. Juni 2004 (UN-Dok. S/PRST/2004/20)

Auf der 4992. Sitzung des Sicherheitsrats am 18.
Juni 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation in Guinea-Bissau‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat, unter Hinweis auf seine frühe-
ren Erklärungen zu Guinea-Bissau, insbesondere
auf die Erklärung seines Präsidenten vom 19. Juni
2003 (S/PRST/2003/8), begrüßt den Bericht des
Generalsekretärs vom 4. Juni 2004 (S/2004/456)
über die Entwicklungen in Guinea-Bissau und über
die Tätigkeit des Büros der Vereinten Nationen zur
Unterstützung der Friedenskonsolidierung in Gui-
nea-Bissau (UNOGBIS).
Der Rat bringt in dieser Hinsicht seine Befriedi-
gung über die Fortschritte zum Ausdruck, die die
nationalen Behörden im Hinblick auf die Wieder-
herstellung der verfassungsmäßigen Ordnung im
Einklang mit den Bestimmungen und dem Kalen-
der der Übergangscharta erzielt haben, insbeson-
dere die Einsetzung einer neuen Nationalen Volks-
versammlung und einer neuen Regierung, womit
die erste Phase des Übergangsprozesses, der mit
der Abhaltung von Präsidentschaftswahlen im März
2005 seinen Abschluß finden soll, beendet ist und
die erforderlichen Bedingungen für wachsendes Ver-
trauen und zunehmende Unterstützung seitens der
internationalen Gemeinschaft geschaffen wurden.
Der Sicherheitsrat bringt seine Anerkennung und
seinen Dank für die Art und Weise zum Ausdruck,
in der es den Hauptakteuren und den politischen
Kräften des Landes gelungen ist, einen Konsens
über die entscheidenden politischen Probleme zu
erzielen, die es während der Wahlen und danach zu
bewältigen galt, und ermutigt sie, auf diesem Weg
fortzufahren.
Der Sicherheitsrat ermutigt außerdem alle Parteien
und die am 12. Mai 2004 eingesetzte neue Regie-
rung, sich getreu an die Bestimmungen der Über-

gangscharta zu halten, um die nationale Aussöh-
nung herbeizuführen und zu konsolidieren und die
volle Wiederherstellung der verfassungsmäßigen
Ordnung sicherzustellen. Er ermutigt ferner die Be-
hörden, die Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der
Menschenrechte weiter zu stärken und noch nicht
geregelte Fragen auf dem Gebiet der Menschen-
rechte zu lösen.
Der Sicherheitsrat lobt die nationalen Behörden und
das Volk Guinea-Bissaus für ihr fortgesetztes En-
gagement und ihren Einsatz für die Demokratie.
Der Sicherheitsrat verleiht dennoch seiner Besorg-
nis über die Fragilität des Demokratisierungspro-
zesses in Guinea-Bissau Ausdruck, die hauptsäch-
lich auf die tief verwurzelten strukturellen Proble-
me des Landes, insbesondere die Schwäche der
staatlichen Institutionen und Strukturen, und die an-
dauernde wirtschaftliche und soziale Krise zurück-
zuführen sind.
Der Sicherheitsrat äußert außerdem seine Besorg-
nis, was die Notwendigkeit betrifft, die Lage des
Militärs zu verbessern, insbesondere was die Zah-
lung der ausstehenden Bezüge angeht, die weiter-
hin als potentiell destabilisierender Faktor angese-
hen wird. Er begrüßt, daß sich die Regierung ver-
pflichtet hat, alles zu tun, um das Problem der aus-
stehenden Bezüge und der Neuorganisation der na-
tionalen Streitkräfte zu regeln, und bittet die inter-
nationale Gemeinschaft, diese Anstrengungen voll-
auf zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Verbesserung des
Dialogs zwischen der Regierung Guinea-Bissaus
und den Bretton-Woods-Institutionen und legt der
Regierung eindringlich nahe, ihren Verpflichtun-
gen auf den Gebieten der finanzpolitischen Ver-
antwortung und der guten Staatsführung nachzu-
kommen. Er unterstreicht, wie wichtig es ist, daß
diesen Anstrengungen die Wiederaufnahme einer
angemessenen internationalen Hilfe folgt.
Der Sicherheitsrat anerkennt und begrüßt außerdem
die Hilfe, die Guinea-Bissau von bilateralen und
multilateralen Partnern, insbesondere dem Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP)
und der Weltbank, gewährt wird, und ermutigt sie,
ihr konstruktives Engagement in dem Land zu ver-
stärken.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, welche Bedeutung
er der Abhaltung einer Rundtischkonferenz im letz-
ten Quartal dieses Jahres beimißt, die seines Er-
achtens von höchster Wichtigkeit für die Bewälti-
gung einiger der dringendsten Probleme Guinea-
Bissaus sein wird. Bis dahin appelliert der Rat er-
neut an die internationale Gemeinschaft, finanziel-
le Beiträge zu dem vom UNDP verwalteten Wirt-
schaftsführungs-Notfonds für Guinea-Bissau zu
leisten.
Der Sicherheitsrat anerkennt die Arbeit des UNOG-
BIS und des gesamten Landesteams der Vereinten
Nationen und würdigt die außerordentliche Unter-
stützung und den herausragenden Beitrag, den sie
zum Prozeß der Normalisierung der politischen
Lage und zur Stabilität in Guinea-Bissau geleistet
haben.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, wie wichtig die
regionale Dimension für die Lösung der Probleme
ist, mit denen Guinea-Bissau konfrontiert ist, und
begrüßt in dieser Hinsicht die Rolle, die die Afri-
kanische Union, die Westafrikanische Wirtschafts-
und Währungsunion (UEMOA), die Wirtschafts-
gemeinschaft der westafrikanischen Staaten (ECO-
WAS) und die Gemeinschaft der portugiesisch-
sprachigen Länder (CPLP) im Prozeß der Frie-
denskonsolidierung in Guinea-Bissau spielen.
Der Sicherheitsrat lobt außerdem die Anstrengun-
gen, die die Ad-hoc-Arbeitsgruppe des Sicher-
heitsrats für Konfliktprävention und Konfliktlö-
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sung in Afrika, die Ad-hoc-Beratungsgruppe des
Wirtschafts- und Sozialrats für Guinea-Bissau und
die Gruppe der Freunde Guinea-Bissaus unternom-
men haben, um dem Land zu helfen, sowohl die
kurzfristige Krise in der Konfliktfolgezeit zu über-
winden als auch seine längerfristigen Entwick-
lungsziele zu erreichen.
Der Sicherheitsrat sieht den Schlußfolgerungen und
Empfehlungen der von ihm nach Westafrika ent-
sandten Mission, wozu auch Guinea-Bissau gehört,
mit Interesse entgegen.«

Horn von Afrika

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Mandats der Vereinten Nationen in Äthio-
pien und Eritrea (UNMEE). – Resolution 1531
(2004) vom 12. März 2004

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung aller seiner früheren Resolu-

tionen und Erklärungen bezüglich der Situati-
on zwischen Äthiopien und Eritrea sowie der da-
rin enthaltenen Forderungen, insbesondere der
Resolution 1507(2003) vom 12. September
2003,

– ferner in Bekräftigung seiner Unterstützung des
Friedensprozesses sowie seines unbeirrbaren
Engagements, namentlich durch die Rolle der
Mission der Vereinten Nationen in Äthiopien
und Eritrea (UNMEE), für die volle und zügige
Umsetzung des von den Regierungen Äthiopi-
ens und Eritreas (im folgenden als ›die Partei-
en‹ bezeichnet) am 12. Dezember 2000 unter-
zeichneten Umfassenden Friedensabkommens
und des vorangegangenen Abkommens über die
Einstellung der Feindseligkeiten vom 18. Juni
2000 (S/2000/1183 beziehungsweise S/2000/
601, im folgenden als die ›Abkommen von Al-
gier‹ bezeichnet), sowie der Entscheidung der
Grenzkommission vom 13. April 2002 über die
Festlegung des Grenzverlaufs (S/2002/423), die
von den Parteien im Einklang mit den Abkom-
men von Algier als endgültig und bindend an-
genommen wurde,

– mit Besorgnis feststellend, daß der Friedens-
prozeß nach wie vor festgefahren ist, was haupt-
sächlich auf die mangelnden Fortschritte bei
der Markierung des Grenzverlaufs zurückzu-
führen ist,

– mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem
zwölften Bericht über die Arbeit der Grenz-
kommission für Eritrea und Äthiopien vom 27.
Februar 2004, insbesondere von ihrer Schluß-
folgerung, daß die Kommission unter den der-
zeitigen Umständen nicht in der Lage ist, mit
den Tätigkeiten zur Markierung des Grenzver-
laufs voranzukommen,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber,
daß Äthiopien wesentliche Teile der Entschei-
dung der Grenzkommission ablehnt und mit
der Grenzkommission derzeit nicht zusammen-
arbeitet,

– sowie mit dem Ausdruck seiner Enttäuschung
darüber, daß sich Eritrea derzeit weigert, mit
dem Sonderbotschafter des Generalsekretärs für
Äthiopien und Eritrea zusammenzuarbeiten,

– betonend, daß die Zusammenarbeit mit dem
Sonderbotschafter beiden Parteien eine kon-
krete Möglichkeit bietet, den Friedensprozeß
voranzubringen,

– in Anbetracht der zunehmenden Beanspruchung
der Friedenssicherungsmaßnahmen der Verein-

ten Nationen und der Ressourcen der interna-
tionalen Gemeinschaft für Zwecke der Friedens-
sicherung und der Friedenskonsolidierung und
unter Hinweis auf die zusätzlichen operationel-
len Kosten, die durch die Verzögerungen bei der
Festlegung des Grenzverlaufs entstehen,

– mit dem Ausdruck seiner Unterstützung für den
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs und
die UNMEE,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs (S/2004/180) und in voller Unterstüt-
zung der darin enthaltenen Bemerkungen,

1. beschließt, das Mandat der UNMEE in der mit
seiner Resolution 1320(2000) vom 15. Septem-
ber 2000 genehmigten Personalstärke (Solda-
ten und Militärbeobachter) bis zum 15. Septem-
ber 2004 zu verlängern;

2. fordert die Parteien erneut mit allem Nachdruck
auf, mit der UNMEE bei der Durchführung ih-
res Auftrags umfassend und rasch zusammen-
zuarbeiten und verstärkte Anstrengungen zu un-
ternehmen, um die Sicherheit aller Mitarbeiter
der UNMEE zu gewährleisten, und wiederholt
mit größtem Nachdruck seine Forderung, daß
die Parteien der UNMEE volle Bewegungsfrei-
heit gewähren und mit sofortiger Wirkung und
ohne Vorbedingungen jedwede Beschränkung
und Behinderung der Tätigkeit der UNMEE und
ihres Personals in Wahrnehmung ihres Auf-
trags aufheben;

3. betont, daß die beiden Parteien die Hauptverant-
wortung für die Durchführung der Abkommen
von Algier und der Entscheidung der Grenz-
kommission für Eritrea und Äthiopien tragen;

4. fordert die Parteien auf, mit der Grenzkommis-
sion umfassend und rasch zusammenzuarbeiten
und die Voraussetzungen für die zügige Durch-
führung der Grenzmarkierung zu schaffen, so
auch indem Äthiopien unmißverständlich be-
kräftigt, daß es die Entscheidung der Grenzkom-
mission akzeptiert, Verbindungsoffiziere vor Ort
ernennt und seine Beiträge zur Grenzkommis-
sion bezahlt;

5. erklärt erneut, wie entscheidend wichtig der po-
litische Dialog zwischen den beiden Ländern
für den Abschluß des Friedensprozesses und die
Konsolidierung der bisher erzielten Fortschrit-
te ist, und fordert beide Parteien nachdrücklich
auf, ihre Beziehungen zu normalisieren, nament-
lich durch vertrauensbildende Maßnahmen, und
die Androhung oder Anwendung von Gewalt
gegeneinander zu unterlassen;

6. wiederholt seine Unterstützung für die Initiati-
ve des Generalsekretärs, seine Guten Dienste
auszuüben, indem er einen Sonderbotschafter
ernannt hat, um die Durchführung der Abkom-
men von Algier, der Entscheidung der Grenz-
kommission und der einschlägigen Resolutio-
nen und Beschlüsse des Sicherheitsrats zu er-
leichtern und die Normalisierung der diploma-
tischen Beziehungen zwischen den beiden Län-
dern zu fördern, und betont, daß diese Ernen-
nung keinen alternativen Mechanismus darstellt;

7. bringt Lloyd Axworthy, dem Sonderbotschaf-
ter des Generalsekretärs für Äthiopien und Erit-
rea, seine volle Unterstützung zum Ausdruck,
betont, daß der Sonderbotschafter die einmü-
tige Unterstützung der Zeugen der Abkommen
von Algier, nämlich der Vereinten Nationen,
der Vereinigten Staaten von Amerika, Algeri-
ens, der Afrikanischen Union und der Europäi-
schen Union, genießt, und fordert beide Partei-
en, insbesondere die Regierung Eritreas, nach-
drücklich auf, konstruktiv und ohne weitere Ver-
zögerungen mit dem Sonderbotschafter zusam-
menzuarbeiten;

8. fordert beide Parteien erneut nachdrücklich auf,
rasch eine Direktstrecke für Höhenflüge zwi-
schen Asmara und Addis Abeba einzurichten,
um die unnötigen Zusatzkosten für die UNMEE
und die Mitgliedstaaten zu vermeiden;

9. beschließt, die Maßnahmen, die die Parteien zur
Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus den Ab-
kommen von Algier ergreifen, genau zu verfol-
gen, namentlich durch die Grenzkommission,
und alle sich daraus ergebenden Auswirkungen
für die UNMEE zu prüfen;

10. ersucht den Generalsekretär, die Situation ge-
nau zu verfolgen und die Wirksamkeit der Mis-
sion fortlaufend zu überprüfen sowie die Ope-
rationen der Mission nach Bedarf anzupassen
und zu straffen, unter gleichzeitiger Berücksich-
tigung des Auftrags der UNMEE, wie er in Zif-
fer 2 der Resolution 1320(2000) beschrieben ist;

11. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Internationale Strafgerichte

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Vorgaben für
den Abschluß der Arbeiten des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en und des Internationalen Strafgerichtshofs
für Rwanda. – Resolution 1534(2004) vom 26.
März 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 827(1993)

vom 25. Mai 1993, 955(1994) vom 8. Novem-
ber 1994, 978(1995) vom 27. Februar 1995,
1165(1998) vom 30. April 1998, 1166(1998)
vom 13. Mai 1998, 1329(2000) vom 30. Novem-
ber 2000, 1411(2002) vom 17. Mai 2002, 1431
(2002) vom 14. August 2002 und 1481(2003)
vom 19. Mai 2003,

– unter Hinweis auf die Erklärung seines Präsi-
denten vom 23. Juli 2002 (S/PRST/2002/21),
mit der er sich die Arbeitsabschlußstrategie des
Internationalen Strafgerichtshofs für das ehema-
lige Jugoslawien zu eigen machte, sowie auf sei-
ne Resolution 1503(2003) vom 28. August 2003,
und dieselben mit allem Nachdruck bekräfti-
gend,

– unter Hinweis darauf, daß er den Internationa-
len Strafgerichtshof für das ehemalige Jugosla-
wien und den Internationalen Strafgerichtshof
für Rwanda in der Resolution 1503(2003) auf-
gefordert hat, alle erforderlichen Maßnahmen
zu treffen, um die Ermittlungen bis Ende 2004,
alle Gerichtsverfahren der ersten Instanz bis En-
de 2008 und die gesamte Tätigkeit im Jahr 2010
abzuschließen (Arbeitsabschlußstrategien), und
die Präsidenten des Internationalen Strafgerichts-
hofs für das ehemalige Jugoslawien und des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für Rwanda und
ihre Ankläger ersucht hat, in ihren Jahresberich-
ten an den Rat ihre Pläne für die Durchführung
der Arbeitsabschlußstrategien zu erläutern,

– die Erklärungen begrüßend, die die Präsiden-
ten und Ankläger des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien und
des Internationalen Strafgerichtshofs für Rwan-
da am 9. Oktober 2003 vor dem Sicherheitsrat
abgegeben haben,

– in Würdigung der wichtigen Arbeit der beiden
Gerichtshöfe als Beitrag zu dauerhaftem Frie-
den und dauerhafter Sicherheit und nationaler
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Aussöhnung, der seit ihrer Einsetzung erzielten
Fortschritte und der Anstrengungen, die sie bis-
lang unternommen haben, um die Abschlußstra-
tegien durchzuführen, und mit der Aufforde-
rung an die beiden Gerichtshöfe, sicherzustel-
len, daß ihre Haushaltsmittel wirksam und effi-
zient verwendet werden und darüber Rechen-
schaft abzulegen,

– erneut seiner Unterstützung für die Anstrengun-
gen Ausdruck verleihend, die die Ankläger des
Internationalen Strafgerichtshofs für das ehema-
lige Jugoslawien und des Internationalen Straf-
gerichtshofs für Rwanda nach wie vor unter-
nehmen, um auf freiem Fuß befindliche Ange-
klagte vor die beiden Gerichtshöfe zu bringen,

– mit Besorgnis Kenntnis nehmend von den Pro-
blemen im Hinblick auf die Gewährleistung ei-
ner angemessenen regionalen Zusammenarbeit,
wie sie in den Erklärungen am 9. Oktober 2003
vor dem Sicherheitsrat zu Tage getreten sind,

– sowie mit Besorgnis Kenntnis nehmend von den
Hinweisen in den am 9. Oktober abgegebenen
Erklärungen, wonach es den Gerichtshöfen viel-
leicht nicht möglich sein wird, die in der Reso-
lution 1503(2003) dargelegten Abschlußstrate-
gien umzusetzen,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. erklärt erneut, daß die vom Internationalen Straf-
gerichtshof für das ehemalige Jugoslawien an-
geklagten Personen vor Gericht gestellt werden
müssen, und fordert alle Staaten, insbesondere
Serbien und Montenegro, Kroatien und Bosnien
und Herzegowina, sowie die Republika Srpska
innerhalb Bosnien und Herzegowinas, auf, die
Zusammenarbeit mit dem Internationalen Straf-
gerichtshof für das ehemalige Jugoslawien zu
verstärken und ihm jede erforderliche Hilfe zu
gewähren, um insbesondere Radovan Karadzic
und Ratko Mladic sowie Ante Gotovina und al-
le anderen Angeklagten vor den Gerichtshof zu
bringen, und fordert alle auf freiem Fuß befind-
lichen Angeklagten des Gerichtshofs auf, sich
diesem zu stellen;

2. erklärt erneut, daß die vom Internationalen Straf-
gerichtshof für Rwanda angeklagten Personen
vor Gericht gestellt werden müssen, und fordert
alle Staaten, insbesondere Rwanda, Kenia, die
Demokratische Republik Kongo und die Repu-
blik Kongo, auf, die Zusammenarbeit mit dem
Internationalen Strafgerichtshof für Rwanda zu
verstärken und ihm jede erforderliche Hilfe zu
gewähren, namentlich bei den Ermittlungen ge-
gen die Rwandische Patriotische Armee und bei
den Bemühungen, Felicien Kabuga und alle an-
deren Angeklagten vor den Gerichtshof zu brin-
gen, und fordert alle auf freiem Fuß befindli-
chen Angeklagten des Gerichtshofs auf, sich die-
sem zu stellen;

3. betont, wie wichtig die vollinhaltliche Durch-
führung der Abschlußstrategien ist, die in Zif-
fer 7 der Resolution 1503(2003) genannt wer-
den, in der der Internationale Strafgerichtshof
für das ehemalige Jugoslawien und der Interna-
tionale Strafgerichtshof für Rwanda aufgefor-
dert werden, alle erforderlichen Maßnahmen zu
treffen, um die Ermittlungen bis Ende 2004, al-
le Gerichtsverfahren der ersten Instanz bis En-
de 2008 und die gesamte Tätigkeit im Jahr 2010
abzuschließen, und fordert jeden der beiden
Gerichtshöfe nachdrücklich auf, entsprechen-
de Maßnahmen vorzusehen und zu ergreifen;

4. fordert die Ankläger des Internationalen Straf-
gerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien und
des Internationalen Strafgerichtshofs für Rwan-
da auf, die Zahl der bei jedem Gerichtshof an-

hängigen Fälle zu überprüfen, insbesondere mit
dem Ziel, zu ermitteln, über welche Fälle wei-
ter verhandelt und welche der zuständigen ein-
zelstaatlichen Gerichtsbarkeit übergeben wer-
den sollen, sowie die Maßnahmen zu überprü-
fen, die getroffen werden müssen, um die in der
Resolution 1503(2003) erwähnten Abschlußstra-
tegien durchzuführen, und fordert sie nachdrück-
lich auf, diese Überprüfung so bald wie mög-
lich vorzunehmen und in die Bewertungen, die
dem Rat nach Ziffer 6 dieser Resolution vorzu-
legen sind, einen Zwischenbericht aufzuneh-
men;

5. fordert beide Gerichtshöfe auf, bei der Über-
prüfung und Bestätigung neuer Anklagen dafür
zu sorgen, daß sich diese Anklagen auf die
hochrangigsten Führungspersonen konzentrie-
ren, bei denen der Verdacht besteht, daß sie die
größte Verantwortung für Verbrechen tragen,
die ihrer jeweiligen Gerichtsbarkeit unterliegen,
wie in der Resolution 1503(2003) festgelegt;

6. ersucht beide Gerichtshöfe, dem Rat bis 31.
Mai 2004 und danach alle sechs Monate Be-
wertungen seines Präsidenten und seines An-
klägers vorzulegen, in denen im Einzelnen dar-
gelegt wird, welche Fortschritte bei der Durch-
führung der Abschlußstrategie des Gerichtshofs
erzielt wurden, welche Maßnahmen zur Durch-
führung der Abschlußstrategie ergriffen wurden
und welche noch zu ergreifen sind, so auch wel-
che Fälle, in denen es um Beschuldigte der mitt-
leren und unteren Ebene geht, an die zuständi-
ge einzelstaatliche Gerichtsbarkeit übergeben
werden sollen, und bekundet die Absicht des
Rates, mit dem Präsidenten und dem Ankläger
eines jeden der beiden Gerichtshöfe zusammen-
zutreffen, um diese Bewertungen zu erörtern;

7. bekundet die Entschlossenheit des Rates, die Si-
tuation zu überprüfen und im Licht der nach vor-
stehender Ziffer eingegangenen Bewertungen si-
cherzustellen, daß die in den Abschluß strategi-
en genannten und in der Resolution 1503(2003)
gebilligten Zeitpläne eingehalten werden;

8. belobigt diejenigen Staaten, die Abkommen zur
Vollstreckung der Strafsprüche gegen Personen
abgeschlossen haben, die vom Internationalen
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawi-
en oder vom Internationalen Strafgerichtshof für
Rwanda verurteilt wurden, oder die auf andere
Weise Verurteilte zur Strafverbüßung in ihr Ho-
heitsgebiet aufgenommen haben, ermutigt an-
dere Staaten, die dazu in der Lage sind, ebenso
zu handeln, und bittet den Internationalen Straf-
gerichtshof für das ehemalige Jugoslawien und
den Internationalen Strafgerichtshof für Rwan-
da, auch weiterhin und verstärkt Anstrengun-
gen zu unternehmen, um weitere Abkommen
über die Strafvollstreckung zu schließen oder
die diesbezügliche Unterstützung anderer Staa-
ten zu erwirken;

9. erinnert daran, daß die Stärkung der zuständi-
gen einzelstaatlichen Justizsysteme von entschei-
dender Bedeutung für die Rechtsstaatlichkeit
im allgemeinen und für die Durchführung der
Arbeitsabschlußstrategien der beiden interna-
tionalen Strafgerichtshöfe im Besonderen ist;

10. begrüßt insbesondere die Bemühungen des Bü-
ros des Hohen Beauftragten, des Internationa-
len Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugos-
lawien und der Gebergemeinschaft, in Saraje-
wo eine Kammer für Kriegsverbrechen einzu-
richten, ermutigt alle Parteien, auch weiterhin
Anstrengungen zu unternehmen, damit die Kam-
mer rasch eingerichtet wird, und bittet die Ge-
bergemeinschaft, ausreichende finanzielle Un-
terstützung zu gewähren, um den Erfolg der in-

nerstaatlichen Strafverfolgung in Bosnien-Her-
zegowina und in der Region sicherzustellen;

11. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Kinder

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Schutz von
Kindern in bewaffneten Konflikten. – Resolu-
tion 1539(2004) vom 22. April 2004

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolutionen 1261(1999)

vom 25. August 1999, 1314(2000) vom 11. Au-
gust 2000, 1379(2001) vom 20. November 2001
und 1460(2003) vom 30. Januar 2003, die einen
umfassenden Rahmen für den Schutz von Kin-
dern, die von bewaffneten Konflikten betroffen
sind, darstellen,

– unter Hinweis auf seine Resolution 1308(2000)
über die Verantwortung des Sicherheitsrats bei
der Wahrung des Friedens und der Sicherheit:
HIV/Aids und internationale Friedenssicherungs-
einsätze sowie seine Resolution 1325(2000) über
Frauen, Frieden und Sicherheit,

– feststellend, daß beim Schutz von Kindern, die
von bewaffneten Konflikten betroffen sind, zwar
Fortschritte erzielt wurden, insbesondere im
Bereich des Einsatzes für ihre Interessen sowie
der Aufstellung von Normen und Standards, je-
doch weiterhin zutiefst besorgt darüber, daß
Fortschritte vor Ort insgesamt ausgeblieben sind
und Konfliktparteien nach wie vor straflos ge-
gen die einschlägigen Bestimmungen des an-
wendbaren Völkerrechts in bezug auf die Rech-
te und den Schutz von Kindern in bewaffneten
Konflikten verstoßen,

– daran erinnernd, daß die Staaten Verantwortung
dafür tragen, der Straflosigkeit ein Ende zu set-
zen und diejenigen, die für Völkermord, Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbre-
chen und andere abscheuliche Verbrechen an
Kindern verantwortlich sind, strafrechtlich zu
verfolgen,

– unter erneutem Hinweis auf seine Hauptverant-
wortung für die Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit und in diesem Zu-
sammenhang auf seine Entschlossenheit, sich mit
den weitreichenden Auswirkungen bewaffneter
Konflikte auf Kinder zu befassen,

– unterstreichend, wie wichtig der uneingeschränk-
te, sichere und ungehinderte Zugang für huma-
nitäres Personal und humanitäre Hilfsgüter und
die Gewährung humanitärer Hilfe an alle von be-
waffneten Konflikten betroffenen Kinder sind,

– feststellend, daß die Zwangsverpflichtung oder
Eingliederung von Kindern unter 15 Jahren in
die nationalen Streitkräfte oder ihre Verwendung
zur aktiven Teilnahme an Feindseligkeiten so-
wohl in internationalen als auch in nicht inter-
nationalen bewaffneten Konflikten in dem Rö-
mischen Statut des Internationalen Strafgerichts-
hofs als Kriegsverbrechen eingestuft wurden, so-
wie feststellend, daß das Fakultativprotokoll zum
Übereinkommen über die Rechte des Kindes
betreffend die Beteiligung von Kindern an be-
waffneten Konflikten die Vertragsstaaten ver-
pflichtet, ein Mindestalter von 18 Jahren für die
im Rahmen der Wehrpflicht erfolgende Einzie-
hung und für die Teilnahme an Feindseligkei-
ten festzusetzen und das in Artikel 38 Absatz 3
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des Übereinkommens über die Rechte des Kin-
des festgelegte Mindestalter für die Einziehung
von Freiwilligen anzuheben sowie alle durch-
führbaren Maßnahmen zu treffen, um sicherzu-
stellen, daß Angehörige ihrer Streitkräfte, die
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
nicht unmittelbar an Feindseligkeiten teilneh-
men,

– betonend, daß er entschlossen ist, die Achtung
seiner Resolutionen und der sonstigen interna-
tionalen Normen und Standards zum Schutz von
Kindern, die von bewaffneten Konflikten betrof-
fen sind, zu gewährleisten,

– nach Behandlung des gemäß Ziffer 16 seiner
Resolution 1460(2003) vorgelegten Berichts des
Generalsekretärs vom 10. November 2003 und
betonend, daß es nicht Zweck dieser Resoluti-
on ist, eine rechtliche Feststellung zu treffen, ob
die in dem Bericht des Generalsekretärs genann-
ten Situationen bewaffnete Konflikte im Kon-
text der Genfer Abkommen und ihrer Zusatzpro-
tokolle darstellen, und daß sie nicht die Rechts-
stellung der an diesen Situationen beteiligten
nichtstaatlichen Parteien präjudiziert,

1. verurteilt nachdrücklich die Einziehung und den
Einsatz von Kindersoldaten durch Parteien be-
waffneter Konflikte unter Verstoß gegen die auf
sie anwendbaren internationalen Verpflichtun-
gen, die Tötung und Verstümmelung von Kin-
dern, Vergewaltigung und andere sexuelle Ge-
walt, die hauptsächlich an Mädchen begangen
wird, Entführung und Vertreibung, die Verwei-
gerung des Zugangs für humanitäre Helfer zu
Kindern, Angriffe auf Schulen und Krankenhäu-
ser sowie Kinderhandel, Zwangsarbeit und alle
Formen der Sklaverei sowie jede sonstige Ver-
letzung und Mißhandlung von Kindern, die von
bewaffneten Konflikten betroffen sind;

2. ersucht den Generalsekretär, unter Berücksich-
tigung der in seinem Bericht enthaltenen Vor-
schläge sowie aller sonstigen einschlägigen Ele-
mente dringend und vorzugsweise innerhalb von
drei Monaten einen Aktionsplan für einen sy-
stematischen und umfassenden Überwachungs-
und Berichterstattungsmechanismus aufzustel-
len, der sich den Sachverstand des Systems der
Vereinten Nationen und die Beiträge von Re-
gierungen, Regionalorganisationen, nichtstaat-
lichen Organisationen in ihrer Eigenschaft als
Berater sowie von verschiedenen Akteuren der
Zivilgesellschaft zunutze macht, um aktuelle,
objektive, zutreffende und verläßliche Informa-
tionen über die Einziehung und den Einsatz von
Kindersoldaten unter Verstoß gegen das an-
wendbare Völkerrecht sowie über jede sonstige
Verletzung und Mißhandlung von Kindern, die
von bewaffneten Konflikten betroffen sind, be-
reitzustellen, die bei der Ergreifung geeigneter
Maßnahmen berücksichtigt werden können;

3. bekundet seine Absicht, geeignete Maßnahmen
zu ergreifen, insbesondere bei der Erörterung
subregionaler und grenzüberschreitender Akti-
vitäten, um gegen die Verbindungen vorzuge-
hen, die zwischen dem unerlaubten Handel mit
natürlichen und anderen Ressourcen, dem un-
erlaubten Handel mit Kleinwaffen und leichten
Waffen und der grenzüberschreitenden Entfüh-
rung und Einziehung von Kindern einerseits und
bewaffneten Konflikten andererseits bestehen,
die bewaffnete Konflikte verlängern und ihre
Auswirkungen auf Kinder verstärken können,
und ersucht daher den Generalsekretär, wirksa-
me Maßnahmen zur Eindämmung dieses uner-
laubten Handels vorzuschlagen;

4. fordert alle in Betracht kommenden Parteien auf,
die auf sie anwendbaren internationalen Ver-

pflichtungen betreffend den Schutz von Kin-
dern, die von bewaffneten Konflikten betroffen
sind, sowie die konkreten Zusagen einzuhalten,
die sie gegenüber dem Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs für Kinder und bewaffnete Kon-
flikte, dem Kinderhilfswerk der Vereinten Na-
tionen (UNICEF) und anderen Einrichtungen
der Vereinten Nationen abgegeben haben, und
bei der Weiterverfolgung und Umsetzung die-
ser Zusagen mit den Friedenssicherungsmis-
sionen und den Landesteams der Vereinten Na-
tionen uneingeschränkt zusammenzuarbeiten,
gegebenenfalls im Kontext des Kooperations-
rahmens zwischen den Vereinten Nationen und
der betreffenden Regierung;

5. nimmt mit tiefer Sorge davon Kenntnis, daß die
im Bericht des Generalsekretärs erwähnten Par-
teien in bewaffneten Konflikten, die auf der Ta-
gesordnung des Rates stehen, unter Verstoß ge-
gen das anwendbare Völkerrecht betreffend die
Rechte und den Schutz von Kindern nach wie
vor Kinder einziehen und einsetzen, und in die-
sem Zusammenhang:
a) fordert diese Parteien auf, innerhalb von drei

Monaten in enger Zusammenarbeit mit den
Friedenssicherungsmissionen und den Lan-
desteams der Vereinten Nationen, im Ein-
klang mit deren jeweiligem Mandat, kon-
krete termingebundene Aktionspläne aufzu-
stellen, um die Einziehung und den Einsatz
von Kindern unter Verstoß gegen die auf sie
anwendbaren internationalen Verpflichtun-
gen zu beenden;

b) ersucht den Generalsekretär, zur Förderung
einer wirksamen und koordinierten Weiter-
verfolgung dieser Resolution sicherzustel-
len, daß die Einhaltung durch die Parteien
im Rahmen der vorhandenen Ressourcen
in einem Prozeß, der alle Interessenträger
auf einzelstaatlicher Ebene einschließt, ein-
schließlich Regierungsvertreter, regelmäßig
überprüft wird, wobei die Koordinierung
durch eine vom Generalsekretär zu bestim-
mende Koordinierungsstelle erfolgen soll,
die einen Dialog zwischen den Parteien her-
beiführt, der zur Aufstellung termingebun-
dener Aktionspläne führt, mit dem Ziel, dem
Generalsekretär bis zum 31. Juli 2004 über
seinen Sonderbeauftragten Bericht zu er-
statten, eingedenk der Erfahrungen aus vor-
angegangenen Dialogen, die in Ziffer 77
des Berichts des Generalsekretärs erwähnt
werden;

c) bekundet seine Absicht, zu erwägen, im Rah-
men länderspezifischer Resolutionen geziel-
te und abgestufte Maßnahmen, wie ein Ver-
bot der Ausfuhr oder Lieferung von Klein-
waffen und leichten Waffen und sonstigem
militärischem Gerät sowie von militärischer
Hilfe, gegen diese Parteien zu verhängen,
falls sie die Aufnahme eines Dialogs ver-
weigern, keinen Aktionsplan aufstellen oder
die in ihrem Aktionsplan gemachten Zusa-
gen nicht erfüllen, eingedenk des Berichts
des Generalsekretärs;

6. nimmt außerdem mit tiefer Sorge davon Kennt-
nis, daß Parteien in anderen bewaffneten Kon-
flikten, die im Bericht des Generalsekretärs ge-
nannt sind, unter Verstoß gegen das anwendba-
re Völkerrecht betreffend die Rechte und den
Schutz von Kindern nach wie vor Kinder ein-
ziehen und einsetzen, fordert diese Parteien auf,
die Einziehung oder den Einsatz von Kindern
sofort einzustellen, und bekundet seine Absicht,
auf der Grundlage aktueller, objektiver, zutref-
fender und verlässlicher Informationen maßgeb-

licher Interessengruppen geeignete Maßnahmen
zur weiteren Auseinandersetzung mit diesem
Problem zu erwägen, im Einklang mit der Char-
ta der Vereinten Nationen, seinen Resolutionen
1379(2001) und 1460(2003) und dieser Reso-
lution;

7. beschließt, in die Mandate der Friedenssiche-
rungseinsätze der Vereinten Nationen auch künf-
tig spezifische Bestimmungen zum Schutz von
Kindern aufzunehmen, darunter von Fall zu Fall
die Abordnung von Kinderschutz-Beratern, und
ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen,
daß in der Vorbereitungsphase jedes Friedens-
sicherungseinsatzes der Vereinten Nationen sy-
stematisch die Notwendigkeit von Kinderschutz-
Beratern, ihre Zahl und ihre Rolle ermittelt
wird;

8. wiederholt seine Aufforderung an alle betei-
ligten Parteien, namentlich die Einrichtungen,
Fonds und Programme der Vereinten Nationen
sowie die Finanzinstitutionen, auch künftig da-
für zu sorgen, daß alle Kinder, die mit bewaff-
neten Kräften und Gruppen verbunden sind,
ebenso wie Fragen im Zusammenhang mit Kin-
dern systematisch in alle Entwaffnungs-, De-
mobilisierungs- und Wiedereingliederungspro-
zesse einbezogen werden, wobei den besonde-
ren Bedürfnissen und Fähigkeiten von Mädchen
Rechnung zu tragen und die Schulbildung be-
sonders zu betonen ist, namentlich die Überwa-
chung demobilisierter Kinder, unter anderem
durch die Schulen, um eine erneute Einziehung
zu verhindern, eingedenk der Bewertung be-
währter Praktiken, einschließlich derjenigen, die
in Ziffer 65 des Berichts des Generalsekretärs
genannt werden;

9. fordert die Staaten und das System der Verein-
ten Nationen auf, die wichtige Rolle anzuer-
kennen, die der Schulbildung in Konfliktgebie-
ten zukommt, wenn es darum geht, die Einzie-
hung beziehungsweise erneute Einziehung von
Kindern unter Verstoß gegen die Verpflichtun-
gen der Konfliktparteien aufzuhalten und zu ver-
hindern;

10. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von allen Fällen
sexueller Ausbeutung und des Mißbrauchs von
Frauen und Kindern, insbesondere Mädchen, in
humanitären Krisen, namentlich von den Fäl-
len, an denen humanitäre Helfer und Friedens-
sicherungskräfte beteiligt waren, ersucht die
truppenstellenden Länder, die von dem Ständi-
gen interinstitutionellen Ausschuß ausgearbei-
teten sechs Kerngrundsätze für Notsituationen
in einschlägige Verhaltenskodizes für Friedens-
sicherungspersonal aufzunehmen und geeigne-
te Disziplinar- und Rechenschaftsmechanismen
einzurichten, und begrüßt den Erlaß des Bulle-
tins des Generalsekretärs über besondere Maß-
nahmen zum Schutz vor sexueller Ausbeutung
und sexuellem Mißbrauch;

11. ersucht die Einrichtungen, Fonds und Program-
me der Vereinten Nationen, mit Unterstützung
der truppenstellenden Länder HIV/Aids-Auf-
klärungsprogramme durchzuführen und HIV-
Tests und entsprechende Beratungsdienste für
alle Friedenssicherungskräfte, Polizisten und hu-
manitären Mitarbeiter der Vereinten Nationen
anzubieten;

12. begrüßt die jüngsten Initiativen regionaler und
subregionaler Organisationen und Abmachun-
gen zum Schutz von Kindern, die von bewaff-
neten Konflikten betroffen sind, und nimmt in
dieser Hinsicht davon Kenntnis, daß die Wirt-
schaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staa-
ten (ECOWAS) einen Rahmen zur gleichbe-
rechtigten gegenseitigen Beurteilung im Hin-
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blick auf den Schutz von Kindern beschlossen
und die Europäische Union die ›Leitlinien zu
Kindern und bewaffneten Konflikten‹ verab-
schiedet hat, und legt diesen Organisationen und
Abmachungen nahe, ihre Anstrengungen in Zu-
sammenarbeit mit den Vereinten Nationen vor-
anzutreiben, indem sie unter anderem
a) den Schutz von Kindern, die von bewaffne-

ten Konflikten betroffen sind, in ihre Lob-
byarbeit und ihre Politiken und Programme
integrieren und dabei Mädchen besondere
Aufmerksamkeit widmen;

b) Mechanismen zur gleichberechtigten gegen-
seitigen Beurteilung sowie zur Überwa-
chung und Berichterstattung ausarbeiten;

c) innerhalb ihrer Sekretariate Mechanismen
zum Schutz von Kindern einrichten;

d) Kinderschutz-Personal und eine entsprechen-
de Schulung in ihre Friedens- und Feldmis-
sionen aufnehmen;

e) subregionale und interregionale Initiativen
einleiten, um für Kinder schädliche Aktivi-
täten in Konfliktzeiten, wie die grenzüber-
schreitende Einziehung und Entführung von
Kindern, den unerlaubten Transport von
Kleinwaffen und den unerlaubten Handel
mit natürlichen Ressourcen, zu beenden;

13. ermutigt zur Unterstützung des Auf- und Aus-
baus der Kapazitäten einzelstaatlicher und re-
gionaler Institutionen sowie lokaler und regio-
naler Netzwerke der Zivilgesellschaft, um den
Fortbestand lokaler Initiativen zur Vertretung
der Interessen, zum Schutz und zur Rehabilita-
tion der von bewaffneten Konflikten betroffe-
nen Kinder zu gewährleisten;

14. ersucht den Generalsekretär erneut, dafür zu sor-
gen, daß in allen seinen Berichten über länder-
spezifische Situationen der Schutz von Kindern
konkret behandelt wird, und bekundet seine Ab-
sicht, den darin enthaltenen Informationen sei-
ne volle Aufmerksamkeit zu widmen, wenn er
sich mit den Situationen auf seiner Tagesord-
nung befaßt, und betont in dieser Hinsicht die
Hauptverantwortung der Friedenssicherungsmis-
sionen und der Landesteams der Vereinten Na-
tionen, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats
sicherzustellen, daß wirksame Folgemaßnahmen
zu dieser und den anderen Resolutionen ergrif-
fen werden;

15. ersucht den Generalsekretär ferner, bis zum 31.
Oktober 2004 einen Bericht über die Durch-
führung dieser Resolution sowie seiner Reso-
lutionen 1379(2001) und 1460(2003) vorzule-
gen, der unter anderem folgende Angaben ent-
hält:
a) Angaben darüber, inwieweit die in seinem

Bericht genannten Parteien in bewaffneten
Konflikten, die auf der Tagesordnung des
Sicherheitsrats stehen, im Einklang mit Zif-
fer 5, sowie die in seinem Bericht genann-
ten Parteien in anderen bewaffneten Kon-
flikten, im Einklang mit Ziffer 6, ihre Zu-
sagen eingehalten beziehungsweise Fort-
schritte dabei erzielt haben, die Einziehung
oder den Einsatz von Kindern in bewaffne-
ten Konflikten unter Verstoß gegen das an-
wendbare Völkerrecht betreffend die Rech-
te und den Schutz von Kindern zu beenden,
eingedenk aller sonstigen Verletzungen und
Mißhandlungen von Kindern, die von be-
waffneten Konflikten betroffen sind;

b) Angaben über Fortschritte im Hinblick auf
den in Ziffer 2 angeforderten Aktionsplan,
der die Einrichtung eines systematischen
und umfassenden Überwachungs- und Be-
richterstattungsmechanismus vorsieht;

c) Angaben über die Aufnahme der in seinem
Bericht umrissenen bewährten Praktiken für
Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wie-
dereingliederungsprogramme;

16. beschließt, mit dieser Angelegenheit aktiv be-
faßt zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Liberia

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einfrieren
von Geldern und Vermögenswerten des ehema-
ligen liberianischen Präsidenten Charles Tay-
lor. – Resolution 1532(2004) vom 12. März
2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolution 1521(2003)

vom 22. Dezember 2003 sowie seine anderen
früheren Resolutionen und die Erklärungen sei-
nes Präsidenten zur Situation in Liberia und
Westafrika,

– mit Besorgnis feststellend, daß die Handlungen
und das politische Vorgehen des ehemaligen li-
berianischen Präsidenten Charles Taylor und an-
derer Personen, die insbesondere die Ressour-
cen Liberias geplündert und außer Landes ge-
schafft und liberianische Gelder und Vermögens-
werte verborgen haben, den Übergang Liberias
zur Demokratie und die geordnete Entwicklung
seiner politischen, administrativen und wirt-
schaftlichen Institutionen und Ressourcen un-
tergraben haben,

– in der Erkenntnis, daß der Transfer veruntreuter
Gelder und Vermögenswerte ins Ausland nach-
teilige Auswirkungen auf Liberia hat und daß
die internationale Gemeinschaft so bald wie mög-
lich im Einklang mit Ziffer 6 sicherstellen muß,
daß diese Gelder und Vermögenswerte nach
Liberia zurückgeführt werden,

– sowie seine Besorgnis darüber bekundend, daß
der ehemalige Präsident Taylor in Zusammen-
arbeit mit anderen Personen, die noch eng mit
ihm verbunden sind, nach wie vor Kontrolle über
derartige veruntreute Gelder und Vermögens-
werte ausübt und darauf Zugriff hat, was es ihm
und den mit ihm verbundenen Personen ermög-
licht, Tätigkeiten nachzugehen, die den Frie-
den und die Stabilität in Liberia und in der Re-
gion untergraben,

– feststellend, daß diese Situation eine Bedro-
hung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit in Westafrika und insbesondere des
Friedensprozesses in Liberia darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, mit dem Ziel, den ehemaligen libe-
rianischen Präsidenten Charles Taylor, seine un-
mittelbaren Familienangehörigen, insbesonde-
re Jewell Howard Taylor und Charles Taylor Jr.,
hohe Amtsträger des ehemaligen Taylor-Regi-
mes oder andere enge Verbündete oder mit ihm
verbundene Personen, die von dem Ausschuß
nach Ziffer 21 der Resolution 1521(2003) (im
folgenden ›der Ausschuß‹) benannt werden, dar-
an zu hindern, daß sie veruntreute Gelder und
Vermögenswerte nutzen, um die Wiederherstel-
lung des Friedens und der Stabilität in Liberia
und in der Subregion zu behindern, daß alle Staa-
ten, in denen sich am Datum der Verabschie-
dung dieser Resolution oder zu einem späteren
Zeitpunkt Gelder, andere finanzielle Vermö-

genswerte und wirtschaftliche Ressourcen be-
finden, die Charles Taylor, Jewell Howard Tay-
lor und Charles Taylor Jr. und/oder anderen vom
Ausschuß benannten Einzelpersonen gehören
oder direkt oder indirekt von ihnen kontrolliert
werden, einschließlich Gelder, anderer finanziel-
ler Vermögenswerte und wirtschaftlicher Res-
sourcen, die von Einrichtungen gehalten wer-
den, die sich im Eigentum oder unter der direk-
ten oder indirekten Kontrolle der genannten Per-
sonen oder von in ihrem Namen oder auf ihre
Anweisung handelnden Personen befinden, die
vom Ausschuß benannt wurden, unverzüglich
alle derartigen Gelder, anderen finanziellen Ver-
mögenswerte und wirtschaftlichen Ressourcen
einfrieren werden, und daß sie sicherstellen wer-
den, daß weder diese noch andere Gelder, ande-
re finanzielle Vermögenswerte oder wirtschaft-
liche Ressourcen von ihren Staatsangehörigen
oder anderen Personen innerhalb ihres Hoheits-
gebiets solchen Personen direkt oder indirekt
zur Verfügung gestellt werden oder ihnen zu-
gute kommen;

2. beschließt, daß die Bestimmungen von Ziffer 1
nicht für Gelder, andere finanzielle Vermögens-
werte und wirtschaftliche Ressourcen gelten, die
auf Grund einer Entscheidung des betreffenden
Staats beziehungsweise der betreffenden Staaten
a) für Grundausgaben notwendig sind, nament-

lich für die Bezahlung von Nahrungsmit-
teln, Mieten oder Hypotheken, Medikamen-
ten und medizinischer Behandlung, Steu-
ern, Versicherungsprämien und Gebühren
öffentlicher Versorgungseinrichtungen, oder
ausschließlich der Bezahlung angemesse-
ner Honorare und der Rückerstattung von
Ausgaben im Zusammenhang mit der Be-
reitstellung rechtlicher Dienste oder der Be-
zahlung von Gebühren oder Kosten für die
routinemäßige Verwahrung oder Verwal-
tung eingefrorener Gelder, anderer finanzi-
eller Vermögenswerte und wirtschaftlicher
Ressourcen dienen, mit der Maßgabe, daß
der betreffende Staat beziehungsweise die
betreffenden Staaten dem Ausschuß zuvor
ihre Absicht notifiziert haben, bei Bedarf den
Zugriff auf diese Gelder, anderen finanziel-
len Vermögenswerte und wirtschaftlichen
Ressourcen zu genehmigen, und daß der Aus-
schuß binnen zwei Arbeitstagen nach einer
solchen Notifizierung keinen abschlägigen
Bescheid erteilt;

b) für die Deckung außerordentlicher Ausga-
ben erforderlich sind, mit der Maßgabe, daß
der betreffende Staat beziehungsweise die
betreffenden Staaten dem Ausschuß eine der-
artige Entscheidung notifiziert haben und
er diese genehmigt hat; oder

c) Gegenstand eines Pfandrechts oder einer
Entscheidung eines Gerichts, einer Verwal-
tungsstelle oder eines Schiedsgerichts sind,
in welchem Fall die Gelder, anderen finan-
ziellen Vermögenswerte und wirtschaftli-
chen Ressourcen dazu genutzt werden kön-
nen, Forderungen aus diesem Pfandrecht
oder dieser Entscheidung zu befriedigen,
vorausgesetzt, das Pfandrecht oder die Ent-
scheidung bestand vor dem Datum dieser
Resolution, begünstigt nicht eine in Ziffer
1 genannte Person oder eine vom Ausschuß
benannte Einzelperson oder Einrichtung, und
wurde dem Ausschuß durch den betreffen-
den Staat beziehungsweise die betreffen-
den Staaten notifiziert;

3. beschließt, daß alle Staaten gestatten können,
daß den Konten, die den Bestimmungen von
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Ziffer 1 unterliegen, Folgendes gutgeschrieben
wird:
a) fällige Zinsen oder sonstige Erträge dieser

Konten und
b) fällige Zahlungen auf Grund von Verträgen,

Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die
vor dem Datum entstanden sind, ab dem die-
se Konten den Bestimmungen von Ziffer 1
unterliegen, vorausgesetzt, daß derartige Zin-
sen, sonstige Erträge und Zahlungen diesen
Bestimmungen auch weiterhin unterliegen;

4. beschließt ferner, daß der Ausschuß
a) Einzelpersonen und Einrichtungen der in

Ziffer 1 beschriebenen Art benennt und ei-
ne Liste dieser Einzelpersonen und Einrich-
tungen umgehend an alle Staaten verteilt,
namentlich indem er die Liste auf die Inter-
netseite des Ausschußes stellt;

b) die Liste der vom Ausschuß benannten Ein-
zelpersonen und Einrichtungen, die den in
Ziffer 1 genannten Maßnahmen unterliegen,
führt und regelmäßig aktualisiert und alle
sechs Monate überprüft;

c) die Staaten gegebenenfalls beim Aufspüren
und Einfrieren der Gelder, anderen finanzi-
ellen Vermögenswerte und wirtschaftlichen
Ressourcen dieser Einzelpersonen und Ein-
richtungen unterstützt;

d) von allen Staaten Informationen über die
Maßnahmen einholt, die sie ergriffen ha-
ben, um solche Gelder, anderen finanziel-
len Vermögenswerte und wirtschaftlichen
Ressourcen aufzuspüren und einzufrieren;

5. beschließt, die in Ziffer 1 verhängten Maßnah-
men mindestens einmal jährlich zu überprü-
fen, wobei die erste Überprüfung am 22. De-
zember 2004 zusammen mit seiner Überprü-
fung der in den Ziffern 2, 4, 6 und 10 der Re-
solution 1521(2003) verhängten Maßnahmen
stattfinden wird, und zu diesem Zeitpunkt zu
beschließen, welche weiteren Maßnahmen an-
gemessen sind;

6. bekundet seine Absicht, zu erwägen, ob und
wie die gemäß Ziffer 1 eingefrorenen Gelder,
anderen finanziellen Vermögenswerte und wirt-
schaftlichen Ressourcen der Regierung Liberias
zur Verfügung gestellt werden können, sobald
die Regierung transparente Rechnungslegungs-
und Rechnungsprüfungsmechanismen geschaf-
fen hat, um die verantwortungsvolle Nutzung
der Staatseinnahmen sicherzustellen, damit sie
dem Volk Liberias unmittelbar zugute kommen;

7. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Bewertung
der gegen Liberia verlängerten Maßnahmen. –
Resolution 1549(2004) vom 17. Juni 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen,

insbesondere Resolution 1521(2003) vom 22.
Dezember 2003 und Resolution 1532(2004) vom
12. März 2004, über die Situation in Liberia und
Westafrika,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs über Liberia vom 26. Mai 2004 (S/
2004/428) und dem Bericht der Sachverständi-
gengruppe für Liberia vom 1. Juni 2004 (S/2004/
396), die beide gemäß Resolution 1521(2003)
vorgelegt wurden,

– sowie Kenntnis nehmend von den Auffassun-
gen, die am 3. Juni 2004 im Sicherheitsrat vom
Vorsitzenden der Nationalen Übergangsregie-
rung Liberias vertreten wurden, der um die Auf-
hebung der gegenwärtigen Sanktionen gegen li-
berianisches Holz und liberianische Diamanten
bat, sowie von dem Ersuchen, daß Sachverstän-
dige des Rates innerhalb der nächsten 90 Tage
Liberia besuchen sollen, um festzustellen, in wel-
chem Maße die Nationale Übergangsregierung
Liberias die Bedingungen für die Aufhebung der
Sanktionen erfüllt hat,

1. beschließt, die nach Ziffer 22 der Resolution
1521(2003) ernannte Sachverständigengruppe
für einen weiteren, spätestens am 30. Juni be-
ginnenden und am 21. Dezember 2004 enden-
den Zeitraum wieder einzusetzen, mit dem Auf-
trag, die nachstehenden Aufgaben wahrzuneh-
men:
a) eine Anschlußbewertungsmission in Libe-

ria und seinen Nachbarstaaten durchzufüh-
ren, um die Durchführung der in den Zif-
fern 2, 4, 6 und 10 der Resolution 1521
(2003) genannten Maßnahmen sowie Ver-
stöße dagegen, insbesondere laufende Ver-
stöße, zu untersuchen, einschließlich Ver-
stöße unter Beteiligung von Rebellenbewe-
gungen und Nachbarländern, und einen Be-
richt darüber zu erstellen, der alle Informa-
tionen enthält, die für die Benennung der in
Ziffer 4 a) der Resolution 1521(2003) be-
schriebenen Personen durch den Ausschuß
nach Resolution 1521(2003) (im folgenden
›der Ausschuß‹) von Belang sind, sowie An-
gaben über die verschiedenen Quellen zur
Finanzierung des unerlaubten Waffenhan-
dels, wie etwa die natürlichen Ressourcen;

b) die Fortschritte bei der Verwirklichung der
in den Ziffern 5, 7 und 11 der Resolution
1521(2003) genannten Ziele zu bewerten;

c) die Durchführung und Durchsetzung der mit
Ziffer 1 der Resolution 1532(2004) ver-
hängten Maßnahmen, insbesondere in Libe-
ria und seinen Nachbarstaaten sowie in an-
deren Regionen, zu überwachen und dem
Ausschuß alle von der Sachverständigen-
gruppe gesammelten Informationen zur Ver-
fügung zu stellen, die die Identifizierung der
in Ziffer 1 der Resolution 1532(2004) be-
schriebenen Personen und Stellen erleich-
tern, und ihm Empfehlungen zu der techni-
schen Hilfe vorzulegen, die Liberia und an-
dere Staaten zur Durchführung der genann-
ten Maßnahmen gegebenenfalls benötigen;

d) die sozioökonomischen und humanitären
Auswirkungen der mit den Resolutionen
1521(2003) und 1532(2004) verhängten
Maßnahmen zu bewerten;

2. ersucht die Sachverständigengruppe ferner, dem
Rat über den Ausschuß spätestens bis zum 30.
September 2004 einen Halbzeitbericht mit sei-
nen Bemerkungen und Empfehlungen zur Prü-
fung vorzulegen, unter Berücksichtigung der
Fortschritte, die bei der Verwirklichung der in
Resolution 1521(2003), insbesondere in deren
Ziffern 7 und 11, genannten Ziele erreicht wur-
den, und ersucht die Sachverständigengruppe
außerdem, dem Rat über den Ausschuß bis spä-
testens 10. Dezember 2004 einen abschließen-
den Bericht vorzulegen, in dem alle ihr in Zif-
fer 1 übertragenen Aufgaben erfaßt sind;

3. ersucht den Generalsekretär, nach der Verab-
schiedung dieser Resolution und im Benehmen
mit dem Ausschuß tätig werdend, bis zum 30.
Juni 2004 bis zu fünf Sachverständige zu er-
nennen, die über die zur Erfüllung des oben ge-

nannten Auftrags der Sachverständigengruppe
erforderlichen breit gefächerten Sachkenntnis-
se verfügen, und dabei so weit wie möglich und
nach Bedarf den Sachverstand der Mitglieder
der nach Ziffer 22 der Resolution 1521(2003)
ernannten Sachverständigengruppe heranzuzie-
hen, und ersucht den Generalsekretär ferner, die
erforderlichen finanziellen Vorkehrungen zu tref-
fen, um die Arbeit der Sachverständigengruppe
zu unterstützen;

4. ermutigt die Nationale Übergangsregierung Li-
berias, umgehende Maßnahmen zu ergreifen, um
eine wirksame Herkunftszeugnisregelung für den
Handel mit liberianischen Rohdiamanten fest-
zulegen, die transparent und international veri-
fizierbar ist, und fordert sie nachdrücklich auf,
die holzproduzierenden Gebiete ihrer vollen Ge-
walt und Kontrolle zu unterstellen und erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzu-
stellen, daß die Staatseinkünfte aus der liberia-
nischen Holzindustrie nicht zur Schürung des
Konflikts oder anderweitig unter Verstoß gegen
die Ratsresolutionen verwendet werden, son-
dern vielmehr für legitime Zwecke zugunsten
des liberianischen Volkes, namentlich für die
Entwicklung;

5. fordert die Staaten, die zuständigen internatio-
nalen Organisationen und andere Stellen, die da-
zu in der Lage sind, abermals auf, der Nationa-
len Übergangsregierung Liberias bei der Ver-
wirklichung der in den Ziffern 5, 7 und 11 der
Resolution 1521(2003) genannten Ziele Hilfe
anzubieten;

6. wiederholt außerdem ihre früheren Appelle an
die internationale Gemeinschaft, rechtzeitig aus-
reichende Hilfe für den Wiederaufbau und die
wirtschaftliche Gesundung Liberias bereitzu-
stellen und insbesondere die auf der Konferenz
für den Wiederaufbau Liberias am 5. und 6. Fe-
bruar 2004 in New York gemachten Beitrags-
zusagen einzulösen;

7. fordert alle Staaten, die zuständigen Organe der
Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls an-
dere Organisationen und interessierte Parteien
nachdrücklich auf, mit dem Ausschuß und der
Sachverständigengruppe umfassend zusammen-
zuarbeiten, namentlich indem sie ihnen Infor-
mationen über mögliche Verstöße gegen die mit
den Ziffern 2, 4, 6 und 10 der Resolution 1521
(2003) und Ziffer 1 der Resolution 1532(2004)
verhängten Maßnahmen übermitteln;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Ostafrikanisches Zwischenseengebiet

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Durchfüh-
rung des gegen die an dem Konflikt im Osten
der Demokratischen Republik Kongo beteilig-
ten bewaffneten Gruppen verhängten Waffen-
embargos. – Resolution 1533(2004) vom 12.
März 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

sowie die Erklärungen seines Präsidenten be-
treffend die Demokratische Republik Kongo,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner Besorgnis
über die Anwesenheit bewaffneter Gruppen und
Milizen im östlichen Teil der Demokratischen
Republik Kongo, insbesondere in Nord- und Süd-
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kivu und in Ituri, wodurch in der gesamten Re-
gion weiter ein Klima der Unsicherheit herrscht,

– den anhaltenden illegalen Zustrom von Waffen
in die Demokratische Republik Kongo verur-
teilend und seine Entschlossenheit bekundend,
die Einhaltung des mit seiner Resolution 1493
(2003) vom 28. Juli 2003 verhängten Waffen-
embargos genau zu überwachen,

– unter Hervorhebung des Rechts des kongolesi-
schen Volkes, seine eigenen natürlichen Res-
sourcen zu kontrollieren, in diesem Zusammen-
hang unter Hinweis auf die Erklärung seines
Präsidenten vom 19. November 2003 (S/PRST/
2003/21), in der die Verbindung hervorgehoben
wird, die im Zusammenhang mit dem anhalten-
den Konflikt zwischen der illegalen Ausbeu-
tung der natürlichen Ressourcen und dem uner-
laubten Handel mit Rohstoffen und Waffen be-
steht, wie in dem Schluß bericht der Sachver-
ständigengruppe für die illegale Ausbeutung der
natürlichen Ressourcen und anderer Reichtü-
mer in der Demokratischen Republik Kongo
(S/2003/1027) unterstrichen wird, und zu die-
sem Zweck betonend, daß alle Mitgliedstaaten
darauf hinarbeiten müssen, der illegalen Aus-
beutung der natürlichen Ressourcen ein Ende
zu setzen,

– allen Unterzeichnerstaaten der Erklärung von
Nairobi vom 15. März 2000 über das Problem
der Verbreitung illegaler Kleinwaffen und leich-
ter Waffen im ostafrikanischen Zwischenseen-
gebiet und am Horn von Afrika nahelegend, die
in dem Koordinierten Aktionsprogramm vorge-
sehenen Maßnahmen als wichtiges Mittel zur
Unterstützung der mit Ziffer 20 der Resolu-
tion 1493(2003) verhängten Maßnahmen rasch
durchzuführen,

– Kenntnis nehmend von dem 14. Bericht des
Generalsekretärs über die Mission der Organi-
sation der Vereinten Nationen in der Demokra-
tischen Republik Kongo (MONUC) vom 17.
November 2003 (S/2003/1098) und von den
darin enthaltenen Empfehlungen,

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-
tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. bekräftigt seine Forderung in Ziffer 20 der Re-
solution 1493(2003), daß alle Staaten die erfor-
derlichen Maßnahmen ergreifen, um die Liefe-
rung von Rüstungsgütern und sonstigem Wehr-
material sowie die Bereitstellung jedweder Hil-
fe an alle in Nord- und Südkivu sowie in Ituri
operierenden bewaffneten Gruppen sowie an
Gruppen, die nicht Vertragsparteien des am 17.
Dezember 2002 in Pretoria unterzeichneten Glo-
balen und alle Seiten einschließenden Überein-
kommens über den Übergang in der Demokra-
tischen Republik Kongo sind, zu verhindern;

2. begrüßt die in Ziffer 72 des 14. Berichts des
Generalsekretärs über die MONUC enthaltenen
Empfehlungen;

3. ersucht die MONUC, auch weiterhin im Rah-
men ihrer Möglichkeiten alle Mittel zu nutzen,
um die in Ziffer 19 der Resolution 1493(2003)
beschriebenen Aufgaben auszuführen und ins-
besondere, wenn sie es für notwendig hält ohne
vorherige Ankündigung, die Fracht der Luft-
fahrzeuge und aller Transportfahrzeuge zu in-
spizieren, die Häfen, Flughäfen, Flugfelder, Mi-
litärstützpunkte und Grenzübergänge in Nord-
und Südkivu und in Ituri benutzen;

4. ermächtigt die MONUC, sämtliche Rüstungs-
güter und sonstiges Wehrmaterial, deren Prä-

senz im Hoheitsgebiet der Demokratischen Re-
publik Kongo gegen die mit Ziffer 20 der Reso-
lution 1493(2003) verhängten Maßnahmen ver-
stößt, gegebenenfalls zu beschlagnahmen oder
einzusammeln und sie auf geeignete Weise zu
entsorgen;

5. wiederholt seine Forderung, daß alle Parteien
dem Personal der MONUC im Einklang mit den
Ziffern 15 und 19 der Resolution 1493(2003) so-
fortigen, bedingungslosen und uneingeschränk-
ten Zugang gewähren, um ihm die Durchfüh-
rung der in den Ziffern 3 und 4 genannten Auf-
gaben zu ermöglichen;

6. verurteilt erneut die fortgesetzte illegale Aus-
beutung der natürlichen Ressourcen in der De-
mokratischen Republik Kongo, insbesondere im
östlichen Teil des Landes, die zur Perpetuierung
des Konflikts beiträgt, und bekräftigt, wie wich-
tig es ist, diesen illegalen Aktivitäten ein Ende
zu setzen, indem erforderlichenfalls der nötige
Druck auf die bewaffneten Gruppen, die illega-
len Handel Betreibenden und alle anderen be-
teiligten Akteure ausgeübt wird;

7. fordert alle Staaten, und insbesondere die Staa-
ten in der Region, nachdrücklich auf, geeignete
Schritte zur Beendigung dieser illegalen Akti-
vitäten zu unternehmen, nach Möglichkeit auch
mit gerichtlichen Mitteln, und dem Rat erfor-
derlichenfalls Bericht zu erstatten;

8. beschließt, im Einklang mit Regel 28 seiner
vorläufigen Geschäftsordnung einen aus allen
Ratsmitgliedern bestehenden Ausschuß des Si-
cherheitsrats (›der Ausschuß‹) einzusetzen, mit
den folgenden Aufgaben:
a) von allen Staaten, insbesondere den Staa-

ten in der Region, Informationen über die
Schritte einzuholen, die sie zur wirksamen
Durchführung der mit Ziffer 20 der Reso-
lution 1493(2003) verhängten Maßnahmen
und zur Einhaltung der Ziffern 18 und 24
derselben Resolution unternommen haben,
und von ihnen anschließend alle weiteren
Informationen anzufordern, die er für nütz-
lich erachtet, namentlich indem den Staa-
ten Gelegenheit gegeben wird, auf Ersu-
chen des Ausschusses Vertreter zu dem Aus-
schuß zu entsenden, um einschlägige Fra-
gen eingehender zu erörtern;

b) Informationen über behauptete Verstöße ge-
gen die mit Ziffer 20 der Resolution 1493
(2003) verhängten Maßnahmen sowie In-
formationen über mutmaßliche Waffenbe-
wegungen, auf die in den Berichten der Sach-
verständigengruppe für die illegale Ausbeu-
tung der natürlichen Ressourcen und ande-
rer Reichtümer der Demokratischen Repu-
blik Kongo hingewiesen wurde, zu prüfen
und daraufhin geeignete Maßnahmen zu tref-
fen und dabei nach Möglichkeit die natürli-
chen und juristischen Personen, deren Betei-
ligung an solchen Verstößen gemeldet wur-
de, sowie die dafür benutzten Luftfahrzeuge
oder sonstigen Fahrzeuge zu identifizieren;

c) dem Rat regelmäßige Tätigkeitsberichte samt
Anmerkungen und Empfehlungen vorzule-
gen, insbesondere darüber, wie die Wirk-
samkeit der mit Ziffer 20 der Resolution
1493(2003) verhängten Maßnahmen erhöht
werden kann;

d) die in Ziffer 10 g) genannten Listen zu prü-
fen, mit dem Ziel, dem Rat Empfehlungen
zu möglichen künftigen Maßnahmen vor-
zulegen, die in dieser Hinsicht ergriffen wer-
den könnten;

e) von den Staaten nach Ziffer 21 der Resolu-
tion 1493(2003) übermittelte Notifikationen

vorab entgegenzunehmen und nach Bedarf
über die gegebenenfalls zu treffenden Maß-
nahmen zu entscheiden;

9. ersucht alle Staaten, insbesondere die Staaten
in der Region, dem Ausschuß innerhalb von 60
Tagen nach der Verabschiedung dieser Reso-
lution über die Schritte Bericht zu erstatten, die
sie zur Durchführung der mit Ziffer 20 der Re-
solution 1493(2003) verhängten Maßnahmen
unternommen haben, und ermächtigt den Aus-
schuß, von den Mitgliedstaaten danach alle wei-
teren Informationen anzufordern, die er für not-
wendig erachtet;

10. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit
dem Ausschuß innerhalb von 30 Tagen nach der
Verabschiedung dieser Resolution für einen
am 28. Juli 2004 endenden Zeitraum eine aus
höchstens vier Mitgliedern bestehende Sachver-
ständigengruppe (›die Sachverständigengrup-
pe‹) einzusetzen, die über die erforderlichen
Fachkenntnisse verfügt, um den folgenden Auf-
trag auszuführen:
a) die von der MONUC im Rahmen ihres Über-

wachungsauftrags gesammelten Informati-
onen zu untersuchen und auszuwerten;

b) in der Demokratischen Republik Kongo,
den Ländern der Region und nach Bedarf
in anderen Ländern in Zusammenarbeit mit
den Regierungen dieser Länder alle sach-
dienlichen Informationen über den Zustrom
von Rüstungsgütern und sonstigem Wehr-
material sowie über Netzwerke, die unter
Verstoß gegen die mit Ziffer 20 der Re-
solution 1493(2003) verhängten Maßnah-
men tätig sind, zu sammeln und auszu-
werten;

c) zu prüfen und gegebenenfalls darüber Emp-
fehlungen abzugeben, wie die Kapazitäten
der interessierten Staaten, insbesondere der
Staaten in der Region, die wirksame Durch-
führung der mit Ziffer 20 der Resolution
1493(2003) verhängten Maßnahmen zu ge-
währleisten, verbessert werden können;

d) dem Rat über den Ausschuß bis zum 15.
Juli 2004 schriftlich über die Durchführung
der mit Ziffer 20 der Resolution 1493(2003)
verhängten Maßnahmen Bericht zu erstat-
ten und diesbezügliche Empfehlungen ab-
zugeben;

e) den Ausschuß häufig über ihre Tätigkeiten
zu unterrichten;

f) nach Bedarf mit der MONUC Informati-
onen auszutauschen, die für die Erfüllung
ihres in den Ziffern 3 und 4 beschriebenen
Überwachungsauftrags nützlich sein kön-
nen;

g) im Hinblick auf mögliche künftige Maßnah-
men des Rates in ihre Berichte an den Aus-
schuß eine durch Beweismaterial gestützte
Liste derjenigen aufzunehmen, die nachweis-
lich gegen die mit Ziffer 20 der Resolution
1493(2003) verhängten Maßnahmen versto-
ßen haben, sowie derjenigen, die sie nach-
weislich bei derartigen Tätigkeiten unter-
stützt haben;

11. ersucht den Sonderbeauftragten des Generalse-
kretärs für die Demokratische Republik Kon-
go, die von der MONUC gesammelten und nach
Möglichkeit von der Sachverständigengruppe
geprüften Informationen betreffend die Belie-
ferung von bewaffneten Gruppen und Milizen
mit Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmate-
rial sowie jede etwaige Präsenz ausländischen
Militärs in der Demokratischen Republik Kon-
go nach Bedarf über den Ausschuß dem Sicher-
heitsrat zu übermitteln;
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12. fordert alle Staaten, die zuständigen Organe der
Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls an-
dere Organisationen und interessierte Parteien
nachdrücklich auf, mit dem Ausschuß, der Sach-
verständigengruppe und der MONUC voll zu-
sammenzuarbeiten, namentlich indem sie ihnen
alle ihnen zur Verfügung stehenden Informa-
tionen über mögliche Verstöße gegen die mit
Ziffer 20 der Resolution 1493(2003) verhäng-
ten Maßnahmen übermitteln;

13. fordert die internationale Gemeinschaft, insbe-
sondere die in Betracht kommenden internatio-
nalen Sonderorganisationen, auf, der Regierung
der Demokratischen Republik Kongo finanziel-
le und technische Hilfe zu gewähren, damit sie
eine wirksame Kontrolle über ihre Grenzen und
ihren Luftraum ausüben kann;

14. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 14. Mai 2004 (UN-Dok. S/PRST/2004/
15)

Auf der 4969. Sitzung des Sicherheitsrats am 14.
Mai 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation betreffend die Demokratische Re-
publik Kongo‹ durch den Rat im Namen des Rates
die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekundet seine ernste Besorg-
nis über jüngste Meldungen, wonach Elemente der
rwandischen Armee in die Demokratische Repu-
blik Kongo eingefallen sind.
Der Sicherheitsrat bekundet ferner seine Besorgnis
über die Meldungen, wonach die Demokratischen
Kräfte zur Befreiung Rwandas (FDLR) ihre mili-
tärischen Aktivitäten im Osten der Demokratischen
Republik Kongo verstärkt haben und in das Ho-
heitsgebiet Rwandas eingefallen sind.
Der Sicherheitsrat verurteilt in diesem Zusammen-
hang jede Einschränkung der Bewegungsfreiheit der
Mission der Organisation der Vereinten Nationen
in der Demokratischen Republik Kongo (MONUC),
bekräftigt seine volle Unterstützung für die Bemüh-
ungen der MONUC, die Situation im Osten der De-
mokratischen Republik Kongo zu stabilisieren, und
bittet die MONUC, ihm auch weiterhin im Ein-
klang mit ihrem Mandat über die militärische Lage
im Osten der Demokratischen Republik Kongo Be-
richt zu erstatten.
Der Sicherheitsrat mißt der Achtung der nationa-
len Souveränität und der territorialen Unversehrt-
heit der Demokratischen Republik Kongo große
Bedeutung bei und verurteilt jeden Verstoß dage-
gen sowie jeden Verstoß gegen seine einschlägi-
gen Resolutionen.
Desgleichen mißt der Sicherheitsrat der Achtung
der nationalen Souveränität und der territorialen
Unversehrtheit Rwandas große Bedeutung bei und
verurteilt jeden Einfall bewaffneter Gruppen in
dieses Land.
Der Sicherheitsrat verlangt, daß die Regierung
Rwandas Maßnahmen ergreift, um jede Präsenz
ihrer Truppen auf dem Hoheitsgebiet der Demo-
kratischen Republik Kongo zu verhindern.
Der Sicherheitsrat fordert die Regierungen der De-
mokratischen Republik Kongo und Rwandas auf,
mit Hilfe der MONUC eine gemeinsame Unter-
suchung über den Inhalt der jüngsten Meldungen

über bewaffnete Einfälle über ihre gemeinsame
Grenze hinweg vorzunehmen.
Der Sicherheitsrat fordert beide Regierungen fer-
ner auf, Grenzschutzmechanismen einzurichten,
um zu verhindern, daß sich solche Vorfälle wie-
derholen.
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Unterstützung
für die von den Regierungen der Demokratischen
Republik Kongo und Rwandas am 27. November
2003 in Pretoria eingegangenen Verpflichtungen
und fordert beide Regierungen nachdrücklich auf,
die in dem Kommuniqué gleichen Datums enthal-
tenen Bestimmungen rasch durchzuführen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht ferner, daß die Ent-
waffnung und Demobilisierung aller bewaffneten
Gruppen, darunter insbesondere der Kombattanten
der ehemaligen rwandischen Streitkräfte (ex-FAR)
und der Interahamwe, eine unabdingbare Voraus-
setzung für die Beilegung des Konflikts in der De-
mokratischen Republik Kongo ist, und fordert die
Regierungen Rwandas und der Demokratischen Re-
publik Kongo auf, alle erforderlichen Maßnahmen
zu ergreifen, um die zügige und freiwillige Rück-
führung rwandischer Kombattanten aus der Demo-
kratischen Republik Kongo zu erleichtern.
Der Sicherheitsrat legt den Regierungen der De-
mokratischen Republik Kongo und Rwandas nahe,
weitere Maßnahmen zur Normalisierung ihrer Be-
ziehungen zu ergreifen, würdigt in diesem Zusam-
menhang die Bemühungen der Regierung der De-
mokratischen Republik Kongo, die zur Festnahme
des unter anderem wegen Völkermords angeklag-
ten Yusufu Munyakazi und seiner späteren Über-
stellung an den Internationalen Strafgerichtshof für
Rwanda führten, und fordert alle Mitgliedstaaten
auf, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um
die von dem Gerichtshof gesuchten Verdächtigen
festzunehmen und diesem zu überstellen.
Der Sicherheitsrat legt allen Regierungen in der
Region eindringlich nahe, die Wiederherstellung des
Vertrauens zwischen Nachbarländern zu fördern,
im Einklang mit der von den politischen Führern
der Region am 25. September 2003 in New York
verabschiedeten Grundsatzerklärung über gutnach-
barliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwi-
schen den Regierungen der Demokratischen Repu-
blik Kongo, Burundis, Rwandas und Ugandas, mit
dem Ziel, die Normalisierung ihrer Beziehungen zu
erreichen.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsidenten
vom 7. Juni 2004 (UN-Dok. S/PRST/2004/19)

Auf der 4985. Sitzung des Sicherheitsrats am 7.
Juni 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation betreffend die Demokratische Re-
publik Kongo‹ durch den Rat im Namen des Rates
die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat verurteilt mit äußerster Ent-
schiedenheit die Einnahme der Stadt Bukavu am 2.
Juni 2004 durch bewaffnete Rebellenkräfte unter
der Führung ehemaliger Kommandeure der Kongo-
lesischen Sammlungsbewegung für die Demokra-
tie (RCD-Goma), des Generalmajors Laurent Nkun-
da, des Obersten Jules Mutebusi und anderer. Er
verurteilt außerdem die Greueltaten und Menschen-
rechtsverletzungen, zu denen es in diesem Zusam-
menhang gekommen ist. Er bekundet seine tiefe
Sorge über Berichte über Militäraktionen, die die-
se bewaffneten Kräfte in anderen Teilen der De-
mokratischen Republik Kongo durchgeführt haben.

Er ist der Auffassung, daß alle solche Aktionen ei-
ne ernsthafte Bedrohung des Friedensprozesses und
des Übergangs darstellen, und verlangt, daß sie so-
fort eingestellt werden.
Der Rat bekräftigt sein Bekenntnis zur Achtung der
nationalen Souveränität, territorialen Unversehrt-
heit und politischen Unabhängigkeit der Demokra-
tischen Republik Kongo. Er bekundet seine Soli-
darität mit dem kongolesischen Volk und seine un-
eingeschränkte Unterstützung für die Regierung der
nationalen Einheit und des Übergangs. Er fordert
die sofortige friedliche Ausweitung der staatlichen
Autorität auf das gesamte kongolesische Hoheits-
gebiet, insbesondere Bukavu.
Der Sicherheitsrat fordert alle in der Regierung der
nationalen Einheit und des Übergangs vertretenen
Parteien nachdrücklich auf, sich auch weiterhin un-
eingeschränkt zu dem Friedensprozeß zu bekennen
und alles zu unterlassen, was die Einheit der Über-
gangsregierung gefährden könnte.
Der Sicherheitsrat richtet eine feierliche Warnung
an die Nachbarstaaten der Demokratischen Repu-
blik Kongo vor den Folgen einer Unterstützung der
bewaffneten Rebellengruppen. Er fordert die Re-
gierung Rwandas, im Hinblick auf ihre früheren Be-
ziehungen zur RCD-Goma, und alle anderen Nach-
barstaaten nachdrücklich auf, alles in ihren Kräf-
ten Stehende zu tun, um den Friedensprozeß zu un-
terstützen und zu einer friedlichen Regelung der
Krise beizutragen, und gleichzeitig alle Maßnah-
men oder Erklärungen zu unterlassen, die sich nach-
teilig auf die Situation in der Demokratischen Re-
publik Kongo auswirken könnten. Er erinnert an sei-
ne Resolutionen 1493(2003) und 1533(2004), ins-
besondere die Bestimmungen, die die regionale Si-
cherheit im gesamten Ostafrikanischen Zwischen-
seengebiet betreffen, und fordert alle Mitgliedstaa-
ten, insbesondere die Staaten der Region, auf, ihren
Verantwortlichkeiten entsprechend nachzukom-
men.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Initiative, die der Vor-
sitzende der Kommission der Afrikanischen Union
ergriffen hat, um die derzeitige Krise zu überwin-
den, namentlich im Hinblick auf ihre menschliche
Dimension, und den erfolgreichen Abschluß des
Friedensprozesses in der Demokratischen Republik
Kongo zu erleichtern.
Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine uneinge-
schränkte Unterstützung für die Mission der Ver-
einten Nationen in der Demokratischen Republik
Kongo (MONUC). Er verurteilt die kürzliche Er-
mordung von drei Mitarbeitern der Mission. Er for-
dert alle kongolesischen Parteien auf, die Tätigkeit
der MONUC zu unterstützen, und verlangt, daß sie
alle gegen das Personal oder die Einrichtungen der
Vereinten Nationen gerichteten feindseligen Hand-
lungen unterlassen.«

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York
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